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A. Problem 

Die Europäische Gemeinschaft hat eine sehr in Einzelheiten ge-
hende Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatzsteuer-Bemes-
sungsgrundlagen (6. USt-Richtlinie) erlassen, an die das na-
tionale Recht teilweise unverzüglich und teilweise nach einer 
mindestens fünfjährigen Übergangszeit anzupassen ist. 

B. Lösung 

Die Regierungsvorlage beschränkt sich im wesentlichen auf die 
unverzüglich zu vollziehende Anpassung des Umsatzsteuer-
rechts. Die Harmonisierung der Besteuerungsgrundlagen mit 
Schwerpunkten beim grenzüberschreitenden Leistungsaus-
tausch, den Steuerbefreiungen, der Mindestistbesteuerung für 
Anzahlungen ab 10 000 DM und der Kleinunternehmerregelung 
bedingt so mannigfaltige Änderungen, daß eine Neufassung 
des Umsatzsteuergesetzes vorgeschlagen wird. 

Die vom Ausschuß vorgeschlagenen Änderungen und Ergän-
zungen betreffen insbesondere 

— die Erfassung weiterer wettbewerbsrelevanter Betätigungen 
der öffentlichen Hand (§ 2), 

— die Berücksichtigung einiger billigenswerter Petiten zu den 
Steuerbefreiungen (§ 4), 
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— die Übernahme des Bundesratsvorschlags zur Verminderung 
der Voranmeldungen (§ 18), 

— die Übernahme des weitergehenden Bundesratsvorschlags 
zur Kleinunternehmerregelung (§ 19), 

— eine Überarbeitung der Regelungen für Reiseleistungen (ins-
besondere § 25). 

Auf eine Einschränkung der Optionsmöglichkeit im Wohnungs-
bau (§ 9 Satz 2) soll verzichtet werden. 

Außerdem bezieht die Ausschußempfehlung das ursprünglich 
gesondert geplante Einführungsgesetz mit ein; dabei werden 
aus aktuellem Anlaß auch Zweifel an der Rechtmäßigkeit der 
Einkommensteuererklärungsfrist beseitigt. 

Zustimmung bei Stimmenthaltung der CDU/CSU. 

C. Alternativen 

Die Opposition blieb mit weitergehenden Anträgen im Bereich 
der Steuerbefreiungen und im Bereich der Steuerermäßigungen, 
darunter dem Antrag, den Verzehr von Nahrungsmitteln in 
Gaststätten nur noch mit dem halben Steuersatz zu besteuern, 
in der Minderheit. 

Keine Mehrheit fand auch der Antrag, die zum 1. Juli dieses 
Jahres vorgesehene Erhöhung der Umsatzsteuersätze von 12 
auf 13 v. H. und von 6 auf 6,5 v. H. rückgängig zu machen. 

D. Kosten 

Der Steuerausfall des Umsatzsteuergesetzes 1980 wird unter 
Berücksichtigung der Beschlüsse des Finanzausschusses auf 

255 Millionen DM im Entstehungsjahr 1980, 

224 Millionen DM im Rechnungsjahr 1980, 

264 Millionen DM im Rechnungsjahr 1981, 

273 Millionen DM im Rechnungsjahr 1982, 

293 Millionen DM im Rechnungsjahr 1983 

geschätzt. 

Das Gebot einer Istbesteuerung bei größeren Anzahlungen 
bringt einmalig eine vorgezogene Mehreinnahme von 2 Mrd. 
DM, die Erweiterung des Kreises der Vierteljahreszahler einen 
einmaligen Ausfall von 300 Millionen DM. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 8/1779 — in der aus der anliegenden Zu-
sammenstellung ersichtlichen Fassung mit der Überschrift „Gesetz zur Neu-
fassung des Umsatzsteuergesetzes und zur Änderung anderer Gesetze" anzu-
nehmen; 

2. folgende Entschließung zu fassen: 

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaften dafür einzusetzen, daß diejenigen Umsätze, für die ein vom 
allgemeinen Steuersatz abweichender Steuersatz gelten soll, baldmöglichst 
durch eine Richtlinie ,der Europäischen Gemeinschaften für alle Mitgliedstaa-
ten einheitlich bestimmt werden" ; 

3. die eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 8. Mai 1979 

Der Finanzausschuß 

Frau Funcke 

Vorsitzende 

Kühbacher 

Berichterstatter 

Dr. Meyer zu Bentrup 
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Zusammenstellung 
des Entwu rfs eines Umsatzsteuergesetzes (UStG 1979) 
- Drucksache 8/1779 —

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Umsatzsteuergesetzes 
(UStG 1979) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen:  

ERSTER ABSCHNITT 

Steuergegenstand und Geltungsbereich 

§ 1 
Steuerbare Umsätze 

(1) Der Umsatzsteuer unterliegen die folgenden 
Umsätze: 

1. die Lieferungen und sonstigen Leistungen, die ein 
Unternehmer im Inland gegen Entgelt im Rah-
men seines Unternehmens ausführt. 

Die Steuerbarkeit entfällt nicht, wenn 

a) der Umsatz auf Grund gesetzlicher oder be-
hördlicher Anordnung ausgeführt wird oder 
nach gesetzlicher Vorschrift als ausgeführt 
gilt oder 

b) ein Unternehmer Lieferungen oder sonstige 
Leistungen an seine Arbeitnehmer oder deren 
Angehörige auf Grund des Dienstverhältnis-
ses ausführt, für die die Empfänger der Liefe-
rung oder sonstigen Leistung (Leistungsemp-
fänger) kein besonders berechnetes Entgelt 
aufwenden; 

2. der Eigenverbrauch im Inland. Eigenverbrauch 
liegt vor, wenn ein Unternehmer 

a) Gegenstande aus seinem Unternehmen für 
Zwecke entnimmt, die außerhalb des Unter

-

nehmens liegen, 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung des 
Umsatzsteuergesetzes und zur Änderung 

anderer Gesetze 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTES KAPITEL 

Umsatzsteuergesetz (UStG 1980) 

ERSTER ABSCHNITT 

Steuergegenstand und Geltungsbereich 

§ 1 
Steuerbare Umsätze 

(1) Der Umsatzsteuer unterliegen die folgenden 
Umsätze:  

1. die Lieferungen und sonstigen Leistungen, die ein 
Unternehmer im Inland gegen Entgelt im Rah-
men seines Unternehmens ausführt. 

Die Steuerbarkeit entfällt nicht, wenn 

a) unverändert 

 
b) ein Unternehmer Lieferungen oder sonstige 

Leistungen an seine Arbeitnehmer oder deren 
Angehörige auf Grund des Dienstverhältnis-
ses ausführt, für die die Empfänger der Liefe-
rung oder sonstigen Leistung (Leistungsemp-
fänger) kein besonders berechnetes Entgelt 
aufwenden. Das gilt nicht für Aufmerksam-
keiten;  

2. unverändert 
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Entwurf 

b) im Rahmen seines Unternehmens sonstige 
Leistungen der in § 3 Abs. 9 bezeichneten Art 
für Zwecke ausführt, die außerhalb des Un-
ternehmens liegen, 

c) Aufwendungen tätigt, die unter das Abzugs-
verbot des § 4 Abs. 5 Nr. 1 bis 7 und Abs. 6 
des Einkommensteuergesetzes fallen. Das gilt 
nicht für Geldgeschenke; 

3. die Lieferungen und sonstigen Leistungen, die 
Körperschaften und Personenvereinigungen im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 des Körper-
schaftsteuergesetzes, nichtrechtsfähige Personen-
vereinigungen sowie Gemeinschaften im Inland 
im Rahmen ihres Unternehmens an ihre Anteils-
eigner, Gesellschafter, Mitglieder, Teilhaber oder 
diesen nahestehende Personen ausführen, für 
die die Leistungsempfänger kein Entgelt auf-
wenden; 

4. die Einfuhr von Gegenständen in das Zollgebiet 
(Einfuhrumsatzsteuer) . 

(2) Unter Inland im Sinne dieses Gesetzes ist der 
Geltungsbereich des Gesetzes mit Ausnahme der 
Zollausschlüsse und der Zollfreigebiete zu verste-
hen. Ausland im Sinne dieses Gesetzes ist das Ge-
biet, das nicht Inland ist und nicht zur Deutschen 
Demokratischen Republik und Berlin (Ost) gehört. 
Wird ein Umsatz im Inland ausgeführt, so kommt 
es für die Besteuerung nicht darauf an, ob der Unter-
nehmer deutscher Staatsangehöriger ist, seinen 
Wohnsitz oder Sitz im Inland hat, im Inland eine 
Betriebstätte unterhält, die Rechnung erteilt oder 
die Zahlung empfängt. 

(3) Folgende Umsätze, die in den Freihäfen und 
in den Gewässern und Watten zwischen der Hoheits-
grenze und der Zollgrenze an der Küste (Zollfreige-
biete im Sinne des § 2 Abs. 3 Nr. 3 und 4 des Zoll-
gesetzes) bewirkt werden, sind wie Umsätze im In-
land zu behandeln: 

1. die Lieferungen von Gegenständen, die zum Ge-
brauch oder Verbrauch in den bezeichneten Zoll-
freigebieten oder zur Ausrüstung oder Versor-
gung eines Beförderungsmittels bestimmt sind, 
wenn die Lieferungen nicht für das Unternehmen 
des Abnehmers ausgeführt werden; 

2. die sonstigen Leistungen, die nicht für das Un-
ternehmen des Auftraggebers ausgeführt werden; 

3. der Eigenverbrauch; 

4. die Lieferungen von Gegenständen, die sich im 
Zeitpunkt der Lieferung 

a) in einem zollamtlich bewilligten Freihafen

-

Veredelungsverkehr (§ 53 des Zollgesetzes) 
oder in einer zollamtlich besonders zugelasse-
nen Freihafenlagerung (§ 61 Abs. 2 des Zoll-
gesetzes) oder 

b) einfuhrumsatzsteuerrechtlich im freien Ver-
kehr befinden; 

5. die sonstigen Leistungen, die im Rahmen eines 
Veredelungsverkehrs oder einer Lagerung im 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3. unverändert 

4. unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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Entwurf 

Sinne der Nummer 4 Buchstabe a ausgeführt wer-
den. 

Lieferungen und sonstige Leistungen in den bezeich-
neten Zollfreigebieten an juristische Personen des 
öffentlichen Rechts sind als Umsätze im Sinne der 
Nummern 1 und 2 anzusehen, soweit der Unterneh-
mer nicht anhand von Aufzeichnungen und Belegen 
das Gegenteil glaubhaft macht. 

§ 2 

Unternehmer, Unternehmen 

(1) Unternehmer ist, wer eine gewerbliche oder 
berufliche Tätigkeit selbständig ausübt. Das Unter-
nehmen umfaßt die gesamte gewerbliche oder beruf-
liche Tätigkeit des Unternehmers. Gewerblich oder 
beruflich ist jede nachhaltige Tätigkeit zur Erzie-
lung von Einnahmen, auch wenn die Absicht, Ge-
winn zu erzielen, fehlt oder eine Personenvereini-
gung nur gegenüber ihren Mitgliedern tätig wird. 

(2) Die gewerbliche oder berufliche Tätigkeit wird 
nicht selbständig ausgeübt, 

1. soweit natürliche Personen, einzeln oder zusam-
mengeschlossen einem Unternehmen so einge-
gliedert sind, daß sie den Weisungen des Unter-
nehmers zu folgen verpflichtet sind, 

2. wenn eine juristische Person nach dem Gesamt-
bild der tatsächlichen Verhältnisse finanziell, 
wirtschaftlich und organisatorisch in ein Unter-
nehmen eingegliedert ist (Organgesellschaft). 

(3) Die juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts sind nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerb-
licher Art (§ 1 Abs. 1 Nr. 6, § 4 des Körperschaft-
steuergesetzes) und ihrer land- oder forstwirt-
schaftlichen Betriebe gewerblich oder beruflich tä-
tig. Auch wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 
nicht gegeben sind, gelten als gewerbliche oder be-
rufliche Tätigkeit im Sinne dieses Gesetzes 

1. die Beförderung von Personen mit Kraftomni-
bussen sowie die Überlassung und Unterhaltung 
von Fernsprech-Nebenstellenanlagen durch die 
Deutsche Bundespost und 

2. die öffentlichen Beurkundungen und die öffentli-
chen Beglaubigungen, die im Land Baden-Würt-
temberg von Notaren im Landesdienst und Rat-
schreibern vorgenommen werden. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 2 

Unternehmer, Unternehmen 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Die juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts sind nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerb-
licher Art (§ 1 Abs. 1 Nr. 6, § 4 des Körperschaft-
steuergesetzes) und ihrer land- oder forstwirt-
schaftlichen Betriebe gewerblich oder beruflich tä-
tig. Auch wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 
nicht gegeben sind, gelten als gewerbliche oder be-
rufliche Tätigkeit im Sinne dieses Gesetzes 

1. die Beförderung von Personen mit Kraftomni-
bussen sowie die Überlassung und Unterhaltung 
von Fernsprech-Nebenstellenanlagen durch die 
Deutsche Bundespost; 

2. die Tätigkeit der Notare im Landesdienst und der 
Ratschreiber im Land Baden-Württemberg, so-
weit Leistungen ausgeführt werden, für die nach 
der Bundesnotarordnung die Notare zuständig 
sind; 

3. die Abgabe von Brillen und Brillenteilen ein-
schließlich der Reparaturarbeiten durch Selbst-
abgabestellen der gesetzlichen Träger der Sozial-
versicherung; 

4. die Leistungen der Vermessungs- und Kataster

-

behörden bei der Wahrnehmung von Aufgaben 
der Landesvermessung und des Liegenschafts-
katasters, mit Ausnahme der Amtshilfe. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/2827  

Entwurf 

§ 3 

Lieferung, sonstige Leistung 

(1) Lieferungen eines Unternehmers sind Leistun-
gen, durch die er oder in seinem Auftrag ein Dritter 
den Abnehmer oder in dessen Auftrag einen Dritten 
befähigt, im eigenen Namen über einen Gegenstand 
zu verfügen (Verschaffung der Verfügungsmacht). 

(2) Schließen mehrere Unternehmer über densel-
ben Gegenstand Umsatzgeschäfte ab und erfüllen 
sie diese Geschäfte dadurch, daß der erste Unterneh-
mer dem letzten Abnehmer in der Reihe unmittel-
bar die Verfügungsmacht über den Gegenstand ver-
schafft, so gilt die Lieferung an den letzten Abneh-
mer gleichzeitig als Lieferung eines jeden Unterneh-
mers in der Reihe (Reihengeschäft). 

(3) Beim Kommissionsgeschäft (§ 383 des Han-
delsgesetzbuchs) liegt zwischen dem Kommittenten 
und dem Kommissionär eine Lieferung vor. Bei der 
Verkaufskommission gilt der Kommissionär, bei der 
Einkaufskommission der Kommittent als Abnehmer. 

(4) Hat der Unternehmer die Bearbeitung oder 
Verarbeitung eines Gegenstandes übernommen und 
verwendet er hierbei Stoffe, die er selbst beschafft, 
so ist die Leistung als Lieferung anzusehen (Werk-
lieferung), wenn es sich bei den Stoffen nicht nur 
um Zutaten oder sonstige Nebensachen handelt. Das 
gilt auch dann, wenn die Gegenstände mit dem 
Grund und Boden fest verbunden werden. 

(5) Hat ein Abnehmer dem Lieferer die Nebener-
zeugnisse oder Abfälle, die bei der Bearbeitung oder 
Verarbeitung des ihm übergebenen Gegenstandes 
entstehen, zurückzugeben, so beschränkt sich die 
Lieferung auf den Gehalt des Gegenstandes an den 
Bestandteilen, die dem Abnehmer verbleiben. Das 
gilt auch dann, wenn der Abnehmer an Stelle der bei 
der Bearbeitung oder Verarbeitung entstehenden 
Nebenerzeugnisse oder Abfälle Gegenstände glei-
cher Art zurückgibt, wie sie in  seinem Unternehmen 
regelmäßig anfallen. 

(6) Eine Lieferung wird dort ausgeführt, wo sich 
der Gegenstand zur Zeit der Verschaffung der Ver-
fügungsmacht befindet. 

(7) Befördert der Unternehmer den Gegenstand 
der Lieferung an den Abnehmer oder in dessen Auf-
trag an einen Dritten, so gilt die Lieferung mit dem 
Beginn der Beförderung als ausgeführt. Befördern 
ist jede Fortbewegung eines Gegenstandes. Ver-
sendet der Unternehmer den Gegenstand der Liefe-
rung an den Abnehmer oder in dessen Auftrag an 
einen Dritten, so gilt die Lieferung mit der Über-
gabe des Gegenstandes an den Beauftragten als aus-
geführt. Versenden liegt vor, wenn jemand die Be-
förderung eines Gegenstandes durch einen selb-
ständigen Beauftragten ausführen oder besorgen 
läßt. 

(8) Gelangt der Gegenstand der Lieferung bei der 
Beförderung oder Versendung an den Abnehmer 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 3 

unverändert 
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Entwurf 

oder in dessen Auftrag an einen Dritten vom Aus-
land in das Inland oder vom Inland in einen Mit-
gliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
so ist diese Lieferung als im Einfuhrland ausgeführt 
zu behandeln, wenn der Lieferer, sein Beauftragter 
oder in den Fällen des Reihengeschäfts ein vorange-
gangener Lieferer oder dessen Beauftragter Schuld-
ner der bei der Einfuhr zu entrichtenden Umsatz-
steuer ist. 

(9) Sonstige Leistungen sind Leistungen, die kei-
ne Lieferungen sind. Sie können auch in einem 
Unterlassen oder im Dulden einer Handlung oder 
eines Zustandes bestehen. 

(10) Überläßt ein Unternehmer einem Auftrag-
geber, der ihm einen Stoff zur Herstellung eines 
Gegenstandes übergeben hat, an Stelle des herzu-
stellenden Gegenstandes einen gleichartigen Gegen-
stand, wie er ihn in seinem Unternehmen aus sol-
chem Stoff herzustellen pflegt, so gilt die Leistung 
des Unternehmers als Werkleistung, wenn das Ent-
gelt für die Leistung nach Art eines Werklohns un-
abhängig vom Unterschied zwischen dem Markt-
preis des empfangenen Stoffes und dem des überlas-
senen Gegenstandes berechnet wird. 

(11) Besorgt ein Unternehmer für Rechnung eines 
anderen im 'eigenen Namen eine sonstige Leistung, 
so sind die für die besorgte Leistung geltenden Vor-
schriften auf die Besorgungsleistung entsprechend 
anzuwenden. 

(12) Ein Tausch liegt vor, wenn das Entgelt für 
eine Lieferung in einer Lieferung besteht. Ein tausch-
ähnlicher Umsatz liegt, vor, wenn das Entgelt für ei-
ne sonstige Leistung in einer Lieferung oder sonsti-
gen Leistung besteht. 

§ 3 a 

Ort der sonstigen Leistung 

(1) Eine sonstige Leistung wird an dem Ort aus-
geführt, von dem aus der Unternehmer sein Unter-
nehmen betreibt. Wird die sonstige Leistung von 
einer Betriebstätte ausgeführt, so gilt die Betrieb-
stätte als der Ort der sonstigen Leistung. 

(2) Abweichend von Absatz 1 gilt: 

1. Eine sonstige Leistung im Zusammenhang mit ei-
nem Grundstück wird dort ausgeführt, wo das 
Grundstück liegt. Als sonstige Leistungen im Zu-
sammenhang mit einem Grundstück sind insbe-
sondere anzusehen: 

a) sonstige Leistungen der in § 4 Nr. 12 be-
zeichneten Art, 

b) sonstige Leistungen im Zusammenhang mit 
der Veräußerung oder dem Erwerb von 
Grundstücken, 

c) sonstige Leistungen, die der Erschließung 
von Grundstücken oder der Vorbereitung 
oder der Ausführung von Bauleistungen die-
nen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 3a 

Ort der sonstigen Leistung 

(1) unverändert 

(2) Abweichend von Absatz 1 gilt: 

1. unverändert 
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2. Eine Beförderungsleistung wird dort ausgeführt, 
wo die Beförderung bewirkt wird. Erstreckt sich 
eine Beförderung nicht nur auf das Inland, so 
fällt nur der inländische Teil der Leistung unter 
dieses Gesetz. Die Bundesregierung kann mit Zu-
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung zur Vereinfachung des Besteuerungsverfah-
rens bestimmen, daß bei Beförderungen, die sich 
sowohl auf das Inland, als auch auf das Ausland 
erstrecken (grenzüberschreitende Beförderungen), 
kurze inländische Beförderungsstrecken als aus-
ländische Beförderungsstrecken und kurze aus-
ländische Beförderungsstrecken als inländische 
Beförderungsstrecken angesehen werden. 

3. Die folgenden sonstigen Leistungen werden dort 
ausgeführt, wo der Unternehmer jeweils aus-
schließlich oder zum wesentlichen Teil tätig wird: 

a) künstlerische, wissenschaftliche, unterrichten-
de, sportliche, unterhaltende oder ähnliche 
Leistungen einschließlich der Leistungen der 
jeweiligen Veranstalter, 

b) Umschlag, Lagerung oder andere sonstige 
Leistungen, die damit oder mit den unter 
Nummer 2 bezeichneten Beförderungsleistun-
gen üblicherweise verbunden sind, 

c) Werkleistungen an beweglichen körperlichen 
Gegenständen und die Begutachtung dieser 
Gegenstände. 

4. Die Vermietung beweglicher körperlicher Gegen-
stände — ausgenommen Beförderungsmittel — 
wird dort ausgeführt, wo die Gegenstände ge-
nutzt werden, vorausgesetzt, der Unternehmer 
hat die Gegenstände aus einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in einen 
anderen Mitgliedstaat zum Zweck der dortigen 
Nutzung durch den Mieter eingeführt. 

(3) Ist der Empfänger einer der in Absatz 4 be-
zeichneten sonstigen Leistungen ein Unternehmer, 
so wird die sonstige Leistung abweichend von Ab-
satz 1 dort ausgeführt, wo der Empfänger sein Unter-
nehmen betreibt. Wird die sonstige Leistung an die 
Betriebstätte eines Unternehmers ausgeführt, so ist 
statt dessen der Ort der Betriebstätte maßgebend. 
Ist der Empfänger einer der in Absatz 4 bezeichneten 
sonstigen Leistungen kein Unternehmer und hat er 
seinen Wohnsitz oder Sitz außerhalb des Gebietes 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, wird die 
sonstige Leistung an seinem Wohnsitz oder Sitz aus-
geführt. Absatz 2 bleibt unberührt. 

(4) Sonstige Leistungen im Sinne des Absatzes 3 
sind: 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. Eine Beförderungsleistung wird dort ausgeführt, 
wo die Beförderung bewirkt wird. Erstreckt sich 
eine Beförderung nicht nur auf das Inland, so 
fällt nur der inländische Teil der Leistung unter 
dieses Gesetz. Die Bundesregierung kann mit Zu-
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung zur Vereinfachung des Besteuerungsver-
fahrens bestimmen, daß bei Beförderungen, die 
sich sowohl auf das Inland als auch auf das Aus-
land erstrecken (grenzüberschreitende Beförde-
rungen), 

a) kurze inländische Beförderungsstrecken als 
ausländische und kurze ausländische Beförde-
rungsstrecken als inländische angesehen wer-
den, 

b) Beförderungen über kurze Beförderungsstrek-
ken in den in § 1 Abs. 3 bezeichneten Zollfrei

-

gebieten nicht wie Umsätze im Inland behan-
delt werden. 

3. unverändert 

4. Die Vermietung beweglicher körperlicher Ge-
genstände — ausgenommen Beförderungsmit-
tel — wird dort ausgeführt, wo die Gegenstände 
genutzt werden. 

(3) unverändert 

(4) Sonstige Leistungen im Sinne des Absatzes 3 
sind: 
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1. die Einräumung, Übertragung und Wahrneh-
mung von Patenten, Urheberrechten, Warenzei-
chenrechten und ähnlichen Rechten; 

2. die sonstigen Leistungen, die der Werbung oder 
der Öffentlichkeitsarbeit dienen, einschließlich 
der Leistungen der Werbungsmittler und der 
Werbeagenturen; 

3. die rechtliche, wirtschaftliche und technische Be-
ratung, insbesondere die entsprechenden Lei-
stungen der Rechtsanwälte, Patentanwälte, Steu-
erberater, Wirtschaftsprüfer, Sachverständigen 
und Ingenieure; 

4. die Datenverarbeitung; 

5. die Überlassung von Informationen einschließ-
lich gewerblicher Verfahren und Erfahrungen; 

6. die sonstigen Leistungen der in § 4 Nr. 8 Buch-
staben a bis g und Nummer 10 bezeichneten Art; 

7. die Gestellung von Personal; 

8. der Verzicht auf Ausübung eines der in Num-
mer 1 bezeichneten Rechte; 

9. der Verzicht, ganz oder teilweise eine gewerb-
liche oder berufliche Tätigkeit auszuüben; 

10. die Vermittlung der in den vorstehenden Num

-

mern bezeichneten Leistungen. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung, um eine Doppelbesteuerung oder Nichtbesteue-
rung zu vermeiden oder um Wettbewerbsverzer-
rungen zu verhindern, bei der Vermietung beweg-
licher körperlicher Gegenstände und bei sonstigen 
Leistungen der in Absatz 4 bezeichneten Art den 
Ort der Leistung abweichend von den Absätzen 1, 
2 Nr. 4 und Absatz 3 danach bestimmen, wo die 
sonstige Leistung genutzt oder ausgewertet wird. 
Der Ort der sonstigen Leistung kann 

1. statt im Inland als außerhalb des Gebiets der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gelegen 
und 

2. statt außerhalb des Gebiets der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft als im Inland gelegen 

behandelt werden. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. die rechtliche, wirtschaftliche und technische 
Beratung, insbesondere die Leistungen der 
Rechtsanwälte, Patentanwälte, Steuerberater, 
Wirtschaftsprüfer und Sachverständigen sowie 
die Ingenieurleistungen; 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. a) die sonstigen Leistungen der in § 4 Nr. 8 
Buchstaben a bis g und Nr. 10 bezeichneten 
Art, 

b) die sonstigen Leistungen im Geschäft mit 
Gold, Silber und Platin. Das gilt nicht für 
Münzen und Medaillen aus diesen Edelme-
tallen; 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

(5) Der Bundesminister der Finanzen kann mit Zu-
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung, 
um eine Doppelbesteuerung oder Nichtbesteuerung 
zu vermeiden oder um Wettbewerbsverzerrungen 
zu verhindern, den Ort der Leistung abweichend von 
den Absätzen 1 und 3 danach bestimmen, wo die 
sonstige Leistung genutzt oder ausgewertet wird. 
Der Ort der sonstigen Leistung kann 

1. unverändert 

2. unverändert 

behandelt werden. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Steuerbefreiungen und Steuervergütungen 

§ 4 

Steuerbefreiungen bei Lieferungen, sonstigen 
Leistungen und Eigenverbrauch 

Von den unter § i Abs. 1 Nr. 1 bis 3 fallenden 
Umsätzen sind steuerfrei: 

1 . die Ausfuhrlieferungen (§ 6) und die Lohnver-
edelungen an Gegenständen der Ausfuhr (§ 7). 
Der Bundesminister der Finanzen kann mit Zu-
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung zur Durchführung und nach Maßgabe von 
Rechtsakten des Rates der Europäischen Ge-
meinschaften die Steuerbefreiungen ausschlie-
ßen oder von anderen oder zusätzlichen Voraus-
setzungen abhängig machen; 

2. die Umsätze für die Seeschiffahrt und für die 
Luftfahrt (§ 8); 

3. a) die grenzüberschreitenden Beförderungen von 
Gegenständen und die Beförderungen im in-
ternationalen Eisenbahnfrachtverkehr. Nicht 
befreit' sind die Beförderungen der in § i 
Abs. 3 Nr. 4 Buchstabe a bezeichneten Ge-
genstände aus einem Freihafen in das In-
land; 

b) andere sonstige Leistungen als die in Buch-
stabe a bezeichneten Beförderungen, wenn 

aa) die Leistungen sich auf Gegenstände der 
Einfuhr beziehen, die Kosten für diese 
Leistungen in der Bemessungsgrundlage 
für die Einfuhr (§ 11) enthalten sind und 
dies durch einen zollamtlichen Beleg 
nachgewiesen ist oder 

bb) die Leistungen sich unmittelbar auf Ge-
genstände der Ausfuhr oder der Durch-
fuhr beziehen und die Ausfuhr oder 
Wiederausfuhr der Gegenstände durch 
einen Beleg nachgewiesen ist. Der Bun-
desminister der Finanzen kann mit Zu-
stimmung des Bundesrates durch Rechts-
verordnung bestimmen, wie der Nach-
weis der Ausfuhr oder der Wiederaus-
fuhr zu führen ist.' 

Die Vorschrift gilt nicht für die in den Num-
mern 8, 10 und 11 bezeichneten Umsätze und 
für die Bearbeitung oder Verarbeitung eines 
Gegenstandes einschließlich der Werklei-
stung im Sinne des § 3 Abs. 10. 

Die Voraussetzungen für die Steuerbefreiungen 
müssen buchmäßig nachgewiesen sein. Der Bun-
desminister der Finanzen kann mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung bestim-

men, wie der buchmäßige Nachweis zu führen 
ist; 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

ZWEITER ABSCHNITT 

Steuerbefreiungen und Steuervergütungen 

§ 4 

Steuerbefreiungen bei Lieferungen, sonstigen 
Leistungen und Eigenverbrauch 

Von den unter § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 fallenden 
Umsätzen sind steuerfrei: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. a) unverändert 

b) andere sonstige Leistungen als die in Buch-
stabe a bezeichneten Beförderungen, wenn 
sich die Leistungen 

aa) auf Gegenstände der Einfuhr beziehen 
und die Kosten für diese Leistungen in 
der Bemessungsgrundlage für die Ein-
fuhr (§ 11) enthalten sind oder 

bb) unmittelbar auf Gegenstände der Aus

-

fuhr oder der Durchfuhr beziehen. 

Die Vorschrift gilt nicht für die in den Num-
mern 8, 10 und 11 bezeichneten Umsätze und 
für die Bearbeitung oder Verarbeitung eines 
Gegenstandes einschließlich der Werklei-
stung im Sinne des § 3 Abs. 10. Die Voraus-
setzungen der Steuerbefreiung müssen vom 
Unternehmer nachgewiesen sein. Der Bun-
desminister der Finanzen kann mit Zustim-
mung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung bestimmen, wie der Unternehmer den 
Nachweis zu führen hat; 
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4. die Lieferungen von Gold an die Deutsche Bun-
desbank; 

5. die Vermittlung 

a) der unter die Nummern 1 bis 4 fallenden 
Umsätze, 

b) der grenzüberschreitenden Beförderungen 
von Personen mit Luftfahrzeugen, 

c) der Umsätze, die ausschließlich im Ausland 
bewirkt werden. 

Nicht befreit ist die Vermittlung von Umsätzen 
durch Reisebüros für Reisende. Die Vorausset-
zung der Steuerbefreiung muß buchmäßig nach-
gewiesen sein. Der Bundesminister der Finan-
zen kann mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung bestimmen, wie der buchmä-
ßige Nachweis zu führen ist; 

6. die Lieferungen und sonstigen Leistungen der 
Deutschen Bundesbahn auf Gemeinschaftsbahn-
höfen, Betriebswechselbahnhöfen, Grenzbe-
triebsstrecken und Durchgangsstrecken an Eisen-
bahnverwaltungen mit Sitz im Ausland; 

7. a) die auf Gesetz beruhenden Leistungen der 
Beförderungsunternehmer für die Deutsche 
Bundespost, 

b) die Beförderungen von Personen mit Schif-
fen; 

8. a) die Gewährung, die Vermittlung und die 
Verwaltung von Krediten sowie die Verwal-
tung von Kreditsicherheiten, 

b) die Umsätze und die Vermittlung der Um-
sätze von gesetzlichen Zahlungsmitteln. Das 
gilt nicht, wenn die Zahlungsmittel wegen 
ihres Metallgehaltes oder ihres Sammler-
wertes umgesetzt werden, 

c) die Umsätze und die Vermittlung der Um-
sätze von Geldforderungen, 

d) die Umsätze im Einlagengeschäft, im Kon-
tokorrentverkehr, im Zahlungs- und Über-
weisungsverkehr und das Inkasso von Han-
delspapieren, 

e) die Umsätze von Wertpapieren und die Op-
tionsgeschäfte mit Wertpapieren, die Ver-
mittlung dieser Umsätze, die Verwahrung 
und Verwaltung von Wertpapieren (De-
potgeschäft) sowie die sonstigen Leistungen 
im Emissionsgeschäft, 

f) die Umsätze und die Vermittlung der Um-
sätze von Anteilen an Gesellschaften und 
anderen Vereinigungen, 

g) die Übernahme von Verbindlichkeiten, von 
Bürgschaften und ähnlichen Sicherheiten so-
wie die Vermittlung dieser Umsätze, 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

4. die Lieferungen von Gold an Zentralbanken; 

5. die Vermittlung 

a) unverändert 

b) der grenzüberschreitenden Beförderungen 
von Personen mit Luftfahrzeugen oder See-
schiffen, 

c) der Umsätze, die ausschließlich im Ausland 
bewirkt werden, 

d) der Lieferungen, die nach § 3 Abs. 8 als im 
Inland ausgeführt zu behandeln sind. 

Nicht befreit ist die Vermittlung von Umsätzen 
durch Reisebüros für Reisende. Die Vorausset-
zungen der Steuerbefreiung müssen vom Unter-
nehmer nachgewiesen sein. Der Bundesmini-
ster der Finanzen kann mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung bestim-
men, wie der Unternehmer den Nachweis zu 
führen hat; 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 
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h) die Verwaltung von Sondervermögen nach 
dem Gesetz über Kapitalanlagegesellschaf-
ten, 

i) die Umsätze von inländischen amtlichen 
Wertzeichen zum aufgedruckten Wert; 

9. a) die Umsätze, die unter das Grunderwerb-
steuergesetz fallen, 

b) die Umsätze, die unter das Rennwett- und 
Lotteriegesetz fallen, sowie die Umsätze der 
zugelassenen öffentlichen Spielbanken, die 
durch den Betrieb der Spielbank bedingt 
sind. Nicht befreit sind die unter das Renn-
wett- und Lotteriegesetz fallenden Umsätze, 
die von der Rennwett- und Lotteriesteuer 
befreit sind oder von denen diese Steuer 
allgemein nicht erhoben wird; 

10. a) die Leistungen auf Grund eines Versiche-
rungsverhältnisses im Sinne des Versiche-
rungsteuergesetzes. Das gilt auch, wenn die 
Zahlung des Versicherungsentgelts nicht der 
Versicherungsteuer unterliegt; 

b) die Leistungen, die darin bestehen, daß an-
deren Personen Versicherungsschutz ver-
schafft wird; 

11. die Umsätze aus der Tätigkeit als Bausparkas-
senvertreter, Versicherungsvertreter und Ver-
sicherungsmakler; 

12. a) die Vermietung und die Verpachtung von 
Grundstücken, von Berechtigungen, für die 
die Vorschriften des bürgerlichen Rechts 
über Grundstücke gelten, und von staat-
lichen Hoheitsrechten, die Nutzungen von 
Grund und Boden betreffen, 

b) die Überlassung von Grundstücken und 
Grundstücksteilen zur Nutzung auf Grund 
eines auf Übertragung des Eigentums gerich-
teten Vertrages oder Vorvertrages, 

c) die Bestellung und Veräußerung von Dauer

-

wohnrechten und Dauernutzungsrechten. 

Nicht befreit sind die Vermietung von Wohn- 
und Schlafräumen, die ein Unternehmer zur 
kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereit-
hält, die kurzfristige Vermietung von Plätzen 
für das Abstellen von Fahrzeugen, die kurz-
fristige Vermietung auf Campingplätzen und 
die Vermietung und die Verpachtung von Ma-
schinen und sonstigen Vorrichtungen aller Art, 
die zu einer Betriebsanlage gehören (Betriebs-
vorrichtungen), auch wenn sie wesentliche Be-
standteile eines Grundstücks sind; 

13. die Leistungen, die die Gemeinschaften der 
Wohnungseigentümer im Sinne des Geset-
zes über das Wohnungseigentum und das 
Dauerwohnrecht vom 15. März 1951 (BGBl. 
I S. 175) in der jeweils geltenden Fassung an die 
Wohnungseigentümer und Teileigentümer er-
bringen, soweit die Leistungen in der Überlas-
sung des gemeinschaftlichen Eigentums zum 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 
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Gebrauch, seiner Instandhaltung, Instandset-
zung und sonstigen Verwaltung sowie der Lie-
ferung von Wärme und ähnlichen Gegenstän-
den bestehen; 

14. die Umsätze aus der Tätigkeit als Arzt, Zahn-
arzt, Heilpraktiker, Krankengymnast, Hebamme 
oder aus einer ähnlichen heilberuflichen Tätig-
keit im Sinne des § 18 Abs. 1 Nr. 1 des Ein-
kommensteuergesetzes. Steuerfrei sind auch die 
sonstigen Leistungen von Gemeinschaften, de-
ren Mitglieder Angehörige der in Satz 1 be-
zeichneten Berufe sind, gegenüber ihren Mit-
gliedern, soweit diese Leistungen unmittelbar 
zur Ausführung der nach Satz 1 steuerfreien 
Umsätze verwendet werden. Die Umsätze eines 
Arztes aus . dem Betrieb eines Krankenhauses 
sind mit Ausnahme der ärztlichen Leistungen 
nur steuerfrei, wenn die in Nummer 16 Buch-
stabe b bezeichneten Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

Die Sätze 1 und 2 gelten nicht 

a) für die Umsätze aus der Tätigkeit als Tier-
arzt und für die Umsätze von Gemeinschaf-
ten, deren Mitglieder Tierärzte sind, 

b) für die Lieferung oder Wiederherstellung 
von Zahnprothesen und kieferorthopädischen 
Apparaten (Nr. 90.19 A I und aus Nr. 90.19 C 
des Zolltarifs), soweit sie der Unternehmer 
in seinem Unternehmen hergestellt oder 
wiederhergestellt hat; 

15. die Umsätze der gesetzlichen Träger der So-
zialversicherung, der örtlichen und überörtli-
chen Träger der Sozialhilfe sowie der Verwal-
tungsbehörden und sonstigen Stellen der Kriegs-
opferversorgung einschließlich der Träger der 
Kriegsopferfürsorge 

a) untereinander, 

b) an die Versicherten, die Empfänger von So-
zialhilfe oder die Versorgungsberechtigten; 

16. die mit dem Betrieb der Krankenhäuser, Dia-
gnosekliniken und anderen Einrichtungen ärzt-
licher Heilbehandlung, Diagnostik oder Befund-
erhebung sowie der Altenheime, Altenwohn-
heime und Altenpflegeheime eng verbundenen 
Umsätze, wenn 

a) diese Einrichtungen von juristischen Perso-
nen des öffentlichen Rechts betrieben wer-
den oder 

b) bei Krankenhäusern im vorangegangenen 
Kalenderjahr die in § 67 Abs. 1 oder 2 der 
Abgabenordnung bezeichneten Vorausset-
zungen erfüllt worden sind oder 

c) bei Diagnosekliniken und anderen Einrich-
tungen ärztlicher Heilbehandlung, Diagno- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

14. Die Umsätze aus der Tätigkeit als Arzt, Zahn-
arzt, Heilpraktiker, Krankengymnast, Hebamme 
oder aus einer ähnlichen heilberuflichen Tätig-
keit im Sinne des § 18 Abs. 1 Nr. 1 des Einkom-
mensteuergesetzes und aus der Tätigkeit als 
klinischer Chemiker. Steuerfrei sind auch die 
sonstigen Leistungen von Gemeinschaften, de-
ren Mitglieder Angehörige der in Satz 1 bezeich-
neten Berufe sind, gegenüber ihren Mitgliedern, 
soweit diese Leistungen unmittelbar zur Aus-
führung der nach Satz 1 steuerfreien Umsätze 
verwendet werden. Die Umsätze eines Arztes 
aus dem Betrieb eines Krankenhauses sind mit 
Ausnahme der ärztlichen Leistungen nur steuer-
frei, wenn die in Nummer 16 Buchstabe b be-
zeichneten Voraussetzungen erfüllt sind. 

Die Sätze 1 und 2 gelten nicht 

a) unverändert 

b) unverändert 

15. die Umsätze der gesetzlichen Träger der So

-

zialversicherung, der örtlichen und überörtli-
chen Träger der Sozialhilfe sowie der Verwal-
tungsbehörden und sonstigen Stellen der Kriegs-
opferversorgung einschließlich der Träger der 
Kriegsopferfürsorge 

a) unverändert 

b) an die Versicherten, die Empfänger von So-
zialhilfe oder die Versorgungsberechtigten. 
Das gilt nicht für die Abgabe von Brillen und 
Brillenteilen einschließlich der Reparatur-
arbeiten durch Selbstabgabestellen der ge-
setzlichen Träger der Sozialversicherung; 

16. die mit dem Betrieb der Krankenhäuser, Dia-
gnosekliniken und anderen Einrichtungen ärzt-
licher Heilbehandlung, Diagnostik oder Befund-
erhebung sowie der Altenheime, Altenwohn-
heime und Pflegeheime eng verbundenen Um-
sätze, wenn 

a) unverändert 

b) unverändert 

 c) unverändert 
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stik oder Befunderhebung die Leistungen 
unter ärztlicher Aufsicht erbracht werden 
und im vorangegangenen Kalenderjahr min-
destens 40 vom Hundert der Leistungen den 
in Nummer 15 Buchstabe b genannten Per-
sonen zugute gekommen sind oder 

d) bei Altenheimen, Altenwohnheimen und Al-
tenpflegeheimen im vorangegangenen Ka-
lenderjahr mindestens zwei Drittel der Lei-
stungen den in § 68 Abs. 1 des Bundes

-

sozialhilfegesetzes oder den in § 53 Nr. 2 
der Abgabenordnung genannten Personen 
zugute gekommen sind; 

17. a) die Lieferungen von menschlichen Organen, 
menschlichem Blut und Frauenmild, 

b) die Beförderungen von kranken und ver-
letzten Personen  mit Fahrzeugen, die hierfür 
besonders eingerichtet sind; 

18. die Leistungen der amtlich anerkannten Ver-
bände der freien Wohlfahrtspflege und der der 
freien Wohlfahrtspflege dienenden Körper-
schaften, Personenvereinigungen und Vermö-
gensmassen, die • einem Wohlfahrtsverband als 
Mitglied angeschlossen sind, wenn 

a) diese Unternehmer ausschließlich und un-
mittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder 
kirchlichen Zwecken dienen, 

b) die Leistungen unmittelbar dem nach der 
Satzung, Stiftung oder sonstigen Verfassung 
begünstigten Personenkreis zugute kommen 
und 

c) die Entgelte für die in Betracht kommenden 
Leistungen hinter den durchschnittlich für 
gleichartige Leistungen von Erwerbsunter-
nehmen verlangten Entgelten zurückbleiben. 

Steuerfrei sind auch die Beherbergung, Bekö-
stigung und die üblichen Naturalleistungen, die 
diese Unternehmer den Personen, die bei den 
Leistungen nach Satz 1 tätig sind, als Vergütung 
für die 'geleisteten Dienste gewähren; 

19. a) die Umsätze' der Blinden, die nicht mehr als 
zwei Arbeitnehmer beschäftigen. Nicht als 
Arbeitnehmer gelten der Ehegatte, die min-
derjährigen Abkömmlinge, die Eltern des 
Blinden und die Lehrlinge. Die Blindheit ist 
nach den für die Besteuerung des Einkom-
kommens maßgebenden Vorschriften nach-
zuweisen. Die Steuerfreiheit gilt nicht für 
die Lieferungen von Mineralölen und 
Branntweinen, wenn der Blinde für diese 
Erzeugnisse Mineralölsteuer oder Brannt-
weinabgaben zu entrichten hat; 

b) die folgenden Umsätze der nicht unter Buch-
stabe a fallenden Inhaber von anerkannten 
Blindenwerkstätten und der anerkannten Zu-
sammenschlüsse von Blindenwerkstätten im 
Sinne des § 5 Abs. 1 des Blindenwarenver-
triebsgesetzes vom 9. April 1965 (BGBl. I 
S. 311):  

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

d) bei Altenheimen, Altenwohnheimen und 
Pflegeheimen im vorangegangenen Kalen-
derjahr mindestens zwei Drittel der Lei-
stungen den in § 68 Abs. 1 des Bundesso-
zialhilfegesetzes oder den in § 53 Nr. 2 der 
Abgabenordnung genannten Personen zu-
gute gekommen sind; 

17. unverändert 

 

18. unverändert 

19. unverändert 
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aa) die Lieferungen und der Eigenverbrauch 
von Blindenwaren und Zusatzwaren im 
Sinne des Blindenwarenvertriebsgeset-
zes, 

bb) die sonstigen Leistungen, soweit bei 
ihrer Ausführung ausschließlich Blinde 
mitgewirkt haben; 

20. a) die Umsätze folgender Einrichtungen des 
Bundes, der Länder, der Gemeinden oder 
der Gemeindeverbände: Theater, Orchester, 
Kammermusikensembles, Chöre, Museen, 
botanische Gärten, zoologische Gärten, 
Tierparks, Archive, Büchereien sowie Denk

-

mäler der Bau- und Gartenbaukunst. Das 
gleiche gilt für die Umsätze gleichartiger 
Einrichtungen anderer Unternehmer, wenn 
die zuständige Landesbehörde bescheinigt, 
daß sie die gleichen kulturellen Aufgaben 
wie die in Satz 1 bezeichneten Einrichtungen 
erfüllen. Museen im Sinne dieser Vorschrift 
sind wissenschaftliche Sammlungen und 
Kunstsammlungen; 

b) die Veranstaltung von Theatervorführungen 
und Konzerten durch andere Unternehmer, 
wenn die Darbietungen von den unter 
Buchstabe a bezeichneten Theatern, Orche-
stern, Kammermusikensembles oder Chören 
erbracht werden; 

21. die unmittelbar dem Schul- und Bildungszweck 
dienenden Leistungen privater Schulen und an-
derer allgemeinbildender oder berufsbildender 
Einrichtungen, 

a) wenn sie als Ersatzschulen gemäß Artikel 7 , 
Abs. 4 des Grundgesetzes staatlich geneh-
migt oder nach Landesrecht erlaubt sind oder 

b) wenn die zuständige Landesbehörde be-
scheinigt, daß sie auf einen Beruf oder eine 
vor einer juristischen Person des öffentli-
chen Rechts abzulegende Prüfung ordnungs-
gemäß vorbereiten; 

22. die Vorträge, Kurse und anderen Veranstaltun-
gen wissenschaftlicher oder belehrender Art, 
die von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, von Verwaltungs- und Wirtschaftsaka-
demien, von Volkshochschulen oder von Ein-
richtungen, die gemeinnützigen Zwe cken oder 
dem Zweck eines Berufsverbandes dienen, 
durchgeführt werden, wenn die Einnahmen 
überwiegend zur Deckung der Unkosten ver-
wendet werden; 

 

23. die Gewährung von Beherbergung, Bekösti-
gung und der üblichen Naturalleistungen durch 
Personen und Einrichtungen, wenn sie überwie- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

 

20. unverändert 

 

21. unverändert 

 

22. a) die Vorträge, Kurse und' anderen Veranstal-
tungen wissenschaftlicher oder belehrender 
Art, die von juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts, von Verwaltungs- und Wirt

- schaftsakademien, von Volkshochschulen 
oder von Einrichtungen, die gemeinnützigen 
Zwecken oder dem Zweck eines Berufsver-
bandes dienen, durchgeführt werden, wenn 
die Einnahmen überwiegend zur Deckung 
der Unkosten verwendet werden, 

b) andere kulturelle und sportliche Veranstal-
tungen, die von  den in Buchstabe a genann-
ten Unternehmern durchgeführt werden, so-
weit das Entgelt in Teilnehmergebühren be-
steht; 

23. unverändert ' 
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gend Jugendliche für Erziehungs-, Ausbildungs-
oder Fortbildungszwecke oder für Zwecke der 
Säuglingspflege bei sich aufnehmen, soweit die 
Leistungen an die Jugendlichen oder an die bei 
ihrer Erziehung, Ausbildung, Fortbildung oder 
Pflege tätigen Personen ausgeführt werden. Ju-
gendliche im Sinne dieser Vorschrift sind alle 
Personen vor Vollendung des 27. Lebensjahres. 
Steuerfrei sind auch die Beherbergung, Bekösti-
gung und die üblichen Naturalleistungen, die 
diese Unternehmer den Personen, die bei den 
Leistungen nach Satz 1 tätig sind, als Vergütung 
für die geleisteten Dienste gewähren; 

24. die Leistungen des Deutschen Jugendherbergs-
werkes, Hauptverband für Jugendwandern und 
Jugendherbergen e. V., einschließlich der die

-

sem Verband angeschlossenen Untergliederun-
gen, Einrichtungen und Jugendherbergen, soweit 
die Leistungen den Satzungszwecken unmittel-
bar dienen oder Personen, die bei diesen Lei-
stungen tätig sind, Beherbergung, Beköstigung 
und die üblichen Naturalleistungen als Vergü-
tung für die geleisteten Dienste gewährt wer-
den. Das gleiche gilt für die Leistungen anderer 
Vereinigungen, die gleiche Aufgaben unter den-
selben Voraussetzungen erfüllen; 

25. die folgenden Leistungen der förderungswürdi-
gen Träger und Einrichtungen der freien Ju-
gendhilfe und der Organe der öffentlichen Ju-
gendhilfe: 

a) die Durchführung von Lehrgängen, Freizei-
ten, Zeltlagern, Fahrten und Treffen sowie 
von Veranstaltungen, die der Leibeserzie-
hung oder der Erholung dienen, soweit diese 
Leistungen Jugendlichen oder Mitarbeitern 
in der Jugendhilfe unmittelbar zugute kom-
men, 

b) in Verbindung mit den unter Buchstabe a 
bezeichneten Leistungen die Beherbergung, 
Beköstigung und die üblichen Naturallei-
stungen, die den Jugendlichen und Mitar-
beitern in der Jugendhilfe sowie den bei 
diesen Leistungen tätigen Personen als Ver-
gütung für die geleisteten Dienste gewährt 
werden, 

c) die Durchführung von kulturellen Veranstal-
tungen im Rahmen der Jugendhilfe, wenn 
die Darbietungen von den Jugendlichen 
selbst erbracht oder die Einnahmen überwie-
gend zur Deckung der Unkosten verwendet 
werden. 

Förderungswürdig im Sinne dieser Vorschrift 
sind Träger und Einrichtungen der freien Ju-
gendhilfe, die von der obersten Landesjugend-
behörde oder einer von dieser beauftragten 
Stelle öffentlich anerkannt sind. Jugendliche 
im Sinne dieser Vorschrift sind alle Personen 
vor Vollendung des 27. Lebensjahres. Die Vor-
schriften in den Sätzen 1 bis 3 sind entsprechend 
anzuwenden auf die Leistungen von Vereini-
gungen, wenn es sich um eine Betätigung von 

.Beschlüsse des 7. Ausschusses 

24. unverändert 

25. die folgenden Leistungen der förderungswürdi-
gen Träger und Einrichtungen der freien Ju-
gendhilfe und der Organe der öffentlichen Ju-
gendhilfe : 

a) die Durchführung von Lehrgängen, Freizei-
ten, Zeltlagern, Fahrten und Treffen sowie 
von Veranstaltungen, die dem Sport oder 
der Erholung dienen, soweit diese Leistun-
gen Jugendlichen oder Mitarbeitern in der 
Jugendhilfe unmittelbar zugute kommen, 

b) unverändert 

c) die Durchführung von kulturellen und sport-
lichen Veranstaltungen im Rahmen der Ju-
gendhilfe, wenn die Darbietungen von den 
Jugendlichen selbst erbracht oder die Ein-
nahmen überwiegend zur Deckung der Un-
kosten verwendet werden. 

Förderungswürdig im Sinne dieser Vorschrift 
sind Träger und Einrichtungen der freien Ju-
gendhilfe, die von der obersten Landesjugend-
behörde oder einer von dieser beauftragten 
Stelle öffentlich anerkannt sind. Jugendliche 
im Sinne dieser Vorschrift sind alle Personen 
vor Vollendung des 27. Lebensjahres. Die Vor-
schriften in den Sätzen 1 bis 3 sind entsprechend 
anzuwenden auf die Leistungen von Vereini-
gungen, wenn es sich um eine Betätigung von 
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ihnen angeschlossenen Jugendgruppen handelt 
und für diese die in Satz 2 bezeichnete öffent-
liche Anerkennung nachgewiesen wird; 

26. die ehrenamtliche Tätigkeit, 

a) wenn sie für juristische Personen des öffent-
lichen Rechts ausgeübt wird oder 

b) wenn das Entgelt für diese Tätigkeit nur in 
Auslagenersatz und einer angemessenen 
Entschädigung für Zeitversäumnis besteht; 

27. die Gestellung von Mitgliedern geistlicher Ge-
nossenschaften und Angehörigen von Mutter-
häusern für gemeinnützige, mildtätige, kirch-
liche oder schulische Zwecke; 

28. a) die Lieferungen von Gegenständen und der 
Eigenverbrauch im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe a, wenn der Unternehmer 
die gelieferten oder entnommenen Gegen-
stände ausschließlich für eine nach den Num-
mern 7 bis 27 steuerfreie Tätigkeit verwen-
det hat, 

b) die Lieferungen von Gegenständen, wenn 
der Unternehmer die Aufwendungen für die 
Anschaffung oder Herstellung der Gegen-
stände als Eigenverbrauch im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c versteuert hat. 

§ 4a 

Steuervergütung 

(1) Körperschaften, die ausschließlich und unmit-
telbar gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 
Zwecke verfolgen (§§ 51 bis 68 der Abgabenord-
nung), und juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts wird auf Antrag eine Steuervergütung zum 
Ausgleich der Steuer gewährt, die auf der an sie 
bewirkten Lieferung eines Gegenstandes oder des-
sen Einfuhr lastet, wenn die folgenden Vorausset-
zungen erfüllt sind: 

1. Die Lieferung des Gegenstandes oder dessen 
Einfuhr muß steuerpflichtig gewesen sein. 

2. Die auf die Lieferung des Gegenstandes entfal-
lende Steuer muß in einer Rechnung im Sinne 
des § 14 Abs. 1 gesondert ausgewiesen und mit 
dem Kaufpreis bezahlt worden sein. 

3. Die für die Einfuhr des Gegenstandes geschul-
dete Steuer muß entrichtet worden sein, 

4. Der Gegenstand muß in das Ausland gelangt 
sein. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

ihnen angeschlossenen Jugendgruppen handelt 
und für diese die in Satz 2 bezeichnete öffent-
liche Anerkennung nachgewiesen wird; 

26. unverändert 

27. unverändert 

28. a) die Lieferungen von Gegenständen und der 
Eigenverbrauch im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe a, wenn der Unternehmer die ge-
lieferten oder entnommenen Gegenstände 
ausschließlich für eine nach den Nummern 7 
bis 27 oder nach Buchstabe b steuerfreie Tä-
tigkeit verwendet hat oder die Aufwendun-
gen für die Anschaffung oder Herstellung der 
Gegenstände als Eigenverbrauch im Sinne 
des § 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c versteuert 
hat, 

b) die Verwendung von Gegenständen für 
Zwecke, die außerhalb des Unternehmens 
liegen (§ 1 Abs. i Nr. 2 Buchstabe b), wenn 
die Gegenstände im Unternehmen ausschließ-
lich für eine nach den Nummern 7 bis 27 
steuerfreie Tätigkeit verwendet werden oder 
wenn der Unternehmer die Aufwendungen 
für die Anschaffung oder Herstellung der 
Gegenstände als Eigenverbrauch im Sinne 
des § 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c versteuert 
hat. 

§ 4a 

Steuervergütung 

(1) Körperschaften, die ausschließlich und unmit-
telbar gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 
Zwecke verfolgen (§§ 51 bis 68 der Abgabenord-
nung), und juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts wird auf Antrag eine Steuervergütung zum 
Ausgleich der Steuer gewährt, die auf der an sie 
bewirkten Lieferung eines Gegenstandes oder des-
sen Einfuhr lastet, wenn die folgenden Vorausset-
zungen erfüllt sind: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 
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5. Der Gegenstand muß im Ausland zu humanitä-
ren, karitativen oder erzieherischen Zwecken 
verwendet werden. 

6. Der Erwerb oder die Einfuhr des Gegenstandes 
und seine Ausfuhr dürfen von einer Körper-
schaft, die steuerbegünstigte Zwecke verfolgt, 
nicht im Rahmen eines wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebes und von einer juristischen Per-
son des öffentlichen Rechts nicht im Rahmen 
eines Betriebes gewerblicher Art (§ 1 Abs. 1 
Nr. 6, § 4 des Körperschaftsteuergesetzes) oder 
eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes 
vorgenommen worden sein. 

7. Die vorstehenden Voraussetzungen müssen buch-
mäßig und durch Belege nachgewiesen sein. 

Der Antrag ist nach amtlich vorgeschriebenem Vor-
druck zu stellen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung nähere Bestimmungen über den Nachweis der 
Voraussetzungen für den Vergütungsanspruch nach 
Absatz 1 Satz 1 und über die Antragsfrist treffen. 

§ 5 

Steuerbefreiungen bei der Einfuhr 

(1) Steuerfrei ist die Einfuhr 

1. der in § 4 Nr. 8 Buchstabe e und Nummer 17 
Buchstabe a sowie der in § 8 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
bezeichneten Gegenstände, 

2. der in § 4 Nr. 4 und Nummer 8 Buchstaben b 
und i sowie der in § 8 Abs. 2 Nr. 1 und 2 be-
zeichneten Gegenstände unter den in diesen 
Vorschriften bezeichneten Voraussetzungen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, 

1. unter den sinngemäß anzuwendenden Voraus-
setzungen der §§ 24, 25 Abs. 1 und 3 und des 
§ 40 des Zollgesetzes Steuerfreiheit oder Steuer-
ermäßigung anordnen, soweit dadurch keine un-
angemessenen Steuervorteile entstehen; 

2. für Gegenstände, die weder zum. Handel noch 
zur gewerblichen Verwendung bestimmt und ins-
gesamt nicht mehr als 240 Deutsche Mark wert 
sind, Steuerfreiheit oder Steuerermäßigung an-
ordnen, soweit dadurch schutzwürdige Interes-
sen der inländischen Wirtschaft nicht verletzt 
werden. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. Die vorstehenden Voraussetzungen müssen nach-
gewiesen sein. 

Der Antrag ist nach amtlich vorgeschriebenem Vor-
druck zu stellen, in dem der Antragsteller die zu ge-
währende Vergütung selbst zu berechnen hat. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann mit Zu-
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
näher bestimmen, 

1. wie die Voraussetzungen für den Vergütungs-
anspruch nach Absatz 1 Satz 1 nachzuweisen 
sind und 

2. in welcher Frist die Vergütung zu beantragen ist. 

§ 5 

Steuerbefreiungen bei der Einfuhr 

(1) unverändert 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, 

1. unverändert 

2. für Gegenstände, die weder zum Handel noch 
zur gewerblichen Verwendung bestimmt und ins-
gesamt nicht mehr wert sind, als in Rechtsakten 
des Rates oder der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften über die Verzollung zum Pau-
schalsatz festgelegt ist, Steuerfreiheit oder 
Steuerermäßigung anordnen, soweit dadurch 
schutzwürdige Interessen der inländischen Wirt-
schaft nicht verletzt werden. 
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§ 6 

Ausfuhrlieferung 

(1) Eine Ausfuhrlieferung (§ 4 Nr. 1) liegt vor, 
wenn bei einer Lieferung die folgenden Vorausset-
zungen erfüllt sind: 

1. Der Unternehmer oder der Abnehmer muß den 
Gegenstand der Lieferung in das Ausland beför-
dert oder versendet haben. Der Gegenstand kann 
durch Beauftragte vor der Ausfuhr bearbeitet 
oder verarbeitet worden sein. 

2. Ist der Gegenstand der Lieferung 

a) von dem Abnehmer in das Ausland oder 

b) von dem Unternehmer in die in § 1 Abs. 3 be-
zeichneten Zollfreigebiete 

befördert oder versendet worden, so muß der 
Unternehmer die Lieferung an einen ausländi-
schen Abnehmer (Absatz 3) bewirkt haben. 

3. Die Voraussetzungen der Nummern 1 und 2 so-
wie die Bearbeitung oder Verarbeitung des Ge-
genstandes im Sinne der Nummer 1 Satz 2 müs-
sen nachgewiesen sein. 

(2) Wird der Gegenstand der Lieferung im Rah-
men eines Reihengeschäfts (§ 3 Abs. 2) von dem 
ersten Unternehmer in der Reihe in das Ausland be-
fördert oder versendet, so gilt dies als Beförderung 
oder Versendung eines jeden Unternehmers in der 
Reihe. Wird der Gegenstand von dem letzten Ab-
nehmer in der Reihe in das Ausland befördert oder 
versendet, so gilt dies als Beförderung oder Ver-
sendung eines jeden Abnehmers in der Reihe. 

(3) Ausländischer Abnehmer im Sinne des Absat-
zes 1 Nr. 2 ist 

1. ein Abnehmer, der seinen Wohnort oder Sitz im 
Ausland und außerhalb der in § 1 Abs. 3 bezeich-
neten Zollfreigebiete hat, 

2. eine Zweigniederlassung eines im Inland oder 
in den in § 1 Abs. 3 bezeichneten Zollfreigebie-
ten ansässigen Unternehmers, die ihren Sitz im 
Ausland und außerhalb der bezeichneten Zoll-
freigebiete hat, wenn sie das Umsatzgeschäft im . 

eigenen Namen abgeschlossen hat. 

Eine Zweigniederlassung im Inland oder in den in 
§ 1 Abs. 3 bezeichneten Zollfreigebieten ist kein 
ausländischer Abnehmer. 

(4) Ist in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 der 
Gegenstand der Lieferung zur Ausrüstung oder Ver- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 6 

Ausfuhrlieferung 

(1) Eine Ausfuhrlieferung (§ 4 Nr. 1) liegt vor, 
wenn bei einer Lieferung. 

1. der Unternehmer den Gegenstand der Lieferung 
in das Ausland, ausgenommen die in § 1 Abs. 3 
bezeichneten Zollfreigebiete, befördert oder ver-
sendet hat oder 

2. der Abnehmer den Gegenstand der Lieferung in 
das Ausland befördert oder versendet hat und 
ein ausländischer Abnehmer ist oder 

3. der Unternehmer den Gegenstand der Lieferung 
in die in § 1 Abs. 3 bezeichneten Zollfreigebiete 
befördert oder versendet hat und der Abnehmer 

a) ein ausländischer Abnehmer ist oder 

b) ein Unternehmer ist, der im Inland oder in 
den bezeichneten Zollfreigebieten ansässig ist 
und den Gegenstand für Zwecke seines Un-
ternehmens erworben hat. 

Der Gegenstand der Lieferung kann durch Beauf-
tragte vor der Ausfuhr bearbeitet oder verarbeitet . 
worden sein. 

(2) Ausländischer Abnehmer im Sinne des  Ab-
satzes 1 Nr. 2 und 3 ist 

1. ein Abnehmer, der seinen Wohnort oder Sitz im 
Ausland, ausgenommen die in § 1 Abs. 3 bezeich

-

neten Zollfreigebiete, hat oder 

2. eine Zweigniederlassung oder Organgesellschaft 
eines im Inland oder in den in § 1 Abs. 3 be-
bezeichneten Zollfreigebieten ansässigen Unter-
nehmers, die ihren Sitz im Ausland, ausgenom

-

men die bezeichneten Zollfreigebiete, hat, wenn 
sie das Umsatzgeschäft im eigenen Namen abge-
schlossen hat. 

Eine Zweigniederlassung oder Organgesellschaft im 
Inland oder in den in § 1 Abs. 3 bezeichneten Zoll-
freigebieten ist kein ausländischer Abnehmer. 

(3) Ist in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 
der Gegenstand der Lieferung zur Ausrüstung oder 
Versorgung eines Beförderungsmittels bestimmt, so 
liegt eine Ausfuhrlieferung nur vor, wenn 

1. der Abnehmer ein ausländischer Unternehmer ist 
und  

2. das Beförderungsmittel den Zwecken des Unter-
nehmens des Abnehmers dient. 

 

(4) Die Voraussetzungen der Absätze 1 und 3 so-
wie die Bearbeitung oder Verarbeitung im Sinne 
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sorgung eines Beförderungsmittels bestimmt, so 
liegt eine Ausfuhrlieferung nur vor, wenn das Be-
förderungsmittel ausschließlich den Zwecken des 
Unternehmens des ausländischen Abnehmers dient 
und dies nachgewiesen ist. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung bestimmen, wie die Nachweise zu führen sind. 

§ 7 

Lohnveredelung an Gegenständen der Ausfuhr 

(1) Eine Lohnveredelung an einem Gegenstand 
der Ausfuhr (§ 4 Nr. 1) liegt vor, wenn bei der Be-
arbeitung oder Verarbeitung eines Gegenstandes 
für einen Auftraggeber die folgenden Vorausset-
zungen erfüllt sind: 

1. Der Auftraggeber muß den Gegenstand zum 
Zweck der Bearbeitung oder Verarbeitung ein-
geführt oder zu diesem Zweck im Inland erwor

-

ben haben. 

2. Der Unternehmer oder der Auftraggeber muß 
den bearbeiteten oder verarbeiteten Gegenstand 
in das Ausland befördert oder versendet haben. 
Der Gegenstand kann durch weitere Beauftragte 
vor der Ausfuhr bearbeitet oder verarbeitet wor-
den sein. 

3. Ist der bearbeitete oder verarbeitete Gegenstand 

a) von dem Auftraggeber in das Ausland oder 

b) von dem Unternehmer in die in § 1 Abs. 3 
bezeichneten Zollfreigebiete 

befördert oder versendet worden, so muß der 
Unternehmer die Bearbeitung oder Verarbeitung 
für einen ausländischen Auftraggeber ausgeführt 
haben. Ausländischer Auftraggeber ist ein Auf-
traggeber, der die für den ausländischen Abneh-
mehmer geforderten Voraussetzungen (§ 6 
Abs. 3) erfüllt. 

4. Die Voraussetzungen der Nummern 1 bis 3 so-
wie die Bearbeitung oder Verarbeitung des Ge-
genstandes im Sinne der Nummer 2 Satz 2 müs-
sen nachgewiesen sein. Der Bundesminister der 
Finanzen kann mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung bestimmen, wie die 
Nachweise zu führen sind. 

(2) Bei Werkleistungen im Sinne des § 3 Abs. 10 
gilt Absatz 1 entsprechend. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

des Absatzes 1 Satz 2 müssen vom Unternehmer 
nachgewiesen sein. Der Bundesminister der Finan

-

zen kann mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung bestimmen, wie der Unternehmer 
die Nachweise zu führen hat. 

§ 7 

Lohnveredelung an Gegenständen der Ausfuhr 

(1) Eine Lohnveredelung an einem Gegenstand 
der Ausfuhr (§ 4 Nr. 1) liegt vor, wenn bei einer 
Bearbeitung oder Verarbeitung eines Gegenstandes 
der Auftraggeber den Gegenstand zum Zweck der 
Bearbeitung oder Verarbeitung eingeführt oder zu 
diesem Zweck im Inland erworben hat und 

1. der Unternehmer den bearbeiteten oder verar-
beiteten Gegenstand in das Ausland, ausgenom-
men die in § 1 Abs. 3 bezeichneten Zollfreige-
biete, befördert oder versendet hat oder 

2. der Auftraggeber den bearbeiteten oder verar-
beiteten Gegenstand in das Ausland befördert 
oder versendet hat und ein ausländischer Auf-
traggeber ist oder 

3. der Unternehmer den bearbeiteten oder verar-
beiteten Gegenstand in die in § 1 Abs. 3 bezeich-
neten Zollfreigebiete befördert oder versendet 
hat und der Auftraggeber 

a) ein ausländischer Auftraggeber ist oder 

b) ein Unternehmer ist, der im Inland oder in 
den bezeichneten Zollfreigebieten ansässig ist 
und den bearbeiteten oder verarbeiteten Ge-
genstand für Zwecke seines Unternehmens 
verwendet. 

Der bearbeitete oder verarbeitete Gegenstand kann 
durch weitere Beauftragte vor der Ausfuhr bearbei-
tet oder verarbeitet worden sein. 

(2) Ausländischer Auftraggeber im Sinne des Ab-
satzes 1 Nr. 2 und 3 ist ein Auftraggeber, der die für 
den ausländischen Abnehmer geforderten Voraus-
setzungen (§ 6 Abs 2) erfüllt. 

(3) Bei Werkleistungen im Sinne des § 3 Abs. 10 
gilt Absatz 1 entsprechend. 

(4) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 sowie 
die Bearbeitung oder Verarbeitung im Sinne des 
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§ 8 

Umsätze für die Seeschiffahrt und für die 
Luftfahrt 

(1) Umsätze für die Seeschiffahrt (§ 4 Nr. 2) sind: 

1. die Lieferungen, Umbauten, Instandsetzungen, 
Wartungen, Vercharterungen und Vermietungen 
von Wasserfahrzeugen für die Seeschiffahrt, die 
dem Erwerb durch die Seeschiffahrt oder der Ret-
tung Schiffbrüchiger zu dienen bestimmt sind 
(aus Nummer 89.01 B I und aus Nummer 89.02 des 
Zolltarifs) ; 

2. die Lieferungen, Instandsetzungen, Wartungen 
und Vermietungen von Gegenständen, die zur 
Ausrüstung der in Nummer 1 bezeichneten Was-
serfahrzeuge bestimmt sind; 

3. die Lieferungen von Gegenständen, die zur Ver-
sorgung der in Nummer 1 bezeichneten Wasser-
fahrzeuge bestimmt sind. Nicht befreit sind die 
Lieferungen von Bordproviant zur Versorgung 
von Wasserfahrzeugen der Küstenfischerei; 

4. die Lieferungen von Gegenständen, die zur Ver-
sorgung von Kriegsschiffen (Nummer 89.01 A des 
Zolltarifs) auf Fahrten bestimmt sind, bei denen 
ein Hafen oder ein Ankerplatz im Ausland und 
außerhalb des Küstengebiets im Sinne des Zoll-
rechts angelaufen werden soll; 

5. andere als die in den Nummern 1 und 2 bezeich-
neten sonstigen Leistungen, die für den unmittel-
baren Bedarf der in Nummer 1 bezeichneten Was-
serfahrzeuge, einschließlich ihrer Ausrüstungsge-
genstände und ihrer Ladungen, bestimmt sind. 

(2) Umsätze für die Luftfahrt (§ 4 Nr. 2) sind die 
folgenden Umsätze, wenn sie an Unternehmer be-
wirkt werden, die im entgeltlichen Luftverkehr über-
wiegend grenzüberschreitende Beförderungen oder 
Beförderungen, die sich ausschließlich auf das Aus-
land erstrecken, durchführen: 

1. die Lieferungen, Umbauten, Instandsetzungen, 
Wartungen, Vercharterungen und Vermietung 
von Luftfahrzeugen; 

2. die Lieferungen, Instandsetzungen, Wartungen 
und Vermietungen von Gegenständen, die zur 
Ausrüstung von Luftfahrzeugen bestimmt sind; 

3. die Lieferungen von Gegenständen, die zur Ver-
sorgung von Luftfahrzeugen bestimmt sind; 

4. andere als die in den Nummern 1 und 2 be-
zeichneten sonstigen Leistungen, die für den un-
mittelbaren Bedarf von Luftfahrzeugen, ein- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Absatzes i Satz 2 müssen vom Unternehmer nach-
gewiesen sein. Der Bundesminister der Finanzen 
kann mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechts-
verordnung bestimmen, wie der Unternehmer die 
Nachweise zu führen hat. 

§ 8 

Umsätze für die Seeschiffahrt und für die Luftfahrt 

(1) Umsätze für die Seeschiffahrt (§ 4 Nr. 2) sind: 

1. die Lieferungen, Umbauten, Instandsetzungen, 
Wartungen, Vercharterungen und Vermietungen 
von Wasserfahrzeugen für die Seeschiffahrt, die 
dem Erwerb durch die Seeschiffahrt oder der Ret-
tung Schiffbrüchiger zu dienen bestimmt sind 
(aus Nr. 89.01 B I und aus Nr. 89.02 des Zoll-
tarifs) ; 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. die Lieferungen von Gegenständen, die zur Ver-
sorgung von Kriegsschiffen (Nr. 89.01 A des 
Zolltarifs) auf Fahrten bestimmt sind, bei denen 
ein Hafen oder ein Ankerplatz im Ausland und 
außerhalb des Küstengebiets im Sinne des Zoll-
rechts angelaufen werden soll; 

5. unverändert 

(2) Umsätze für die Luftfahrt (§ 4 Nr. 2) sind: 

1. die Lieferungen, Umbauten, Instandsetzungen, 
Wartungen, Vercharterungen und Vermietungen 
von Luftfahrzeugen, die zur Verwendung durch 
Unternehmer bestimmt sind, die im entgeltli-
chen Luftverkehr überwiegend grenzüberschrei-
tende Beförderungen oder Beförderungen auf 
ausschließlich im Ausland gelegenen Strecken 
durchführen; 

2. die Lieferungen, Instandsetzungen, Wartungen 
und Vermietungen von Gegenständen, die zur 
Ausrüstung der in Nummer 1 bezeichneten Luft-
fahrzeuge bestimmt sind; 

3. die Lieferungen von Gegenständen, die zur Ver-
sorgung der in Nummer 1 bezeichneten Luftfahr-
zeuge bestimmt sind; 

4. andere als die in den Nummern 1 und 2 bezeich-
neten sonstigen Leistungen, die für den unmittel-
baren Bedarf der in Nummer 1 bezeichneten Luft- 
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schließlich ihrer Ausrüstungsgegenstände und ih-
rer Ladungen, bestimmt sind. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Vor-
aussetzungen müssen buchmäßig nachgewiesen sein. 
Der Bundesminister der Finanzen kann mit Zustim-
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung be-
stimmen, wie der buchmäßige Nachweis zu führen 
ist. 

§ 9 

Verzicht auf Steuerbefreiungen 

Der Unternehmer kann einen Umsatz, der nach § 4 
Nr. 8 Buchstaben a bis g, Nr. 9 Buchstabe a, Nr. 12, 
13 oder 19 steuerfrei ist, als steuerpflichtig behan

-

deln, wenn der Umsatz an einen anderen Unter-
nehmer für dessen Unternehmen ausgeführt wird. 
Das gilt bei der Vermietung oder Verpachtung ei-
nes Grundstücks nur, soweit der Unternehmer nach-
weist, daß das Grundstück nicht Wohnzwecken dient 
oder zu dienen bestimmt ist. 

DRITTER ABSCHNITT 

Bemessungsgrundlagen 

§ 10 

Bemessungsgrundlage für Lieferungen, sonstige 
Leistungen und Eigenverbrauch 

(1) Der Umsatz wird bei Lieferungen und sonsti-
gen Leistungen (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1) nach dem 
Entgelt bemessen. Entgelt ist alles, was der Lei-
stungsempfänger aufwendet, um die Leistung zu er-
halten, jedoch abzüglich der Umsatzsteuer. Zum Ent-
gelt gehört auch, was ein anderer als der Leistungs-
empfänger dem Unternehmer für die Leistung ge-
währt. Die Beträge, die der Unternehmer im Namen 
und für Rechnung eines anderen vereinnahmt und 
verausgabt (durchlaufende Posten), gehören nicht 
zum Entgelt. 

(2) Werden Rechte übertragen, die mit dem Besitz 
eines Pfandscheines verbunden sind, so gilt als ver-
einbartes Entgelt der Preis des Pfandscheines zuzüg-
lich der Pfandsumme. Beim Tausch (§ 3 Abs. 12 
Satz 1), bei tauschähnlichen Umsätzen (§ 3 Abs. 12 
Satz 2) und bei Hingabe an Zahlungs statt gilt der 
Wert jedes Umsatzes als Entgelt für den anderen 
Umsatz. Die Umsatzsteuer gehört nicht zum Entgelt 

(3) Wird ein Unternehmen oder ein in der Glie-
derung eines Unternehmens gesondert geführter Be-
trieb im ganzen übereignet (Geschäftsveräußerung), 
so ist Bemessungsgrundlage das Entgelt für die auf 
den Erwerber übertragenen Gegenstände (Besitzpo-
sten). Die Befreiungsvorschriften bleiben unberührt. 
Die übernommenen Schulden können nicht abgezo-
gen werden. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

fahrzeuge, einschließlich ihrer Ausrüstungsge-
genstände und ihrer Ladungen, bestimmt sind. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten 
Voraussetzungen müssen vom Unternehmer nachge-
wiesen sein. Der Bundesminister der Finanzen kann 
mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver-
ordnung bestimmen, wie der Unternehmer den Nach-
weis zu führen hat. 

§ 9 

Verzicht auf Steuerbefreiungen 

Der Unternehmer kann einen Umsatz, der nach § 4 
Nr. 8 Buchstaben a bis g, Nr. 9 Buchstabe a, Nr. 12, 
13 oder 19 steuerfrei ist, als steuerpflichtig behan-
deln, wenn der Umsatz an einen anderen Unter-
nehmer für dessen Unternehmen ausgeführt wird. 

DRITTER ABSCHNITT 

Bemessungsgrundlagen 

§ 10 

Bemessungsgrundlage für Lieferungen, sonstige 
Leistungen und Eigenverbrauch 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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(4) Der Umsatz wird bemessen 

1. in den Fällen des Eigenverbrauchs im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a sowie bei Lieferun-
gen im Sinne des § i Abs. 1 Nr. 1 Buchtsabe b 
und Nummer 3 nach dem Teilwert, wenn dieser 
nach den einkommensteuerrechtlichen Vorschrif-
ten bei der Gewinnermittlung anzusetzen ist, im 
übrigen nach dem gemeinen Wert; 

2. in den Fällen des Eigenverbrauchs im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b sowie bei entspre-
chenden sonstigen Leistungen im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b und Nummer 3 nach 
den bei der Ausführung dieser Umsätze entstan-
denen Kosten; 

3. in den Fällen des Eigenverbrauchs im Sinne des 
§ 1 Abs. i Nr. 2 Buchstabe c nach den Aufwen-
dungen. 

Die Umsatzsteuer gehört nicht zur Bemessungs-
grundlage. 

(5) Absatz 4 gilt entsprechend für 

1. Lieferungen und sonstige Leistungen, die Körper-
schaften und Personenvereinigungen im Sinne 
des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 des Körperschaftsteuer-
gesetzes, nichtrechtsfähige Personenvereinigun-
gen sowie Gemeinschaften im Rahmen ihres Un-
ternehmens an ihre Anteilseigner, Gesellschafter, 
Mitglieder, Teilhaber oder diesen nahestehende 
Personen sowie Einzelunternehmer an ihnen 
nahestehende Personen ausführen, 

2. Lieferungen und sonstige Leistungen, die ein Un-
ternehmer an seine Arbeitnehmer oder deren An-
gehörige auf Grund des Dienstverhältnisses aus-
führt, 

wenn die Bemessungsgrundlage nach Absatz 4 das 
Entgelt nach Absatz 1 übersteigt. 

(6) Bei Beförderungen von Personen im Gelegen-
heitsverkehr mit Kraftomnibussen, die nicht im. In-
land zugelassen sind, tritt an die Stelle des verein-
barten Entgelts ein Durchschnittsbeförderuungsent-
gelt. Das Durchschnittsbeförderungsentgelt ist nach 
der Zahl der beförderten Personen und der Zahl der 
Kilometer der inländischen Beförderungsstrecke 
(Personenkilometer) zu berechnen. Der Bundesmini-
ster der Finanzen kann mit Zustimmung des Bundes-
rates  durch Rechtsverordnung das Durchschnittsbeför-
derungsentgelt je Personenkilometer festsetzen. Das 
Durchschnittsbeförderungsentgelt muß zu einer Steuer 
führen, die nicht wesentlich von dem Betrag ab-
weicht, der sich nach diesem Gesetz ohne Anwen-
dung des Durchschnittsbeförderungsentgelts ergeben 
würde. 

§ 11 

Bemessungsgrundlage für die Einfuhr 

(1) Der Umsatz wird bei der Einfuhr (§ 1 Abs. 1 
Nr. 4) nach dem Wert des eingeführten Gegenstan-
des nach den jeweiligen Vorschriften über den Zoll-
wert und seine Feststellung bemessen. Unterliegen 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(4) Der Umsatz wird bemessen 

1. in den Fällen des Eigenverbrauchs im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a sowie bei Lieferun-
gen im Sinne des § i Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b 
und Nummer 3 nach dem Teilwert, wenn dieser 
nach den einkommensteuerrechtlichen Vorschrif-
ten bei der Gewinnermittlung anzusetzen ist, im 
übrigen nach dem gemeinen Wert; 

2. unverändert 

3. unverändert 

(5) unverändert 

(6) Bei Beförderungen von Personen im Gelegen-
heitsverkehr mit Kraftomnibussen, die nicht im In-
land zugelassen sind, tritt an die Stelle des verein-
barten Entgelts ein Durchschnittsbeförderungsent-
gelt. Das Durchschnittsbeförderungsentgelt ist nach 
der Zahl der beförderten Personen und der Zahl der 
Kilometer der inländischen Beförderungsstrecke 
(Personenkilometer) zu berechnen. Der Bundesmini-
ster der Finanzen kann mit Zustimmung des Bundes-
rates durch Rechtsverordnung das Durchschnittsbeför-
derungsentgelt je Personenkilometer festsetzen. Das 
Durchschnittsbeförderungsentgelt muß zu einer Steuer 
führen, die nicht wesentlich von dem Betrag ab-
weicht, der sich nach diesem Gesetz ohne Anwen-
dung des Durchschnittsbeförderungsentgelts ergeben 
würde. 

§ 11 

Bemessungsgrundlage für die Einfuhr 

(1) unverändert 
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einfuhrumsatzsteuerpflichtige Gegenstände nicht 
dem Wertzoll, so wird der Umsatz bei der Einfuhr 
nach dem Entgelt (§ 10 Abs. 1) dieser Gegenstände 
bemessen; liegt ein Entgelt nicht vor, so gilt Satz 1. 

(2) Ist ein Gegenstand ausgeführt, im Ausland für 
Rechnung des Ausführers veredelt und von diesem 
oder für ihn wieder eingeführt worden, so wird ab-
weichend von Absatz 1 der Umsatz bei der Einfuhr 
nach dem für die Veredelung zu zahlenden Entgelt 
oder, falls ein solches Entgelt nicht gezahlt wird, 
nach der durch die Veredelung eingetretenen Wert-
steigerung bemessen. Das gilt auch, wenn die Ver-
edelung in einer. Ausbesserung besteht und anstelle 
eines ausgebesserten Gegenstandes ein Gegenstand 
eingeführt wird, der ihm nach Menge und Beschaf-
fenheit nachweislich entspricht. Ist der eingeführte 
Gegenstand vor der Einfuhr geliefert worden und 
hat diese Lieferung nicht der Umsatzsteuer unterle-
gen, so gilt Absatz 1. 

(3) Dem Betrag nach Absatz 1 oder 2 sind hinzu-
zurechnen, soweit sie darin nichtenthalten sind: 

1. die außerhalb des Zollgebiets für den eingeführ-
ten Gegenstand geschuldeten Beträge an Ein-
gangsabgaben, Steuern und sonstigen Abgaben; 

2. die auf Grund der Einfuhr im Zeitpunkt des Ent

-

stehens der Einfuhrumsatzsteuer auf den Gegen-
stand entfallenden Beträge an Zoll einschließlich 
der Abschöpfung und an Verbrauchsteuern außer 
der Einfuhrumsatzsteuer, soweit die ,Steuern un-
bedingt entstanden sind; 

3. die auf den Gegenstand entfallenden Beförde-
rungskosten bis zum ersten inländischen Be-
stimmungsort und auf Antrag die Beförderungs-
kosten und die Kosten für andere sonstige Lei-
stungen bis zu einem im Zeitpunkt des Ent-
stehens der Einfuhrumsatzsteuer feststehenden 
weiteren inländischen Bestimmungsort. 

(4) Zur Bemessungsgrundlage gehören nicht Preis-
ermäßigungen und Vergütungen, die sich auf den 
eingeführten Gegenstand beziehen und die im Zeit-
punkt des Entstehens der Einfuhrumsatzsteuer fest-
stehen. 

(5) Für die Umrechnung ausländischer Werte gilt 
Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nummer 803/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über den Zollwert der 
Waren (Abl. EG Nr. L 148 S. 6) in der jeweils gel-
tenden Fassung. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) unverändert 

 

(3) Dem Betrag nach Absatz i oder 2 sind hinzu-
zurechnen, soweit sie darin nicht enthalten sind: 

1. unverändert  

2. unverändert 

3. die auf den Gegenstand entfallenden Kosten für 
die Vermittlung der Lieferung und für die Be-
förderung bis zum ersten inländischen Bestim-
mungsort; 

4. auf Antrag die auf den Gegenstand entfallenden 

a) Kosten für die Vermittlung der Lieferung und 
für die Beförderung bis zu einem im Zeitpunkt 
des Entstehens der Einfuhrumsatzsteuer fest-
stehenden weiteren inländischen Bestim-
mungsort und 

b) Kosten für andere sonstige Leistungen bis zu 
dem in Nummer 3 oder Buchstabe a bezeich-
neten Bestimmungsort. 

(4) unverändert 

(5) unverändert  
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VIERTER ABSCHNITT 

Steuer und Vorsteuer 

§ 12 

Steuersätze 

(1) Die Steuer beträgt für jeden steuerpflichtigen 
Umsatz zwölf vom Hundert der Bemessungsgrund-
lage (§§ 10, 11 und 25 Abs. 3). 

(2) Die Steuer ermäßigt sich auf sechs vom Hun-
dert für die folgenden Umsätze: 

1. die Lieferungen, den Eigenverbrauch und die 
Einfuhr der in der Anlage bezeichneten Gegen

-

stände. Das gilt nicht für die Lieferungen von 
Speisen und Getränken zum Verzehr an Ort 
und Stelle; 

2. die Vermietung der in der Anlage bezeichneten 
Gegenstände; 

3. die Aufzucht und das Halten von Vieh, die An-
zucht von Pflanzen und die Teilnahme an Lei-
stungsprüfungen für Tiere; 

4. die Leistungen, die unmittelbar der Vatertier-
haltung, der Förderung der Tierzucht, der 
künstlichen Tierbesamung oder der Leistungs- 
und Qualitätsprüfung in der Tierzucht und in 
der Milchwirtschaft dienen; 

5. die Leistungen und den Eigenverbrauch der 
Angehörigen eines freien Berufes aus einer in 
§ 18 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes 
aufgeführten Tätigkeit; 

6. a) die ihrer Art nach freiberuflichen Leistun-
gen und den entsprechenden Eigenver-
brauch anderer als der in Nummer 5 be-
zeichneten Unternehmer, wenn die Leistun-
gen den Gegenstand des Unternehmens oder 
eines abgegrenzten Teilbereichs des Unter-
nehmens bilden, 

b) die Leistungen und den Eigenverbrauch aus 
der Tätigkeit als Zahntechniker; 

7. a) die Leistungen der Theater, Orchester, Kam-
mermusikensembles, Chöre und Museen so-
wie die Veranstaltung von Theatervorfüh-
rungen und Konzerten durch andere Unter-
nehmer, 

b) die Überlassung von Filmen zur Auswer-
tung und Vorführung sowie die Filmvorfüh-
rungen, 

c) die Einräumung, Übertragung und Wahrneh-
mung von Rechten, die sich aus dem Urhe-
berrechtsgesetz ergeben, 

d) die Zirkusvorführungen, die Leistungen aus 
der Tätigkeit als Schausteller sowie die un-
mittelbar mit dem Betrieb der zoologischen 
Gärten verbundenen Umsätze; 

8. die Leistungen der Körperschaften, die aus-
schließlich und unmittelbar gemeinnützige, 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

VIERTER ABSCHNITT 

Steuer und Vorsteuer 

§ 12 

Steuersätze 

(1) Die Steuer beträgt für jeden steuerpflichtigen 
Umsatz dreizehn vom Hundert der Bemessungs-
grundlage (§§ 10, 11 und 25 Abs. 3). 

(2) Die Steuer ermäßigt sich auf sechsundeinhalb 
vom Hundert für die folgenden Umsätze: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6: unverändert 

 

7. unverändert 

 

8. unverändert 
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mildtätige oder kirchliche Zwecke verfolgen 
(§§ 51 bis 68 der Abgabenordnung). Das gilt 
nicht für Leistungen, die im Rahmen eines wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebes ausgeführt wer-
den; 

9. die unmittelbar mit dem Betrieb der Schwimm-
bäder verbundenen Umsätze sowie die Verab-
reichung von Heilbädern. Das gleiche gilt für 
die Bereitstellung von Kureinrichtungen, soweit 
als Entgelt eine Kurtaxe zu entrichten ist; 

10. die Beförderungen von Personen im Schienen-
bahnverkehr mit Ausnahme der Bergbahnen, im 
Verkehr mit Oberleitungsomnibussen, im ge-
nehmigten Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen, 
im Kraftdroschkenverkehr und im genehmig-
ten Linienverkehr mit Schiffen sowie die Beför-
derungen im Fährverkehr 
a) innerhalb einer Gemeinde oder 
b) wenn die Beförderungsstrecke nicht mehr 

als fünfzig Kilometer beträgt. 

§ 13 

Entstehung der Steuer und Steuerschuldner 

(1) Die Steuer entsteht 

1. für Lieferungen und sonstige Leistungen 
a) bei der Berechnung der Steuer nach verein-

barten Entgelten (§ 16 Abs. 1 Satz 1) mit Ab-
lauf des Voranmeldungszeitraums, in dem die 
Leistungen ausgeführt worden sind. Das gilt 
auch für Teilleistungen. Sie liegen vor, wenn 
für bestimmte Teile einer wirtschaftlich teil-
baren Leistung das Entgelt gesondert verein-
bart wird. Wird das Entgelt oder ein Teil des 
Entgelts vereinnahmt, bevor die Leistung 
oder die Teilleistung ausgeführt worden ist, 
so entsteht insoweit die Steuer mit Ablauf 
des Voranmeldungszeitraums, in dem das Ent-
gelt oder das Teilentgelt vereinnahmt wor-
den ist. Das gilt nicht, wenn das vereinnahm-
te Entgelt oder Teilentgelt weniger als 10 000 
Deutsche Mark beträgt und der Unternehmer 
keine Rechnung mit gesondertem Ausweis 
der Steuer (§ 14 Abs. 1) erteilt hat; 

b) bei der Berechnung der Steuer nach verein-
nahmten Entgelten (§ 20) mit Ablauf des Vor-
anmeldungszeitraums, in dem die Entgelte 
vereinnahmt worden sind. Für Leistungen im 
Sinne des § 1 Abs. i Nr. 1 Buchstabe b und 
Nummer 3 entsteht die Steuer mit Ablauf des 
Voranmeldungszeitraums, in dem diese Lei-
stungen ausgeführt worden sind; 

c) in den Fällen der Einzelbesteuerung nach 
§ 16 Abs. 5 in dem Zeitpunkt, in dem der 
Kraftomnibus in das Inland gelangt; 

2. für den Eigenverbrauch mit Ablauf des Voran-
meldungszeitraums, in dem der Unternehmer Ge- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

9. unverändert 

10. die Beförderungen von Personen im Schienen-
bahnverkehr mit Ausnahme der Bergbahnen, im 
Verkehr mit Oberleitungsomnibussen, im ge-
nehmigten Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen, 
im Kraftdroschkenverkehr und im genehmig-
ten Linienverkehr mit Schiffen sowie die Beför-
derungen im Fährverkehr 
a) unverändert 
b) wenn die Beförderungsstrecke nicht mehr 

als fünfzig Kilometer beträgt; 

11. die Gestellung von Betriebshelfern und Haus-
haltshilfen an die gesetzlichen Träger der So-
zialversicherung. 

§ 13 

Entstehung der Steuer und Steuerschuldner 

(1) Die Steuer entsteht 

1. für Lieferungen und sonstige Leistungen 
a) bei der Berechnung der Steuer nach verein-

barten Entgelten (§ 16 Abs. 1 Satz 1) mit Ab-
lauf des Voranmeldungszeitraums, in dem die 
Leistungen ausgeführt worden sind. Das gilt 
auch für Teilleistungen. Sie liegen vor, wenn 
für bestimmte Teile einer wirtschaftlich teil

-baren Leistung das Entgelt gesondert verein-
bart wird. Wird das Entgelt oder ein Teil des 
Entgelts vereinnahmt, bevor die Leistung 
oder die Teilleistung ausgeführt worden ist, 
so entsteht insoweit die Steuer mit Ablauf 
des Voranmeldungszeitraums, in dem das Ent-
gelt oder das Teilentgelt vereinnahmt wor-
den ist. Das gilt nicht, wenn das jeweils ver-
einnahmte Entgelt oder Teilentgelt weniger 
als 10 000 Deutsche Mark beträgt und der Un-
ternehmer keine Rechnung mit gesondertem 
Ausweis der Steuer (§ 14 Abs. 1) erteilt hat; 

b) unverändert 

c) unverändert 

2. unverändert 
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genstände für die in § 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a 
bezeichneten Zwecke entnommen, sonstige Lei-
stungen für die in § 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b 
bezeichneten Zwecke ausgeführt oder Aufwen-
dungen der in § 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c be-
zeichneten Art gemacht hat; 

3. im Fall des § 14 Abs. 2 in dem Zeitpunkt, in dem 
die Steuer für die Lieferung oder sonstige Lei-
stung nach Nummer 1 Buchstabe a oder Buch-
stabe b Satz 1 entsteht; 

4. im Fall des § 14 Abs. 3 im Zeitpunkt der Aus-
gabe der Rechnung; 

5. im Fall des § 17 Abs. 1 Satz 2 mit Ablauf des 
Voranmeldungszeitraums, in dem die Änderung 
der Bemessungsgrundlage eingetreten ist. 

(2) Steuerschuldner ist in den Fällen des § 1 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und des § 14 Abs. 2 der Unter-
nehmer, in den Fällen des § 14 Abs. 3 der Ausstel-
ler der Rechnung. 

(3) Für die Einfuhrumsatzsteuer gilt § 21 Abs. 2. 

§ 14 

Ausstellung von Rechnungen 

(1) Führt der Unternehmer steuerpflichtige Lie-
ferungen oder sonstige Leistungen nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 aus, so ist er berechtigt und, soweit er die 
Umsätze an einen anderen Unternehmer für dessen 
Unternehmen ausführt, auf Verlangen des anderen 
verpflichtet, Rechnungen auszustellen, in denen die 
Steuer gesondert ausgewiesen ist. Diese Rechnun-
gen müssen die folgenden Angaben enthalten: 

1. den Namen und die Anschrift des leistenden Un-
ternehmers, 

2. den Namen und die Anschrift des Leistungs-
empfängers, 

3. die Menge und die handelsübliche Bezeichnung 
des Gegenstandes der Lieferung oder die Art 
und den Umfang der sonstigen Leistung, 

4. den Zeitpunkt der Lieferung oder der sonstigen 
Leistung, 

5. das Entgelt für die Lieferung oder sonstige Lei-
stung (§ 10) und 

6. den auf das Entgelt (Nummer 5) entfallenden 
Steuerbetrag. 

Vereinnahmt der Unternehmer das Entgelt oder 
einen Teil des Entgelts für eine noch nicht ausge-
führte steuerpflichtige Lieferung oder sonstige Lei-
stung, so gelten die Sätze 1 und 2 sinngemäß. Der 
Unternehmer ist nicht verpflichtet, eine Rechnung 
im Sinne des Satzes 2 auszustellen, wenn das vor 
Ausführung der Lieferung oder sonstigen Leistung 
vereinnahmte Entgelt oder Teilentgelt weniger als 
10 000 Deutsche Mark beträgt. Wird eine Endrech-
nung erteilt, so sind in ihr die vor Ausführung der 
Lieferung oder sonstigen Leistung vereinnahmten 
Teilentgelte und die auf sie entfallenden Steuer- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 14 

Ausstellung von Rechnungen 

(1) Führt der Unternehmer steuerpflichtige Lie-
ferungen oder sonstige Leistungen nach § 1 Abs. i 
Nr. 1 aus, so ist er berechtigt und, soweit er die 
Umsätze an einen anderen Unternehmer für dessen 
Unternehmen ausführt, auf Verlangen des anderen 
verpflichtet, Rechnungen auszustellen, in denen die 
Steuer gesondert ausgewiesen ist. Diese Rechnun-
gen müssen die folgenden Angaben enthalten: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

Vereinnahmt der Unternehmer das Entgelt oder 
einen Teil des Entgelts für eine noch nicht ausge-
führte steuerpflichtige Lieferung oder sonstige Lei-
stung, so gelten die Sätze i und 2 sinngemäß. Der 
Unternehmer ist nicht verpflichtet, eine Rechnung 
im Sinne des Satzes 2 auszustellen, wenn das vor 
Ausführung der Lieferung oder sonstigen Leistung 
jeweils vereinnahmte Entgelt oder Teilentgelt weni-
ger als 10 000 Deutsche Mark beträgt. Wird eine 
Endrechnung erteilt, so sind in ihr die vor Ausfüh-
rung der Lieferung oder sonstigen Leistung verein-
nahmten Teilentgelte und die auf sie entfallenden 
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beträge abzusetzen, wenn über die Teilentgelte 
Rechnungen im Sinne des Satzes 2 ausgestellt wor-
den sind. 

(2) Hat der Unternehmer in einer Rechnung für 
eine Lieferung oder sonstige Leistung einen höheren 
Steuerbetrag, als er nach diesem Gesetz für den Um-
satz schuldet, gesondert ausgewiesen, so  schuldet 
er auch den Mehrbetrag. Berichtigt er den Steuer

-

betrag gegenüber dem Leistungsempfänger, so ist 
§ 17 Abs. 1 entsprechend anzuwenden. 

(3) Wer in einer Rechnung einen Steuerbetrag 
gesondert ausweist, obwohl er eine Lieferung oder 
sonstige Leistung nicht ausführt oder zum gesonder-
ten Ausweis der Steuer nicht berechtigt ist, schuldet 
diesen Betrag, auch wenn er nicht Unternehmer ist. 

(4)  Der Bundesminister der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates zur Vereinfachung des 
Besteuerungsverfahrens durch Rechtsverordnung be-
stimmen, in welchen Fällen und unter welchen Vor-
aussetzungen 

1. Gutschriften und andere Urkunden als Rechnun-
gen im Sinne des Absatzes 1 anerkannt werden 
können, 

2. auf einzelne Angaben bei der Ausstellung von 
Rechnungen (Absatz 1) verzichtet werden kann 
oder 

3. eine Verpflichtung des Unternehmers zur Aus-
stellung von Rechnungen mit gesondertem 
Steuerausweis (Absatz 1) entfällt. 

§ 15 

Vorsteuerabzug 

(1) Der Unternehmer kann die folgenden Vor-
steuerbeträge abziehen: 

1. die ihm von anderen Unternehmern gesondert 
in Rechnung gestellte Steuer für Lieferungen und 
sonstige Leistungen, die für sein Unternehmen 
ausgeführt worden sind. Soweit ein gesondert 
in Rechnung gestellter Steuerbetrag auf eine Zah-
lung vor Ausführung dieser Umsätze entfällt, ist 
er bereits abziehbar, wenn die Rechnung vorliegt 
und die Zahlung geleistet worden ist; 

2. die entrichtete Einfuhrumsatzsteuer für Gegen-
stände, die für sein Unternehmen in das Inland 
eingeführt worden sind. 

(2) Vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen ist die 
Steuer für die Lieferungen und die Einfuhr von 
Gegenständen sowie für die sonstigen Leistungen, 
die der Unternehmer zur Ausführung folgender Um-
sätze verwendet: 

1. steuerfreie Umsätze; 

2. Umsätze im Ausland, die steuerfrei wären, wenn 
sie im Inland ausgeführt würden; 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Steuerbeträge abzusetzen, wenn über die Teilent-
gelte Rechnungen im Sinne des Satzes 2 ausgestellt 
worden sind. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

§ 15 

Vorsteuerabzug 

(1) Der Unternehmer kann die folgenden Vor-
steuerbeträge abziehen: 

1. unverändert 

2. die entrichtete Einfuhrumsatzsteuer für Gegen-
stände, die für sein Unternehmen in das Inland 
eingeführt worden sind oder die er zur Ausfüh-
rung der in § 1 Abs. 3 bezeichneten Umsätze 
verwendet. 

(2) Vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen ist die 
Steuer für die Lieferungen und die Einfuhr von 
Gegenständen sowie für die sonstigen Leistungen, 
die der Unternehmer zur Ausführung folgender Um-
sätze verwendet: 

1. unverändert 

2. Umsätze außerhalb des Inlandes, die steuerfrei 
wären, wenn sie im Inland ausgeführt würden; 
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3. unentgeltliche Lieferungen und sonstige Leistun-
gen, die steuerfrei wären, wenn sie gegen Ent-
gelt ausgeführt würden. 

Gegenstände oder sonstige Leistungen, die der 
Unternehmer zur Ausführung einer Einfuhr verwen-
det, sind den Umsätzen zuzurechnen, für die der 
eingeführte Gegenstand verwendet wird. 

(3) Der  Ausschluß vom Vorsteuerabzug nach Ab-
satz 2 tritt nicht ein, wenn die Umsätze 

1. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 

a) nach § 4 Nr. 1 bis 6, § 25 Abs. 2 oder nach 
den in § 26 Abs. 5 bezeichneten Vorschriften 
steuerfrei sind oder 

b) nach § 4 Nr. 8 Buchstaben a bis g oder Num-
mer 10 Buchstabe a steuerfrei sind und sich 
unmittelbar auf Gegenstände beziehen, die in 
ein Gebiet außerhalb der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft ausgeführt werden; 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 und 3 

a) nach § 4 Nr. 1 bis 6, § 25 Abs. 2 oder nach 
den in § 26 Abs. 5 bezeichneten Vorschriften 
steuerfrei wären oder 

b) nach § 4 Nr. 8 Buchstaben a bis g oder Num-
mer 10 Buchstabe a steuerfrei wären und der 
Leistungsempfänger in einem Gebiet außer-
halb der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft ansässig ist. 

(4) Verwendet der Unternehmer einen für sein 
Unternehmen gelieferten oder eingeführten Gegen-
stand oder eine von ihm in Anspruch genommene 
sonstige Leistung nur zum Teil zur Ausführung von 
Umsätzen, die den Vorsteuerabzug ausschließen, so 
ist der Teil der jeweiligen Vorsteuerbeträge nicht 
abziehbar, der den zum Ausschluß vom Vorsteuerab-
zug führenden Umsätzen wirtschaftlich zuzurechnen 
ist. Der Unternehmer kann die nicht abziehbaren 
Teilbeträge im Wege einer sachgerechten Schätzung 
ermitteln. 

(5) Anstelle einer Aufteilung nach Absatz 4 kann 
der  Unternehmer entweder 

1. alle Vorsteuerbeträge oder 

2. nur die nach Absatz 4 aufzuteilenden Vorsteuer-
beträge 

einheitlich nach dem Verhältnis der zum Ausschluß 
vom Vorsteuerabzug führenden Umsätze zu den üb-
rigen Umsätzen in einen abziehbaren und einen nicht 
abziehbaren Teil aufteilen. Einfuhren sind nicht Um-
sätze im Sinne dieser Vorschrift. 

(6) Die Anwendung des Absatzes 5 hat der Unter-
nehmer dem Finanzamt vorher anzuzeigen. Sie ist 
ausgeschlossen, wenn sie zu nicht gerechtfertigten 
Steuervorteilen führt. 
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3. unverändert 

Gegenstände oder sonstige Leistungen, die der 
Unternehmer zur Ausführung einer Einfuhr verwen-
det, sind den Umsätzen zuzurechnen, für die der 
eingeführte Gegenstand verwendet wird. 

(3) Der Ausschluß vom Vorsteuerabzug nach Ab-
satz 2 tritt nicht ein, wenn die Umsätze 

1. unverändert 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 und 3 

a) unverändert 

b) nach § 4 Nr. 8 Buchstaben a bis g oder Num-
mer 10 Buchstabe a steuerfrei wären und der 
Leistungsempfänger in einem Gebiet außer-
halb der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft ansässig ist; 

3. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 nach § 4 Nr. 7 
Buchstabe b steuerfrei wären. 

(4) unverändert 

(5) Anstelle einer Aufteilung nach Absatz 4 kann 
der Unternehmer die nicht abziehbaren Teile der 
nach dieser Vorschrift aufzuteilenden Vorsteuer-
beträge einheitlich nach dem Verhältnis der zum 
Ausschluß vom Vorsteuerabzug führenden Umsätze 
zu den übrigen Umsätzen ermitteln. Einfuhren sind 
nicht Umsätze im Sinne dieser Vorschrift. 

(6) Die Anwendung des Absatzes 5 ist ausge-
schlossen, wenn sie zu ungerechtfertigten Steuervor-
teilen führt.  
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(7) Bei Anwendung des Absatzes 5 kann das Fi-
nanzamt auf Antrag gestatten, daß ein in der Glie-
derung des Unternehmens gesondert geführter Be-
trieb wie ein selbständiges Unternehmen, behandelt 
wird. 

(8) Der Bundesminister der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung nähere Bestimmungen darüber treffen, 

1. in welchen Fällen zur Vereinfachung des Besteue-
rungsverfahrens 
a) auf die Voraussetzung des gesonderten Aus-

weises der Steuer für den Vorsteuerabzug 
verzichtet werden kann und in welcher Weise 
der Vorsteuerabzug in diesen Fällen vorzu-
nehmen ist oder 

b) die in Gutschriften des Unternehmers geson-
dert ausgewiesene Steuer von ihm als Vor-
steuer abgezogen werden kann, 

2. unter welchen Voraussetzungen und in welchem 
Umfang zur Vereinfachung oder zur Vermeidung 
von Härten in den Fällen, in denen 

a) ein anderer als der Leistungsempfänger ein 
Entgelt gewährt (§ 10 Abs. 1 Satz 3) oder 

b) ein anderer als der Unternehmer, für dessen 
Unternehmen der Gegenstand eingeführt wor-
den ist (Absatz 1 Nr. 2), die Einfuhrumsatz-
steuer entrichtet oder durch seinen Beauftrag-
ten entrichten läßt, 

der andere den Vorsteuerabzug in Anspruch neh-
men kann und 

3. wann in Fällen von geringer steuerlicher Bedeu-
tung zur Vereinfachung oder zur Vermeidung 
von Härten bei der Aufteilung der Vorsteuerbe-
träge (Absätze 4 und 5) Umsätze, die den Vor-
steuerabzug ausschließen, unberücksichtigt blei-
ben können oder von der Zurechnung von Vor-
steuerbeträgen zu diesen Umsätzen abgesehen 
werden kann. 

§ 15a 

Berichtigung des Vorsteuerabzugs 

(1) Ändern sich bei einem Wirtschaftsgut die Ver-
hältnisse, die im Kalenderjahr der erstmaligen Ver-
wendung für den Vorsteuerabzug maßgebend wa-
ren, innerhalb von fünf Jahren seit dem Beginn der 
Verwendung, so ist für jedes Kalenderjahr der Än-
derung ein Ausgleich durch eine Berichtigung des 
Abzugs der auf die Anschaffungs- oder Herstellungs- 
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(7) unverändert 

(8) Der Bundesminister der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung nähere Bestimmungen darüber treffen, 

1. unverändert 

2. unter welchen Voraussetzungen, für welchen 
Besteuerungszeitraum und in welchem Umfang 
zur Vereinfachung oder zur Vermeidung von 
Härten in den Fällen, in denen 
a) unverändert 

b) unverändert 

der andere den Vorsteuerabzug in Anspruch neh-
men kann, 

3. wann in Fällen von geringer steuerlicher Bedeu-
tung zur Vereinfachung oder zur Vermeidung 
von Härten bei der Aufteilung der Vorsteuerbe-
träge (Absätze 4 und 5) Umsätze, die den Vor-
steuerabzug ausschließen, unberücksichtigt blei

-

ben können oder von der Zurechnung von Vor-
steuerbeträgen zu diesen Umsätzen abgesehen 
werden kann und 

4. unter welchen Voraussetzungen, auf welcher 
Grundlage und in welcher Höhe der Unterneh-
mer den Vorsteuerabzug aus Gründen gleicher 
Wettbewerbsverhältnisse abweichend von Ab-
satz 1 Nr. 1 aus Kosten in Anspruch nehmen 
kann, die er aus Anlaß einer Geschäfts- oder 
Dienstreise oder für einen dienstlich veranlaß-
ten Umzug seiner Arbeitnehmer aufgewendet 
hat. 

§ 15a 

unverändert 
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kosten entfallenden Vorsteuerbeträge vorzunehmen. 
Bei Grundstücken einschließlich ihrer wesentlichen 
Bestandteile, bei Berechtigungen, für die die Vor-
schriften des bürgerlichen Rechts über Grundstücke 
gelten, und bei Gebäuden auf fremdem Boden tritt 
an die Stelle des Zeitraums von fünf Jahren ein sol-
cher von zehn Jahren. 

(2) Bei der Berichtigung nach Absatz 1 ist für 
jedes Kalenderjahr der Änderung in den Fällen des 
Satzes 1 von einem Fünftel und in den Fällen des 
Satzes 2 von einem Zehntel der auf das Wirtschafts

-

gut entfallenden Vorsteuerbeträge auszugehen. Eine 
kürzere Verwendungsdauer ist entsprechend zu be-
rücksichtigen. Die Verwendungsdauer wird nicht da-
durch verkürzt, daß das Wirtschaftsgut in ein ande-
res einbezogen wird. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auf Vorsteuerbe-
träge, die auf nachträgliche Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten entfallen, sinngemäß anzuwenden. 

(4) Eine Änderung der Verhältnisse liegt auch 
vor, wenn das noch verwendungsfähige Wirtschafts-
gut vor Ablauf des nach den Absätzen 1 bis 3 maß-
geblichen Berichtigungszeitraums veräußert oder 
zum Eigenverbrauch entnommen wird und dieser 
Umsatz für den Vorsteuerabzug anders zu beurtei-
len ist als die Verwendung im ersten Kalenderjahr. 

(5) Absatz 4 gilt auch dann, wenn die Veräuße-
rung oder Entnahme im Kalenderjahr der erstmali-
gen Verwendung stattfindet. 

(6) Die Berichtigung nach den Absätzen 4 und 5 
ist so vorzunehmen, als wäre das Wirtschaftsgut in 
der Zeit von der Veräußerung oder Entnahme bis 
zum Ablauf des maßgeblichen Berichtigungszeit-
raums unter entsprechend geänderten Verhältnissen 
weiterhin für das Unternehmen verwendet warden. 

(7) Der Bundesminister der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung nähere Bestimmungen darüber treffen, 

1. wie der Ausgleich nach den Absätzen 1 bis 6 
durchzuführen ist und in welchen Fällen er zur 
Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens, zur 
Vermeidung von Härten oder nicht gerechtfertig-
ten Steuervorteilen zu unterbleiben hat; 

2. in welchen Fällen zur Vermeidung von Härten 
oder nicht gerechtfertigten Steuervorteilen eine 
Berichtigung des Vorsteuerabzugs in entsprechen-
der Anwendung der Absätze 1 bis 6 bei einem 
Wechsel der Besteuerungsform durchzuführen ist; 

3. daß zur Vermeidung von Härten oder eines nicht 
gerechtfertigten Steuervorteils bei einer unent-
geltlichen Veräußerung oder Überlassung eines 
Wirtschaftsgutes 
a) eine Berichtigung des Vorsteuerabzugs in ent-

sprechender Anwendung der Absätze 1 bis 6 
auch dann durchzuführen ist, wenn eine Ände-
rung der Verhältnisse nicht vorliegt, 

b) der Teil des Vorsteuerbetrages, der bei einer 
gleichmäßigen Verteilung auf den in Absatz 6 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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bezeichneten Restzeitraum entfällt, vom Un-
ternehmer geschuldet wird, 

c) der Unternehmer den nach den Absatzen 1 
bis 6 oder Buchstabe b geschuldeten Betrag 
dem Leistungsempfänger wie eine Steuer in 
Rechnung stellen und dieser den Betrag als 
Vorsteuer abziehen kann. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Besteuerung 

§ 16 

Steuerberechnung, Besteuerungszeitraum 
und Einzelbesteuerung 

(1) Die Steuer ist, soweit nicht § 20 gilt, nach 
vereinbarten Entgelten zu berechnen. Besteuerungs-
zeitraum ist das Kalenderjahr. Bei der Berechnung 
der Steuer ist von der Summe der Umsätze nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 auszugehen, soweit für sie 
die Steuer in dem Besteuerungszeitraum entstanden 
ist. Der Steuer sind die nach § 14 Abs. 2 und 3 und 
nach § 17 Abs. 1 Satz 2 geschuldeten Steuerbeträge 
hinzuzurechnen. 

(2) Von der nach Absatz 1 berechneten Steuer 
sind die in den Besteuerungszeitraum fallenden, 
nach § 15 abziehbaren Vorsteuerbeträge abzusetzen. 
§ 15 a ist zu berücksichtigen. Die Einfuhrumsatz-
steuer ist von der Steuer für den Besteuerungszeit-
raum abzusetzen, in dem sie entrichtet worden ist. 
Die bis zum 15. Tage nach Ablauf des Besteuerungs-
zeitraums zu entrichtende Einfuhrumsatzsteuer kann 
bereits von der Steuer für diesen Besteuerungszeit

-

raum abgesetzt werden, wenn sie in ihm entstanden 
ist. 

(3) Hat der Unternehmer seine gewerbliche oder 
berufliche Tätigkeit nur in einem Teil des Kalender-
jahres ausgeübt, so tritt dieser Teil an die Stelle 
des Kalenderjahres. 

(4) Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 kann 
das Finanzamt einen kürzeren Besteuerungszeitraum 
bestimmen, wenn der Eingang der Steuer gefährdet 
erscheint oder der Unternehmer damit einverstan-
den ist. 

(5) Bei Beförderungen von Personen im Gelegen-
heitsverkehr mit Kraftomnibussen, die nicht im In-
land zugelassen sind, wird die Steuer, abweichend 
von Absatz 1, für jeden einzelnen steuerpflichtigen 
Umsatz durch die zuständige Zolldienststelle be-
rechnet (Einzelbesteuerung). Zuständige Zolldienst-
stelle ist die. Eingangszollstelle, Ausgangszollstelle, 
Grenzkontrollstelle oder Kontrollstelle, bei der der 
Kraftomnibus in das Inland gelangt oder das Inland 
verläßt. Die zuständige Zolldienststelle handelt bei 
der Einzelbesteuerung für das Finanzamt, in dessen 
Bezirk sie liegt (zuständiges Finanzamt). Absatz 2 
und § 19 Abs. 1 und 3 sind bei der Einzelbesteuerung 
nicht anzuwenden. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Besteuerung 

§ 16 

unverändert 
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(6) Ausländische Werte sind zur Berechnung der 
Steuer und der abziehbaren Vorsteuerbeträge auf 
Deutsche Mark nach den amtlichen Briefkursen um-
zurechnen, die der Bundesminister der Finanzen 
als Durchschnittskurse für den Monat öffentlich be-
kanntgibt, in dem die Leistung ausgeführt oder das 
Entgelt oder ein Teil des Entgelts vor Ausführung 
der Leistung (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a Satz 4) 
vereinnahmt wird. Ist dem leistenden Unternehmer 
die Berechnung der Steuer nach vereinnahmten Ent-
gelten gestattet (§ 20), so sind die Entgelte nach den 
Durchschnittskursen des Monats umzurechnen, in 
dem sie vereinnahmt werden. Das Finanzamt kann 
die Umrechnung nach dem Tageskurs, der durch 
Bankmitteilung oder Kurszettel nachzuweisen ist, 
gestatten. 

(7) Für die Einfuhrumsatzsteuer gelten § 11 Abs. 5 
und § 21 Abs. 2. 

§ 17 

Änderung der Bemessungsgrundlage 

(1) Hat sich die Bemessungsgrundlage für einen 
steuerpflichtigen Umsatz im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 geändert, so haben 

1. der Unternehmer, der diesen Umsatz ausgeführt 
hat, den dafür geschuldeten Steuerbetrag und 

2. der Unternehmer, an den dieser Umsatz ausge-
führt worden ist, den dafür in Anspruch genom-
menen Vorsteuerabzug 

entsprechend zu berichtigen. Die Berichtigung des 
Vorsteuerabzugs kann unterbleiben, soweit ein drit-
ter Unternehmer den auf die Minderung des Entgelts 
entfallenden Steuerbetrag an das Finanzamt ent-
richtet; in diesem Fall ist der dritte Unternehmer 
Schuldner der Steuer. Die Berichtigungen nach 
Satz 1 sind für den Besteuerungszeitraum vorzuneh-
men, in dem die Änderung der Bemessungsgrund-
lage eingetreten ist. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß, wenn 

1. das vereinbarte Entgelt für eine steuerpflichtige 
Lieferung oder sonstige Leistung uneinbringlich 
geworden ist. Wird das Entgelt nachträglich ver-
einnahmt, sind Steuerbetrag und Vorsteuerabzug 
erneut zu berichtigen; 

2. für eine vereinbarte Lieferung oder sonstige Lei-
stung ein Entgelt entrichtet, die Lieferung oder 
sonstige Leistung jedoch nicht ausgeführt wor-
den ist; 

3. eine steuerpflichtige Lieferung oder sonstige Lei

-

stung rückgängig gemacht worden ist. 

(3) Ist Einfuhrumsatzsteuer, die als Vorsteuer ab-
gezogen worden ist, herabgesetzt, erlassen oder er-
stattet worden, so hat der Unternehmer den Vor-
steuerabzug entsprechend zu berichtigen. Absatz 1 
Satz 3 gilt sinngemäß. 

(4) Werden die Entgelte für unterschiedlich be-
steuerte Lieferungen oder sonstige Leistungen 
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eines bestimmten Zeitabschnitts gemeinsam ge-
ändert (z. B. Jahresboni, Jahresrückvergütungen), so 
hat der Unternehmer dem Leistungsempfänger einen 
Beleg zu erteilen, aus dem zu ersehen ist, wie sich 
die Änderung der Entgelte auf die unterschiedlich 
besteuerten Umsätze verteilt. 

§ 18 

Besteuerungsverfahren 

(1) Der Unternehmer hat bis zum 10. Tag nach 
Ablauf jedes Kalendermonats (Voranmeldungszeit-
raum) eine Voranmeldung nach amtlich vorgeschrie-
benem Vordruck abzugeben, in der er die Steuer 
für den Voranmeldungszeitraum (Vorauszahlung) 
selbst zu berechnen hat. § 16 Abs. 1 und 2 und § 17 
sind entsprechend anzuwenden. § 150 Abs. 6 der 
Abgabenordnung bleibt unberührt. Gibt der Unter-
nehmer die Voranmeldung nicht ab oder hat er die 
Vorauszahlung nicht richtig berechnet, so kann 
das Finanzamt die Vorauszahlung festsetzen. Die 
Vorauszahlung ist am 10. Tag nach Ablauf des Vor-
anmeldungszeitraums fällig. 

(2) Beträgt die Steuer für das vorangegangene 
Kalenderjahr nicht mehr als 2 400 Deutsche Mark, 
so ist das Kalendervierteljahr Voranmeldungszeit-
raum. Das Finanzamt kann auf Antrag gestatten oder 
zur Sicherung des Steueranspruchs anordnen, daß 
an Stelle dés Kalendervierteljahrs der Kalender-
monat Voranmeldungszeitraum ist. Ist zu erwarten, 
daß die Steuer für das laufende Kalenderjahr den 
Betrag von 600 Deutsche Mark nicht übersteigt, 
kann das Finanzamt den Unternehmer von der Ver-
pflichtung zur Abgabe der Voranmeldungen und 
Entrichtung der Vorauszahlungen befreien. 

(3) Der Unternehmer hat für das Kalenderjahr 
oder für den kürzeren Besteuerungszeitraum eine 
Steuererklärung nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck abzugeben, in der er die zu entrichtende 
Steuer oder den Überschuß, der sich zu seinen Gun-
sten ergibt, nach § 16 Abs. 1 bis 4 und § 17 selbst 
zu berechnen hat (Steueranmeldung). Die Steuer-
anmeldung ist im folgenden Kalenderjahr bis zum 
Ende des Monats Mai abzugeben. In den Fällen des 
§ 16 Abs. 3 und 4 ist die Steueranmeldung binnen 
einem Monat nach Ablauf des kürzeren Besteue-
rungszeitraums abzugeben. Die Steueranmeldung 
muß vom Unternehmer eigenhändig unterschrieben 
sein. 

(4) Berechnet der Unternehmer die zu entrichten-
de Steuer oder den Überschuß in der Steueranmel-
dung für das Kalenderjahr abweichend von der 
Summe der Vorauszahlungen, so ist der Unter-
schiedsbetrag zugunsten des Finanzamts einen Mo-
nat nach dem Eingang der Steueranmeldung fällig. 
Setzt das Finanzamt die zu entrichtende Steuer 
oder den Überschuß abweichend von der Steuer-
anmeldung für das Kalenderjahr fest, so ist der 
Unterschiedsbetrag zugunsten des Finanzamts einen 
Monat nach der Bekanntgabe des Steuerbescheids 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 18 

Besteuerungsverfahren 

(1) unverändert 

(2) Beträgt die Steuer für das vorangegangene 
Kalenderjahr nicht mehr als 6 000 Deutsche Mark, 
so ist das Kalendervierteljahr Voranmeldungszeit-
raum. Das Finanzamt kann auf Antrag gestatten oder 
zur Sicherung des Steueranspruchs anordnen, daß 
an Stelle des Kalendervierteljahrs der Kalender-
monat Voranmeldungszeitraum ist. Ist zu erwarten, 
daß die Steuer für das laufende Kalenderjahr den 
Betrag von 600 Deutsche Mark nicht übersteigt, 
kann das Finanzamt den Unternehmer von der Ver-
pflichtung zur Abgabe der Voranmeldungen und 
Entrichtung der Vorauszahlungen befreien. 

(3) Der Unternehmer hat für das Kalenderjahr 
oder für den kürzeren Besteuerungszeitraum eine 
Steuererklärung nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck abzugeben, in der er die zu entrichtende 
Steuer oder den Überschuß, der sich zu seinen Gun-
sten ergibt, nach § 16 Abs. 1 bis 4 und § 17 selbst 
zu berechnen hat (Steueranmeldung). In den Fällen 
des § 16 Abs. 3 und 4 ist die Steueranmeldung bin-
nen einem Monat nach Ablauf des kürzeren Besteue-
rungszeitraums abzugeben. Die Steueranmeldung 
muß vom Unternehmer eigenhändig unterschrieben 
sein. 

(4) unverändert 
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fällig. Die Fälligkeit rückständiger Vorauszahlungen 
(Absatz 1) bleibt von den Sätzen 1 und 2 unberührt. 

(5) In den Fällen der Einzelbesteuerung (§ 16 
Abs. 5) ist abweichend von den Absätzen 1 bis 4 
wie folgt zu verfahren: 

1. Der Beförderer hat für jede einzelne Fahrt eine 
Steuererklärung nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck in zwei Stücken bei der zuständigen 
Zolldienststelle abzugeben. 

2. Die zuständige Zolldienststelle setzt für das zu-
ständige Finanzamt die Steuer auf beiden Stük-
ken der Steuererklärung fest und gibt ein Stück 
dem Beförderer zurück, der die Steuer gleichzei-
tig zu entrichten hat. Der Beförderer hat dieses 
Stück mit der Steuerquittung während der Fahrt 
im Inland mit sich zu führen. 

3. Der Beförderer hat bei der zuständigen Zoll-
dienststelle, bei der er das Inland verläßt, eine 
weitere Steuererklärung in zwei Stücken abzu-
geben, wenn sich die Zahl der Personenkilometer 
(§ 10 Abs. 6 Satz 2), von der bei der Steuerfest-
setzung nach Nummer 2 ausgegangen worden ist, 
während der Fahrt im Inland geändert hat. Die 
Zolldienststelle setzt die Steuer neu fest. Gleich-
zeitig ist ein Unterschiedsbetrag zugunsten des 
Finanzamts zu entrichten oder ein Unterschieds-
betrag zugunsten des Beförderers zu erstatten. 
Die Sätze 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn 
der Unterschiedsbetrag weniger als fünf Deut-
sche Mark beträgt. Die Zolldienststelle kann in 
diesen Fällen auf eine schriftliche Steuererklä-
rung verzichten. 

(6) Der Bundesminister der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung zur Vermeidung von Härten die Fristen für die 
Voranmeldungen und Vorauszahlungen um einen 
Monat verlängern, die Fristverlängerung von einer 
angemessenen Abschlagszahlung abhängig machen 
und das Verfahren näher bestimmen. 

(7) Zur Vereinfachung des Besteuerungsverfah-
rens kann der Bundesminister der Finanzen mit Zu-
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
die Vergütung der Vorsteuerbeträge (§ 15 Abs. 1) 
an nicht im Inland ansässige Unternehmer, abwei-
chend von § 16 und von den Absätzen 1 bis 4, in 
einem besonderen Verfahren regeln und hierbei die 
Zuständigkeit der Finanzbehörden bestimmen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(5) unverändert 

(6) Zur Vermeidung von Härten kann der Bun-
desminister der Finanzen mit Zustimmung des Bun-
desrates durch Rechtsverordnung die Fristen für die 
Voranmeldungen und Vorauszahlungen um einen 
Monat verlängern und das Verfahren näher bestim-
men. Dabei kann angeordnet werden, daß der Un-
ternehmer eine Sondervorauszahlung auf die Steuer 
für das Kalenderjahr zu entrichten hat. 

(7) Zur Vereinfachung des Besteuerungsverfah-
rens kann der Bundesminister der Finanzen mit Zu-
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
bestimmen, daß und unter welchen Voraussetzungen 
auf die Erhebung der Steuer für folgende Umsätze 
verzichtet werden kann: 

1. Lieferungen von Gold, Silber und Platin sowie 
sonstige Leistungen im Geschäft mit diesen Edel-
metallen zwischen Unternehmern, die an einer 
inländischen Wertpapierbörse mit dem Recht 
zur Teilnahme am Handel zugelassen sind. Das 
gilt nicht für Münzen und Medaillen aus diesen 
Edelmetallen, 

2. Lieferungen, die der Einfuhr folgen, wenn ein 
anderer als der Unternehmer, für dessen Unter-
nehmen der Gegenstand eingeführt ist, die ent-
richtete Einfuhrumsatzsteuer als Vorsteuer ab-
ziehen kann (§ 15 Abs. 8 Nr. 2 Buchstabe b). 
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(8) Zur Sicherung des Steueranspruchs kann der 
Bundesminister der Finanzen mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung bestimmen, 
daß die Steuer in den Fällen, in denen ein Unter-
nehmer im Inland weder einen Wohnsitz noch einen 
Sitz hat, im Abzugsverfahren durch den Leistungs-
empfänger zu entrichten ist. Dabei können insbeson-
dere geregelt werden: 

1. die Art und Weise der Berechnung der einzu-
behaltenden und abzuführenden Steuer und der 
Ausschluß der §§ 19 und 24 im Abzugsverfahren; 

2. die Aufzeichnungspflichten des Leistungsemp-
fängers und seine Verpflichtung zur Ausstellung 
einer Bescheinigung über die einbehaltene oder 
abgeführt Steuer; 

3. die Haftung des Leistungsempfängers für die ein-
zubehaltende •und abzuführende Steuer  sowie 
die Zahlungspflicht des Leistungsempfängers 
oder eines Dritten bei der Ausstellung einer un-
richtigen Bescheinigung; 

4. der Verzicht auf die Besteuerung des Unterneh-
mers nach den Absätzen 1 bis 4; 

5. die Pflicht des Unternehmers, die Steuer für die 
dem Abzugsverfahren unterliegenden Umsätze 
nach vereinnahmten Entgelten zu berechnen; 

6. die Anrechnung der einbehaltenen oder abge-
führten Steuer bei der Besteuerung des Unter-
nehmers nach den Absätzen 1 bis 4; 

7. die Zuständigkeit der Finanzbehörden. 

§ 19 

Besteuerung der Kleinunternehmer 

(1) Die für Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 geschuldete Steuer wird nicht erhoben, wenn 
der in Satz 2 bezeichnete Umsatz zuzüglich der dar-
auf entfallenden Steuer im laufenden Kalenderjahr 
18 000 Deutsche Mark nicht übersteigt. Umsatz im 
Sinne des Satzes 1 ist der nach vereinnahmten Ent-
gelten bemessene Gesamtumsatz, gekürzt um die 
darin enthaltenen Umsätze von Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens. Satz 1 gilt nicht für die nach 
§ 14 Abs. 3 geschuldete Steuer. In den -Fällen des 
Satzes 1 finden die Vorschriften über den Ver-
zicht auf Steuerbefreiungen (§ 9), über den geson-
derten Ausweis der Steuer in einer Rechnung (§ 14 
Abs. 1) und über den Vorsteuerabzug (§§ 15 und 
15 a) keine Anwendung. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(8) Zur Sicherung des Steueranspruchs kann der 
Bundesminister der Finanzen mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung bestimmen, 
daß die Steuer für die Umsätze eines nicht im Inland 
ansässigen Unternehmers im Abzugsverfahren durch 
den Leistungsempfänger zu entrichten ist. Dabei 
können insbesondere geregelt werden: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

(9) Zur Vereinfachung des Besteuerungsverfah-
rens kann der Bundesminister der Finanzen mit Zu-
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
die Vergütung der Vorsteuerbeträge (§ 15) an nicht 
im Inland ansässige Unternehmer, abweichend von 
§ 16 und von den Absätzen 1 bis 4, in einem beson-
deren Verfahren regeln. Dabei kann angeordnet 
werden, daß der Unternehmer die Vergütung selbst 
zu berechnen hat. 

§ 
19 

 Besteuerung der Kleinunternehmer 

(1) Die für Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 geschuldete Umsatzsteuer wird nicht erhoben, 
wenn der in Satz 2 bezeichnete Umsatz zuzüglich 
der darauf entfallenden Steuer im vorangegangenen 
Kalenderjahr 20 000 Deutsche Mark nicht überstie-
gen hat und im laufenden Kalenderjahr 100 000 
Deutsche Mark voraussichtlich nicht übersteigen 
wird. Umsatz im Sinne des Satzes 1 ist der nach ver-
einnahmten Entgelten bemessene Gesamtumsatz, 
gekürzt um die darin enthaltenen Umsätze von Wirt-
schaftsgütern des Anlagevermögens. Satz 1 gilt 
nicht für die nach § 14 Abs. 3 geschuldete Steuer. 
In den Fällen des Satzes 1 finden die Vorschriften 
über den Verzicht auf Steuerbefreiungen (§ 9), über 
den gesonderten Ausweis der Steuer in einer Rech-
nung (§ 14 Abs. 1) und über den Vorsteuerabzug 
(§§ 15 und 15 a) keine Anwendung. 
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(2) Der Unternehmer kann dein Finanzamt bis zur 
Unanfechtbarkeit der Steuerfestsetzung (§ 18 Abs. 3 
und 4) erklären, daß er auf die Anwendung des Ab-
satzes 1 verzichtet. Nach Eintritt der Unanfechtbar-
keit der Steuerfestsetzung bindet die Erklärung den 
Unternehmer mindestens für fünf Kalenderjahre. 
Sie kann nur mit Wirkung von Beginn eines Kalen-
derjahres an widerrufen werden. Der Widerruf ist 
spätestens bis zur Unanfechtbarkeit der Steuerfest-
setzung des Kalenderjahres, für das er gelten soll, 
zu erklären. 

(3) Der Unternehmer erhält einen Steuerabzugs-
betrag, wenn Absatz 1 keine Anwendung findet und 
der in Satz 2 bezeichnete Umsatz im laufenden Ka-
lenderjahr 50 000 Deutsche Mark nicht übersteigt. 
Umsatz im Sinne des Satzes 1 ist der Gesamtumsatz 
zuzüglich der entsprechenden Umsätze, die der Un-
ternehmer außerhalb des Inlandes ausführt. Der 
Steuerabzugsbetrag berechnet sich nach einem Vom-
hundertsatz der Steuer, die sich für die Umsätze 
im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 nach Abzug der 
Vorsteuerbeträge und der Kürzungsbeträge, mit 
Ausnahme des Kürzungsbetrages nach § 13 des Ber-
linförderungsgesetzes, ergibt. Der Vomhundertsatz 
beträgt, 

1. wenn der in Satz 2 bezeichnete Umsatz im lau-
fenden Kalenderjahr 18 400 Deutsche Mark nicht 
übersteigt, 80 v. H., 

2. wenn der in Satz 2 bezeichnete Umsatz im lau-
fenden Kalenderjahr 18 400 Deutsche Mark über-
steigt, 80 v. H., gekürzt um einen Vomhundert-
punkt für jeweils 400 Deutsche Mark des Be-
trages, der 18 400 Deutsche Mark überteigt. An-
gefangene 400 Deutsche Mark sind aufzurunden. 

Bei der Berechnung des Steuerabzugsbetrages bleibt 
die Steuer nach § 14 Abs. 2 und 3 außer Ansatz. Die 
Vorschriften über die Berichtigung des Vorsteuer-
abzuges (§ 15 a) sind zu berücksichtigen. 

(4) Gesamtumsatz ist die Summe der steuerbaren 
Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 abzüg-
lich folgender Umsätze: 

1. der Umsätze, die nach § 4 Nr. 7, Nr. 8 Buch-
stabe i, Nr. 9 Buchstabe b und Nummer 11 bis 
28 steuerfrei sind; 

2. der Umsätze, die nach § 4 Nr. 8 Buchstaben a 
bis h, Nr. 9 Buchstabe a und Nummer 10 steuer-
frei sind, wenn sie Hilfsumsätze sind. 

Hat der Unternehmer seine gewerbliche oder beruf-
liche Tätigkeit nur in einem Teil des Kalenderjahres 
ausgeübt, so ist der tatsächliche Gesamtumsatz in 
einen Jahresgesamtumsatz umzurechnen. Angefan-
gene Kalendermonate sind bei der Umrechnung als 
volle Kalendermonate zu behandeln, es sei denn, 
daß die Umrechnung nach Tagen zu einem niedrige-
ren Jahresgesamtumsatz führt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) Der Unternehmer erhält einen Steuerabzugs-
betrag, wenn Absatz 1 keine Anwendung findet und 
der in Satz 2 bezeichnete Umsatz im laufenden Ka-
lenderjahr 60 000 Deutsche Mark nicht übersteigt. 
Umsatz im Sinne des Satzes 1 ist der Gesamtumsatz 
zuzüglich der entsprechenden Umsätze, die der 
Unternehmer außerhalb des Inlandes ausführt. Der 
Steuerabzugsbetrag berechnet sich nach einem Vom-
hundertsatz der Steuer, die sich für die Umsätze im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 nach Abzug der 
Vorsteuerbeträge und der Kürzungsbeträge, mit 
Ausnahme der Kürzungsbeträge nach den §§ 1 bis 2 
des Berlinförderungsgesetzes, ergibt. Der Vomhun-
dertsatz beträgt 

1. wenn der in Satz 2 bezeichnete Umsatz im lau-
fenden Kalenderjahr 20 500 Deutsche Mark nicht 
übersteigt, 80 v. H., 

2. wenn der in Satz 2 bezeichnete Umsatz im lau-
fenden Kalenderjahr 20 500 Deutsche Mark über-
steigt, 80 v. H., gekürzt um einen Vomhundert-
punkt für jeweils 500 Deutsche Mark des Betra-
ges, der 20 500 Deutsche Mark übersteigt. Ange-
fangene 500 Deutsche Mark sind aufzurunden. 

Bei der Berechnung des Steuerabzugsbetrages bleibt 
die Steuer nach § 14 Abs. 2 und 3 außer Ansatz. Die 
Vorschriften über die Berichtigung des Vorsteuer-
abzuges (§ 15 a) sind zu berücksichtigen. 

(4) Gesamtumsatz ist die Summe der steuerbaren 
Umsätze im Sinne des § 1 . Abs. 1 Nr. 1 bis 3 abzüg-
lich folgender Umsätze: 

1. der Umsätze, die nach § 4 Nr. 7, Nr. 8 Buch-
stabe i, Nr. 9 Buchstabe b und Nr. 11 bis 28 
steuerfrei sind; 

2. der Umsätze, die nach § 4 Nr. 8 Buchstaben a 
bis h, Nr. 9 Buchstabe a und Nr. 10 steuerfrei 
sind, wenn sie Hilfsumsätze sind. 

Soweit der Unternehmer die Steuer nach verein-
nahmten Entgelten berechnet (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a Sätze 4 und 5 oder § 20), ist auch der 
Gesamtumsatz nach diesen Entgelten zu berechnen. 
Hat der Unternehmer seine gewerbliche oder beruf-
liche Tätigkeit nur in einem Teil des Kalenderjahres 
ausgeübt, so ist der tatsächliche Gesamtumsatz in 
einen Jahresgesamtumsatz umzurechnen. Angefan-
gene Kalendermonate sind bei der Umrechnung als 
volle Kalendermonate zu behandeln, es sei denn, 
daß die Umrechnung nach Tagen zu einem niedrige-
ren Jahresgesamtumsatz führt. 
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§ 20 

Berechnung der Steuer 
nach vereinnahmten Entgelten 

Das Finanzamt kann auf Antrag gestatten, daß ein 
Unternehmer, 

1. dessen Gesamtumsatz (§ 19 Abs. -4) im vorange-
gangenen Kalenderjahr nicht mehr als 250 0Q0 
Deutsche Mark betragen hat, oder 

2. der von der Verpflichtung, Bücher zu führen und 
auf Grund jährlicher Bestandsaufnahmen regel-
mäßig Abschlüsse zu machen, nach § 148 der 
Abgabenordnung befreit ist, oder 

3. soweit er Umsätze aus einer Tätigkeit als Ange-
höriger eines freien Berufs im Sinne des § 18 
Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes aus-
führt, 

die Steuer nicht nach den vereinnahmten Entgelten 
(§ 16 Abs. 1 Satz 1), sondern nach den vereinnahm-
ten Entgelten berechnet. Erstreckt sich die Befreiung 
nach Nummer 2 nur auf einzelne Betriebe des Un-
ternehmers und liegt die Voraussetzung nach Num-
mer 1 nicht vor, so ist die Erlaubnis zur Berechnung 
der Steuer nach den vereinnahmten Entgelten auf 
diese Betriebe zu beschränken. Wechselt der Unter-
nehmer die Art der Steuerberechnung, so dürfen 
Umsätze nicht doppelt erfaßt werden oder unver-
steuert bleiben. 

§ 21 

Besondere Vorschriften für die Einfuhrumsatzsteuer 

(1) Die Einfuhrumsatzsteuer ist eine Verbrauch-
steuer im Sinne der Abgabenordnung. 

(2) Für die Einfuhrumsatzsteuer gelten die Vor-
schriften für Zölle — ausgenommen § 5 Abs. 5 
Nr. 1, §§ 24, 25, 40 und 52 des Zollgesetzes — sinn

-

gemäß. Für die Einfuhr abschöpfungspflichtiger Ge-
genstände gelten die Vorschriften des Abschöp

-

fungserhebungsgesetzes sinngemäß. 

(3) Abweichend von § 37 Abs. 2 des Zollgesetzes 
kann die Zahlung der Einfuhrumsatzsteuer ohne Si-
cherheitsleistung aufgeschoben werden, wenn die 
zu entrichtende Steuer nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 in 
voller Höhe als Vorsteuer abgezogen werden kann. 

(4) Entsteht für den eingeführten Gegenstand 
nach dem Zeitpunkt des Entstehens der Einfuhr-
umsatzsteuer eine Zollschuld oder eine Verbrauch-
steuer oder wird für den eingeführten Gegenstand 
nach diesem Zeitpunkt eine Verbrauchsteuer unbe-
dingt, so entsteht gleichzeitig eine weitere Einfuhr-
umsatzsteuer. Das gilt auch, wenn- der Gegenstand 
nach dem in Satz 1 bezeichneten Zeitpunkt bear

-

beitet oder verarbeitet worden ist. Bemessungs-
grundlage ist die entstandene Zollschuld oder die 
entstandene oder unbedingt gewordene Verbrauch- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 20 
Berechnung der Steuer 

nach vereinnahmten Entgelten 

(1) Das Finanzamt kann auf Antrag gestatten, daß 
ein Unternehmer, 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert . 

die Steuer nicht nach den vereinbarten Entgelten 
(§ 16 Abs. 1 Satz 1), sondern nach den vereinnahm-
ten Entgelten berechnet. Erstreckt sich die Befreiung 
nach Nummer 2 nur auf einzelne Betriebe des Un-
ternehmers und liegt die Voraussetzung nach Num-
mer 1 nicht vor, so ist die Erlaubnis zur. Berechnung 
der Steuer nach den vereinnahmten Entgelten auf 
diese Betriebe zu beschränken. Wechselt der Unter-
nehmer die Art der Steuerberechnung, so dürfen 
Umsätze nicht doppelt erfaßt werden oder unver-
steuert bleiben. 

(2) Absatz i gilt nicht für Geschäftsveräußerun-
gen. 

§ 21 

unverändert 
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steuer. Steuerschuldner ist, wer den Zoll oder die 
Verbrauchsteuer zu entrichten hat. Die Sätze 1 bis 4 
gelten nicht, wenn derjenige, der den Zoll oder die 
Verbrauchsteuer zu entrichten hat, hinsichtlich des 
eingeführten Gegenstandes nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 
zum Vorsteuerabzug berechtigt ist oder dazu be

-

rechtigt wäre, wenn der Gegenstand für sein Unter-
nehmen eingeführt worden wäre. 

(5) Die Absätze 2 bis 4 gelten entsprechend  für 
Gegenstände, die nicht Waren im Sinne des § 1 
Abs. 2 Satz 1 des Zollgesetzes sind und für die keine 
Zollvorschriften bestehen. 

§ 22 
Aufzeichnungspflichten 

(1) Der Unternehmer ist verpflichtet, zur Fest-
stellung der Steuer und der Grundlagen Ihrer Be

-

rechnung Aufzeichnungen zu machen. 

(2) Aus den Aufzeichnungen müssen zu ersehen 
sein: 
1. die vereinbarten Entgelte für die vom Unterneh-

mer ausgeführten Lieferungen und sonstigen Lei-
stungen.. Dabei ist ersichtlich zu machen, wie 
sich die Entgelte auf die steuerpflichtigen Um-
sätze, getrennt nach Steuersätzen, und auf die 
steuerfreien Umsätze verteilen. Bei der Berech-
nung der Steuer nach vereinnahmten Entgelten 
(§ 20) treten an die Stelle der vereinbarten Ent-
gelte die vereinnahmten Entgelte. Im Falle des 
§ 17 Abs. 1 Satz 2 hat der Unternehmer, der die 
auf die Minderung des Entgelts entfallende 
Steuer an das Finanzamt entrichtet, den Betrag 
der Entgeltsminderung gesondert aufzuzeichnen; 

 

2. die vereinnahmten Entgelte und Teilentgelte für 
noch nicht ausgeführte Lieferungen und sonsti-
ge Leistungen. 'Dabei ist ersichtlich zu machen, 
wie sich die Entgelte und Teilentgelte verteilen: 
a) auf steuerpflichtige Umsätze ., getrennt nach 

Steuersätzen, für die die Steuer nach § 13 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a Sätze 4 und 5 ent-
steht, und 

b) auf steuerfreie Umsätze oder Umsätze, für die 
nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a Satz 5 
die Steuer nicht entsteht. 

3. die Bemessungsgrundlagen für die Lieferungen 
und sonstigen Leistungen im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe b und Nummer 3 sowie des § 10 
Abs. 5 Nummer 1 Satz 2 gilt entsprechend; 

4. die Bemessungsgrundlagen für den Eigenver-
brauch. Nummer 1 Satz 2 gilt entsprechend; 

5. die Entgelte für steuerpflichtige Lieferungen 
und sonstige Leistungen, die an den Unterneh- 

Beschlüsse .des 7. Ausschusses 

 

§ 22 

Aufzeichnungspflichten 

(1) unverändert 

(2) Aus den Aufzeichnungen müssen zu ersehen 
sein: 
1. die vereinbarten Entgelte für die vom Unterneh-

mer ausgeführten Lieferungen und sonstigen Lei-
stungen. Dabei ist ersichtlich zu machen, wie 
sich die Entgelte auf die steuerpflichtigen Um-
sätze, getrennt nach Steuersätzen, und auf die 
steuerfreien Umsätze verteilen. Außerdem müs-
sen aus den Aufzeichnungen die Umsätze her

-

vorgehen, die der Unternehmer nach § 9 als 
steuerpflichtig behandelt. Bei der Berechnung 
der Steuer nach vereinnahmten Entgelten (§, 20) 
treten an die Stelle der vereinbarten Entgelte die 
vereinnahmten Entgelte. Im Falle des § 17 Abs. 1 
Satz 2 hat  der Unternehmer, der die auf die Min-
derung des Entgelts entfallende Steuer an das 
Finanzamt entrichtet, den Betrag der Entgelts-
minderung gesondert aufzuzeichnen; 

2. die vereinnahmten Entgelte und Teilentgelte für 
noch nicht ausgeführte Lieferungen und sonsti-
ge Leistungen. Dabei ist ersichtlich zu machen, 
wie sich die Entgelte und Teilentgelte verteilen: 
a) unverändert 

b) unverändert 

Nummer 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

3. die Bemessungsgrundlagen für die Lieferungen 
und sonstigen Leistungen im Sinne des § 1 Abs. 1.  
Nr. 1 Buchstabe b und Nummer 3 sowie des § 10 
Abs. 5. Nummer 1 Satz 2 gilt entsprechend; 

4. unverändert 
 

5. unverändert 
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mer für sein Unternehmen ausgeführt worden 
sind, und die vor Ausführung dieser Umsätze 
gezahlten Entgelte und Teilentgelte, soweit für 
diese Umsätze nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buch-
stabe a Sätze 4 und 5 die Steuer entsteht, sowie 
die auf die Entgelte und Teilentgelte entfallen-
den Steuerbeträge; 

6. die Bemessungsgrundlagen für die Einfuhr von 
Gegenständen (§ 11), die für das Unternehmen 
des Unternehmers eingeführt worden sind, so-
wie die dafür entrichtete oder in den Fällen des 
§ 16 Abs. 2 Satz 4 zu entrichtende Einfuhr-
umsatzsteuer. 

(3) Die Aufzeichnungspflichten nach Absatz 2 
Nr. 5 und 6 entfallen, wenn der Vorsteuerabzug aus-
geschlossen ist (§ 15 Abs. 2 und 3). Ist der Unter-
nehmer nur teilweise zum Vorsteuerabzug berech-
tigt, so müssen aus den Aufzeichnungen die Vor-
steuerbeträge eindeutig und leicht nachprüfbar zu 
ersehen sein, die den zum Vorsteuerabzug berech

-

tigenden Umsätzen ganz oder teilweise zuzurech-
nen sind. Außerdem hat der Unternehmer in diesen 
Fällen die Bemessungsgrundlagen für die Umsätze, 
die nach § 15 Abs. 2 und 3 den Vorsteuerabzug aus-
schließen, getrennt von den Bemessungsgrundlagen 
der übrigen Umsätze, ausgenommen die Einfuhren, 
aufzuzeichnen. Die Verpflichtung zur Trennung der 
Bemessungsgrundlagen nach Absatz 2 Nr. 1 Satz 2, 
Nr. 2 Satz 2, Nr. 3 Satz 2 und Nummer 4 Satz 2 
bleibt unberührt. 

(4) Macht der Unternehmer von der Vorschrift 
des § 15 Abs. 7 Gebrauch, so hat er die Aufzeich-
nungspflichten nach den Absätzen 2 und 3 für jeden 
Betrieb gesondert zu erfüllen. In den Fällen des 
§ 15 a hat der Unternehmer die Berechnungsgrund-
lagen für den Ausgleich aufzuzeichnen, der von ihm 
in den in Betracht kommenden Kalenderjahren vor-
zunehmen ist. 

(5) Ein Unternehmer, der ohne Begründung einer 
gewerblichen Niederlassung oder außerhalb einer 
solchen von Haus zu Haus oder auf öffentlichen 
Straßen oder an anderen öffentlichen Orten Um-
sätze ausführt oder Gegenstände erwirbt, hat ein 
Steuerheft nach amtlich, vorgeschriebenem Vor-
druck zu führen. 

(6) Der Bundesminister der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung 

1. nähere Bestimmungen darüber treffen, wie die 
Aufzeichnungspflichten zu erfüllen sind und in 
welchen Fällen Erleichterungen bei der Erfüllung 
dieser Pflichten gewährt werden können, sowie 

2. Unternehmer im Sinne des Absatzes 5 von der 
Führung des Steuerheftes befreien, sofern sich 
die Grundlagen der Besteuerung aus anderen Un-
terlagen ergeben, und diese Befreiungen an Auf-
lagen knüpfen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

6. unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) Der Bundesminister der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung 

1. unverändert 

2. Unternehmer im Sinne des Absatzes 5 von der 
Führung des Steuerheftes befreien, sofern sich 
die Grundlagen der Besteuerung aus anderen Un-
terlagen ergeben, und diese Befreiung an Auf-
lagen knüpfen. 



Drucksache 8/2827 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Entwurf 

SECHSTER ABSCHNITT 

Besondere Besteuerungsformen 

§ 23 

Allgemeine Durchschnittsätze 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates zur Vereinfachung des 
Besteuerungsverfahrens für Gruppen von Unterneh-
mern, bei denen hinsichtlich der Besteuerungsgrund-
lagen annähernd gleiche Verhältnisse vorliegen und 
die nicht verpflichtet sind, Bücher zu führen und 
auf Grund jährlicher Bestandsaufnahmen regelmä-

ßig Abschlüsse zu machen, durch Rechtsverordnung 
Durchschnittsätze festsetzen für 

1. die nach § 15 abziehbaren Vorsteuerbeträge oder 
die  Grundlagen ihrer Berechnung oder 

2. die zu entrichtende Steuer oder die Grundlagen 
ihrer Berechnung. 

(2) Die Durchschnittsätze müssen zu einer Steuer 
führen, die nicht wesentlich von dem Betrage ab

-

weicht, der sich nach diesem Gesetz ohne Anwen-
dung der Durchschnittsätze ergeben würde. 

(3) Der Unternehmer, bei dem die Voraussetzun-
gen für eine Besteuerung nach Durchschnittsätzen 
im Sinne des Absatzes 1 gegeben sind, kann beim 
Finanzamt bis zur Unanfechtbarkeit der Steuerfest-
setzung (§ 18 Abs. 3 und 4) beantragen, nach den 
festgesetzten Durchschnittsätzen besteuert zu wer-
den. Der Antrag kann nur mit Wirkung vom Beginn 
eines Kalenderjahres an widerrufen werden. Der 
Widerruf ist spätestens bis zur Unanfechtbarkeit der 
Steuerfestsetzung des Kalenderjahres, für das er 
gelten soll, zu erklären. Eine erneute Besteuerung 
nach Durchschnittsätzen ist frühestens nach Ablauf 
von fünf Kalenderjahren zulässig. 

§ 24 

Durchschnittsätze für land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe 

(1) Für die im Rahmen eines land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebes ausgeführten Umsätze wird 
die Steuer wie folgt festgesetzt: 

1. für die Lieferungen und den Eigenverbrauch von 
forstwirtschaftlichen Erzeugnissen, ausgenommen 
Sägewerkserzeugnisse, auf vierundeinhalb vom 
Hundert, 

2. für die Lieferungen und den Eigenverbrauch der 
in der Anlage aufgeführten Sägewerkserzeug-
nisse und für die sonstigen Leistungen auf sechs

-

undeinhalb vom Hundert, 

3. für die Lieferungen und den Eigenverbrauch der 
in der Anlage nicht aufgeführten Sägewerks-
erzeugnisse und Getränke sowie von alkoholi-
schen Flüssigkeiten auf zwölf vom Hundert und 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

SECHSTER ABSCHNITT 

Besondere Besteuerungsformen 

§ 23 

unverändert 

§ 24 

Durchschnittsätze für land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe 

(1) Für die im Rahmen eines land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebes ausgeführten Umsätze wird 
die Steuer wie folgt festgesetzt: 

1. für die Lieferungen und den Eigenverbrauch von 
forstwirtschaftlichen Erzeugnissen, ausgenommen 
Sägewerkserzeugnisse, auf fünf vom Hundert, 

 

2. für die Lieferungen und den Eigenverbrauch der 
in der Anlage aufgeführten Sägewerkserzeug-
nisse und für die sonstigen Leistungen auf sieben 
vom Hundert, 

3. für die Lieferungen und den Eigenverbrauch der 
in der Anlage nicht aufgeführten Sägewerkser-
zeugnisse und Getränke sowie von alkololischen 
Flüssigkeiten auf dreizehn vom Hundert und 
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4. für die übrigen Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 im Kalenderjahr 1979 auf siebenund-
einhalb vom Hundert, im Kalenderjahr 1980 auf 
sieben vom Hundert 

der Bemessungsgrundlage. Die Befreiungen nach § 4 
mit Ausnahme der Nummern 1 bis 6 bleiben unbe-
rührt; § 9 findet keine Anwendung. Für die Aus-
fuhrlieferungen und die im Ausland bewirkten Um-
sätze der in Satz 1 Nr. 3 bezeichneten Gegenstände 
ermäßigt sich die Steuer wie folgt: bei Sägewerks-
erzeugnissen auf sechseinhalb vom Hundert, 

bei Getränken und alkoholischen Flüssigkeiten 

für das Kalenderjahr 1979 auf siebenundeinhalb 
vom Hundert, 

für das Kalenderjahr 1980 auf sieben vom Hundert 

der Bemessungsgrundlage. Die Vorsteuerbeträge 
werden, soweit sie den in Satz 1 Nr. 1 bezeichneten 
Umsätzen zuzurechnen sind, auf vierundeinhalb vom 
Hundert, in den übrigen Fällen des Satzes 1 auf 
sechsundeinhalb vom Hundert der Bemessungs-
grundlage für diese Umsätze festgesetzt. Ein weite-
rer Vorsteuerabzug entfällt. § 14 ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß der für den Umsatz maßgeb-
liche Durchschnittsatz in der. Rechnung zusätzlich 
anzugeben ist. Abweichend von § 15 Abs. 1 steht 
dem Leistungsempfänger der Abzug des ihm geson-
dert in Rechnung gestellten Steuerbetrages nur bis 
zur Höhe der für den maßgeblichen Umsatz gelten-
den Steuer zu. 

(2) Als land- und forstwirtschaftlicher Betrieb 
gelten 

1. die Landwirtschaft, die Forstwirtschaft, der 
Wein-, Garten-, Obst- und Gemüsebau, die Baum-
schulen, alle Betriebe, die Pflanzen und Pflanzen-
teile mit Hilfe der Naturkräfte gewinnen, die 
Binnenfischerei, die Teichwirtschaft, die Fisch-
zucht für die Binnenfischerei und Teichwirtschaft, 
die Imkerei, die Wanderschäferei sowie die 
Saatzucht, 

2. Tierzucht- und Tierhaltungsbetriebe, soweit ihre 
Tierbestände nach § 51 und § 51 a des Bewer-
tungsgesetzes zur landwirtschaftlichen Nutzung 
oder auf Grund der vom Senat von Berlin nach 
§ 122 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung zum land- und forstwirtschaft-
lichen Vermögen gehören. 

Zum land- und forstwirtschaftlichen Betrieb gehö-
ren auch die Nebenbetriebe, die dem land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieb zu dienen bestimmt 
sind. Als land- und forstwirtschaftlicher Betrieb gilt 
auch ein Gewerbebetrieb kraft Rechtsform, wenn im 
übrigen die Merkmale eines land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebes vorliegen. 

(3) Führt der Unternehmer neben den in Absatz 1 
bezeichneten Umsätzen auch andere Umsätze aus, 
so ist der land- und forstwirtschaftliche Betrieb als 
gesondert geführter Betrieb im Sinne des § 15 Abs. 7 
zu behandeln. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

4. für die übrigen Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 auf siebenundeinhalb vom Hundert 

der Bemessungsgrundlage. Die Befreiungen nach § 4 
mit Ausnahme der Nummern 1 bis 6 bleiben unbe-
rührt; § 9 findet keine Anwendung. Für die Ausfuhr-
lieferungen und die im Ausland bewirkten Umsätze 
der in Satz 1 Nr. 3 bezeichneten Gegenstände er-
mäßigt sich die Steuer wie folgt: 

bei Sägewerkserzeugnissen auf sieben vom Hundert, 

bei Getränken und alkoholischen Flüssigkeiten auf 
siebenundeinhalb vom Hundert 

der Bemessungsgrundlage. Die Vorsteuerbeträge 
werden, soweit sie den in Satz 1 Nr. 1 bezeichneten 
Umsätzen zuzurechnen sind, auf fünf vom Hundert, 
in den übrigen Fällen des Satzes 1 auf sieben vom 
Hundert der Bemessungsgrundlage für diese Um-
sätze festgesetzt. Ein weiterer Vorsteuerabzug ent-
fällt. § 14 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß der 
für den Umsatz maßgebliche Durchschnittsatz in der 
Rechnung zusätzlich anzugeben ist. Abweichend von 
§ 15 Abs. 1 steht dem Leistungsempfänger der Abzug 
des ihm gesondert in Rechnung gestellten Steuer-
betrages nur bis zur Höhe der für den maßgeblichen 
Umsatz geltenden Steuer zu. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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(4) Der Unternehmer kann spätestens bis zum 
zehnten Tage nach Ablauf des ersten Voranmelde-
zeitraums eines Kalenderjahres gegenüber dem 
Finanzamt erklären, daß seine Umsätze vom Beginn 
dieses Kalenderjahres an nicht nach den Absätzen 
i bis 3, sondern nach den allgemeinen Vorschriften 
dieses Gesetzes besteuert werden sollen. Die Er-
klärung bindet den Unternehmer mindestens für 
fünf Kalenderjahre. Sie kann nur mit Wirkung vom 
Beginn eines Kalenderjahres an widerrufen werden. 
Der Widerruf ist spätestens bis zum zehnten Tage 
nach Beginn dieses Kalenderjahres zu erklären. Die 
Fristen nach Satz 1 und 4 können verlängert werden. 
Sind die Fristen bereits abgelaufen, so können sie 
rückwirkend verlängert werden, wenn es unbillig 
wäre, die durch den Fristablauf eingetretenen 
Rechtsfolgen bestehen zu lassen. 

§ 25 

Besteuerung von Reiseveranstaltern 

(1) Die nachfolgenden Vorschriften gelten für Un-
ternehmer, die Reisen veranstalten, soweit sie dabei 
gegenüber den Leistungsempfängern im eigenen 
Namen auftreten und Reisevorleistungen in An-
spruch nehmen. Reisevorleistungen sind Lieferun-
gen und sonstige Leistungen Dritter, die den Rei-
senden unmittelbar zugute kommen. Die Leistung 
des Unternehmers ist als sonstige Leistung anzu-
sehen. Erbringt der Unternehmer an einen Leistungs-
empfänger im Rahmen einer Reise mehrere Leistun-
gen dieser Art, so gelten sie als eine einheitliche 
sonstige Leistung. Der Ort der sonstigen Leistung 
bestimmt sich nach § 3 a Abs. 1 

(2) Die sonstige Leistung ist steuerfrei, wenn die 
Reisevorleistungen außerhalb des Gebietes der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft bewirkt wer-
den. Werden die Reisevorleistungen nur zum Teil 
außerhalb dieses Gebietes bewirkt, so ist nur der 
Teil der sonstigen Leistung steuerfrei, dem die be-
zeichneten Reisevorleistungen zuzurechnen sind. Die 
Voraussetzung der Steuerbefreiung muß buchmäßig 
nachgewiesen sein. Der Bundesminister der Finan-
zen kann mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung bestimmen, wie der buchmäßige 
Nachweis zu führen ist. 

(3) Die sonstige Leistung bemißt sich nach dem 
Unterschied zwischen dem Betrag, den der Lei-
stungsempfänger aufwendet, um die Leistung zu er-
halten und dem Betrag, den der Unternehmer für 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(4) unverändert 

§ 25 

Besteuerung von  Reiseleistungen 

(1) Die nachfolgenden Vorschriften gelten für 
Reiseleistungen eines Unternehmers, die nicht für 
das Unternehmen des Leistungsempfängers bestimmt 
sind, soweit der Unternehmer dabei gegenüber dem 
Leistungsempfänger im eigenen Namen auftritt und 
Reisevorleistungen in Anspruch nimmt. Die Leistung 
des Unternehmers ist als sonstige Leistung anzu-
sehen. Erbringt der Unternehmer an einen Lei-
stungsempfänger im Rahmen einer Reise mehrere 
Leistungen dieser Art, so gelten sie als eine ein-
heitliche sonstige Leistung. Der Ort der sonstigen 
Leistung bestimmt sich nach § 3 a Abs. 1. Reisevor-
leistungen sind Lieferungen und sonstige Leistungen 
Dritter, die den Reisenden unmittelbar zugute kom-
men. 

(2) Die sonstige Leistung ist steuerfrei, wenn die 
Reisevorleistungen 

1. außerhalb des Gebietes der Europäischen Ge-
meinschaften bewirkt werden, 

2. grenzüberschreitende Beförderungen mit Luft-
fahrzeugen oder Seeschiffen sind oder 

3. Beförderungen mit Luftfahrzeugen oder See-
schiffen sind, die sich ausschließlich auf das Aus-
land erstrecken. 

Sind die Reisevorleistungen nur zum Teil Reisevor-
leistungen im Sinne des Satzes 1, so ist nur der Teil 
der sonstigen Leistung steuerfrei, dem die in Satz 1 
bezeichneten Reisevorleistungen zuzurechnen sind. 
Die Voraussetzung der Steuerbefreiung muß vom 
Unternehmer nachgewiesen sein. Der Bundesmini-
ster der Finanzen kann mit Zustimmung des Bundes-
rates durch Rechtsverordnung bestimmen, wie der 
Unternehmer den Nachweis zu führen hat. 

(3) Die sonstige Leistung bemißt sich nach dem 
Unterschied zwischen dem Betrag, den der Lei-
stungsempfänger aufwendet, um die Leistung zu er-
halten und dem Betrag, den der Unternehmer für 
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die Reisevorleistungen aufwendet. Die Umsatzsteuer 
gehört nicht zur Bemessungsgrundlage. 

(4) § 14 Abs. 1 Nr. 5 und 6 ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß in der Rechnung die Bemessungs-
grundlage nach Absatz 3 und der auf sie entfallende 
Steuerbetrag anzugeben sind. 

(5) Abweichend von § 15 Abs. i ist der Unterneh-
mer nicht berechtigt, die ihm für die 'Reisevorleistun-
gen gesondert in Rechnung gestellten Steuerbeträge 
als Vorsteuer abzuziehen. Im übrigen bleibt § 15 
unberührt. 

(6) Für die sonstige Leistung gilt § 22 mit der 
Maßgabe, daß aus den Aufzeichnungen des Unter-
nehmers zu ersehen sein müssen:' 

1. der Betrag, den der Leistungsempfänger für die 
Leistung aufwendet, abzüglich der Umsatzsteuer, 

2. die Beträge, die der Unternehmer für die Reise-
vorleistungen aufwendet, 

3. die Bemessungsgrundlage nach Absatz 3 und 

4. wie sich die in den Nummern 1 und 2 bezeich-
neten Beträge und die Bemessungsgrundlage 
nach Absatz 3 auf steuerpflichtige und steuerfreie 
Leistungen verteilen. 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Durchführung, Übergangs- und 
Schlußvorschriften 

§ 26 

Durchführung 

(1) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung zur Wah-
rung der Gleichmäßigkeit bei der Besteuerung, zur 
Beseitigung von Unbilligkeiten in Härtefällen oder 
zur Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens den 
Umfang der in diesem Gesetz enthaltenen Steuer-
befreiungen, Steuerermäßigungen und des Vor-
steuerabzugs näher bestimmen sowie die zeitlichen 
Bindungen nach § 19 Abs. 2, § 23 Abs. 3 und § 24 
Abs. 4 verkürzen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

die Reisevorleistungen aufwendet. Die Umsatzsteuer 
gehört nicht zur Bemessungsgrundlage. Der Unter-
nehmer kann die Bemessungsgrundlage statt für je-
de einzelne Leistung entweder für Gruppen von 
Leistungen oder für die gesamten innerhalb des Be-
steuerungszeitraums erbrachten Leistungen ermit-
teln. 

(4) Abweichend von § 15 Abs. 1 ist der Unterneh-
mer nicht berechtigt, die ihm für die Reisevorleistun-
gen gesondert in Rechnung gestellten Steuerbeträge 
als Vorsteuer abzuziehen. Im übrigen bleibt § 15 
unberührt. 

(5) Für die sonstigen Leistungen gilt § 22 mit der 
Maßgabe, daß aus den Aufzeichnungen des Unter-
nehmers zu ersehen sein müssen: 

1. der Betrag, den der Leistungsempfänger für die 
Leistung aufwendet, 

2. die Beträge, die der Unternehmer für die Reise-
vorleistungen aufwendet, 

3. die Bemessungsgrundlage nach Absatz 3 und 

4. wie sich die in den Nummern 1 und 2 bezeich

-

neten Beträge und die Bemessungsgrundlage 
nach Absatz 3 auf steuerpflichtige und steuerfreie 
Leistungen verteilen. 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Durchführung, Übergangs- und 
Schlußvorschriften 

§ 26 
Durchführung  

(1) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung zur Wah-
rung der Gleichmäßigkeit bei der Besteuerung, zur 
Beseitigung von Unbilligkeiten in Härtefällen oder 
zur Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens den 
Umfang der in diesem Gesetz enthaltenen Steuer-
befreiungen, Steuerermäßigungen und des Vor-
steuerabzugs näher bestimmen sowie die zeitlichen 
Bindungen nach § 19 Abs. 2, § 23 Abs. 3 und § 24 
Abs. 4 verkürzen. Bei der näheren Bestimmung des 
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(2) Der Bundesminister der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung den Wortlaut derjenigen Vorschriften des Ge-
setzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen, in denen auf den Zolltarif hin-
gewiesen wird, dem Wortlaut des Zolltarifs in der 
jeweils geltenden Fassung anpassen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann unbe-
schadet der Vorschriften der §§ 163 und 227 der Ab-
gabenordnung anordnen, daß die Steuer für fol-
gende Umsätze niedriger festgesetzt oder ganz oder 
zum Teil erlassen wird,  soweit der Unternehmer 
keine Rechnungen mit gesondertem Ausweis der 
Steuer (§ 14 Abs. 1) erteilt hat: 

1. für grenzüberschreitende Beförderungen im Luft-
verkehr. Bei Beförderungen durch ausländische 
Unternehmer kann die Anordnung davon ab-
hängig gemacht werden, daß in dem Land, in 
dem der ausländische Unternehmer seinen Sitz 
hat, für grenzüberschreitende Beförderungen im 
Luftverkehr, die von Unternehmern mit Sitz in 
der Bundesrepublik Deutschland durchgeführt 
werden, eine Umsatzsteuer oder ähnliche Steuer 
nicht erhoben wird; 

2. für Beförderungen im Luftverkehr mit Berlin 
(West), solange und soweit sich aus der gegen-
wärtigen Stellung Berlins (West) im Hinblick auf 
den Luftverkehr Besonderheiten ergeben. 

(4) Die Bundesregierung kann durch allgemeine 
Verwaltungsvorschrift mit Zustimmung des Bundes-
rates unbeschadet der Vorschriften der §§ 163 und 
227 der Abgabenordnung die Interessen des inner-
deutschen Waren- und Dienstleistungsverkehrs zwi-
schen den Währungsgebieten der Deutschen Mark 
und der Mark der Deutschen Demokratischen Repu-
blik durch vollen oder teilweisen Steuererlaß be-
rücksichtigen. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung näher bestimmen, wie der Nachweis bei den 
folgenden Steuerbefreiungen zu führen ist: 

1. Artikel III Nr. 1 des Abkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Vereinig-
ten Staaten von Amerika über die von der Bun-
resrepublik zu gewährenden Abgabenvergünsti-
gungen für die von den Vereinigten Staaten im 
Interesse der gemeinsamen Verteidigung gelei-
steten Ausgaben (BGBl. 1955 II S. 823) ; 

2. Artikel 67 Abs. 3 des Zusatzabkommens zu dem 
Abkommen zwischen den Parteien des Nord-
atlantikvertrages über die Rechtsstellung ihrer 
Truppen hinsichtlich der in der Bundesrepublik 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Umfangs der Steuerermäßigung nach § 12 Abs. 2 
Nr. 1 kann von der zolltariflichen Abgrenzung ab-
gewichen werden. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

 

(4) Die Bundesregierung kann durch allgemeine 
Verwaltungsvorschrift mit Zustimmung des Bundes-
rates unbeschadet der Vorschriften der §§ 163 und 
227 der Abgabenordnung die Interessen des inner-
deutschen Waren- und Dienstleistungsverkehrs zwi-
schen den Währungsgebieten der Deutschen Mark 
und der Mark der Deutschen Demokratischen Repu-
blik durch vollen oder teilweisen Steuererlaß be-
rücksichtigen und dabei den Vorsteuerabzug des 
Leistungsempfängers ausschließen. 

(5) unverändert 
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Deutschland stationierten ausländischen Truppen 
(BGBl. 1961 II S. 1183, 1218) ; 

3. Artikel 14 Abs. 2 Buchstaben b und d des Ab-
kommens zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und dem Obersten Hauptquartier der Al-
liierten Mächte, Europa, über die besonderen 
Bedingungen für die Einrichtung und den Betrieb 
internationaler militärischer Hauptquartiere in 
der Bundesrepublik Deutschland (BGBl. 1969 II 
S. 1997, 2009). 

(6) Der Bundesminister der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung näher bestimmen, unter welchen Vorausset-
zungen zur Vereinfachung der Steuererhebung auf 
die Steuer für die der Einfuhr folgenden Lieferungen 
verzichtet werden kann, wenn ein anderer als der 
Unternehmer, für dessen Unternehmen der Gegen-
stand eingeführt worden ist, die entrichtete Einfuhr-
umsatzsteuer als Vorsteuer abziehen kann (§ 15 
Abs. 8 Nr. 2 Buchstabe b). 

§ 27 

Allgemeine Übergangsvorschrif ten  

(1) Auf Umsätze und sonstige Sachverhalte aus 
der Zeit vor dem 1. Januar  1979 ist das bis dahin 
für sie geltende Umsatzsteuerrecht auch weiterhin 
anzuwenden. 

(2) § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a Satz 4 ist nicht 
anzuwenden, wenn die Zahlung des Entgelts oder 
des Teilentgelts auf einem Vertrag beruht, der vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes abgeschlossen 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn der Unternehmer 
eine Rechnung mit gesondertem Ausweis der Steuer 
(§ 14 Abs. 1) erteilt hat. 

(3) Der Unternehmer, der die bis zum 31. Dezem-
ber 1978 ausgeführten Umsätze nach § 19 Abs. 1 
bis 3 in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fas-
sung versteuert, hat die am Ende des Kalenderjahres 
1978 für diese Umsätze noch nicht vereinnahmten 
Entgelte den im Dezember 1978 vereinnahmten Ent-
gelten hinzuzurechnen und gleichzeitig mit ihnen 
der Besteuerung zu unterwerfen. Das Finanzamt hat 
auf Antrag, unbeschadet der Vorschrift des § 222 
der Abgabenordnung, die Entrichtung der auf die 
noch nicht vereinnahmten Entgelte entfallenden 
Steuer entsprechend dem voraussichtlichen Zahlungs-
eingang zu stunden. Die in Satz 1 bezeichneten Um-
sätze gehören nicht zum Gesamtumsatz des Kalen-
derjahres 1978. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Absatz 6 entfällt 

§ 27 

Allgemeine Übergangsvorschriften 

(1) Auf Umsätze und sonstige Sachverhalte aus 
der Zeit vor dem 1. Januar 1980 ist das im Zeitpunkt 
des maßgebenden Ereignisses für sie geltende Um-
satzsteuerrecht weiterhin anzuwenden. § 29 Abs. 3 
und 4 des Umsatzsteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. November 1973 (BGBl. I 
S. 1681), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 30. November 1978 (BGBl. I S. 1849), gilt 
auch, wenn die Leistung nach dem 31. Dezember 
1979 ausgeführt wird. 

(2) unverändert 

(3) Der Unternehmer, der die bis zum 31. Dezem-
ber 1979 ausgeführten Umsätze nach § 19 Abs. 1 
bis 3 in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fas-
sung versteuert, hat die am Ende des Kalenderjahres 
1979 für diese Umsätze noch nicht vereinnahmten 
Entgelte den im Dezember 1979 vereinnahmten Ent-
gelten hinzuzurechnen und gleichzeitig mit ihnen 
der Besteuerung zu unterwerfen. Das Finanzamt hat 
auf Antrag, unbeschadet der Vorschrift des § 222 
der Abgabenordnung, die Entrichtung der auf die 
noch nicht vereinnahmten Entgelte entfallenden 
Steuer entsprechend dem voraussichtlichen Zahlungs-
eingang zu stunden. Die in Satz 1 bezeichneten Um-
sätze gehören nicht zum Gesamtumsatz des Kalen-
derjahres 1979. 
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§ 28 

Zukünftige Fassung des § 4 Nr. 7 und des § 24 Abs. 1 

(1) Die Vorschrift des § 4 Nr. 7 gilt ab 1. Januar 
1981 in folgender Fassung: 

„7. die auf Gesetz beruhenden Leistungen der 
Beförderungsunternehmer für die Deutsche 
Bundespost;". 

(2) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung den in Ab-
satz 1 bezeichneten Zeitpunkt längstens bis zum 
1. Januar 1983 hinausschieben, wenn ohne diese 
Maßnahme außenpolitische Nachteile im Zusammen-
hang mit der Mannheimer Akte oder anderen völ-
kerrechtlichen Verpflichtungen zu befürchten sind. 

(3) Die Vorschrift des § 24 Abs. 1 gilt ab 1. Ja-
nuar 1981 in folgender Fassung: 

„(1) Für die im Rahmen eines land- und forst-
wirtschaftlichen Betriebes ausgeführten Umsätze 
wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

1. für die Lieferungen und den Eigenverbrauch 
von forstwirtschaftlichen Erzeugnissen, aus-
genommen Sägewerkserzeugnisse, auf vier-
undeinhalb vom Hundert, 

2. für die Lieferungen und den Eigenverbrauch 
der in der Anlage nicht aufgeführten Säge-
werkserzeugnisse und Getränke sowie von 
alkoholischen Flüssigkeiten, ausgenommen 
die Ausfuhrlieferungen und die im Ausland 
bewirkten Umsätze, auf zwölf vom Hundert, 

3. für die übrigen Umsätze im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 auf sechsundeinhalb vom 
Hundert 

der Bemessungsgrundlage. Die Befreiungen nach 
§ 4 mit Ausnahme der Nummern 1 bis 6 bleiben 
unberührt; § 9 findet keine Anwendung. Die 
Vorsteuerbeträge werden, soweit sie den in 
Satz 1 Nr. 1 bezeichneten Umsätzen zuzurechnen 
sind, auf vierundeinhalb vom Hundert, in den 
übrigen Fällen des Satzes 1 auf sechsundeinhalb 
vom Hundert der Bemessungsgrundlage für 
diese Umsätze festgesetzt. Ein weiterer Vor-
steuerabzug entfällt. § 14 ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß der für den Umsatz maßgeb-
liche Durchschnittsatz in der Rechnung zusätz-
lich anzugeben ist. Abweichend von § 15 Abs. 1 
steht dem Leistungsempfänger der Abzug des 
ihm gesondert in Rechnung gestellten Steuer-
betrages nur bis zur Höhe der für den maßgeb-
lichen Umsatz geltenden Steuer zu." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 28 

Zukünftige Fassungen des § 4 Nr. 7, des § 15 
Abs. 3 und des § 24 Abs. 1 

(1) Ab 1. Januar 1982 gilt folgendes: 

1. Die Vorschrift des § 4 Nr. 7 gilt in folgender Fas-
sung:  

„7. die auf Gesetz beruhenden Leistungen der 
Beförderungsunternehmer für die Deutsche 
Bundespost;" . 

2. In § 15 Abs. 3 entfällt die Nummer 3. 

(2) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung den in Ab-
satz 1 bezeichneten Zeitpunkt längstens bis zum 
1. Januar 1984 hinausschieben, wenn ohne diese 
Maßnahme außenpolitische Nachteile im Zusammen-
hang mit der Mannheimer Akte oder anderen völ-
kerrechtlichen Verpflichtungen zu befürchten sind. 

(3) Die Vorschrift des § 24 Abs. 1 gilt ab 1. Ja-
nuar 1981 in folgender Fassung: 

„(1) Für die im Rahmen eines land- und forst-
wirtschaftlichen Betriebes ausgeführten Umsätze 
wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

1. für die Lieferungen und den Eigenverbrauch 
von forstwirtschaftlichen Erzeugnissen, aus-
genommen Sägewerkserzeugnisse, auf fünf 
vom Hundert, 

2. für die Lieferungen und den Eigenverbrauch 
der in der Anlage nicht aufgeführten Säge-
werkserzeugnisse und Getränke sowie von 
alkoholischen Flüssigkeiten, ausgenommen 
die Ausfuhrlieferungen und die im Ausland 
bewirkten Umsätze, auf dreizehn vom Hun-
dert, 

3. für die übrigen Umsätze im Sinne des § 1 
Abs. i Nr. 1 bis 3 auf sieben vom Hundert 

der Bemessungsgrundlage. Die Befreiungen nach 
§ 4 mit Ausnahme der Nummern 1 bis 6 bleiben 
unberührt; § 9 findet keine Anwendung. Die 
Vorsteuerbeträge werden, soweit sie den in 
Satz 1 Nr. 1 bezeichneten Umsätzen zuzurechnen 
sind, auf fünf vom Hundert, in den übrigen Fäl

-

len des Satzes 1 auf sieben vom Hundert der 
Bemessungsgrundlage für diese Umsätze fest-
gesetzt. Ein weiterer Vorsteuerabzug entfällt. 
§ 14 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß der 
für den Umsatz maßgebliche Durchschnittsatz 
in der Rechnung zusätzlich anzugeben ist. Ab-
weichend von § 15 Abs. 1 steht dem Leistungs-
empfänger der Abzug des ihm gesondert in 
Rechnung gestellten Steuerbetrages nur bis zur 
Höhe der für den maßgeblichen Umsatz gelten-
den Steuer zu." 
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§ 29 

Umstellung langfristiger Verträge 

Beruht die Leistung auf einem Vertrag, der nicht 
später als vier Kalendermonate vor dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes abgeschlossen worden ist, so 
kann, falls auf Grund dieses Gesetzes ein anderer 
Steuersatz anzuwenden ist, der eine Vertragsteil von 
dem anderen einen entsprechenden Ausgleich der 
umsatzsteuerlichen Mehr- oder Minderbelastung 
verlangen. Dies gilt nicht, soweit die Parteien etwas 
anderes vereinbart haben. 

§ 30 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge-
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 31 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme seiner Ermäch-
tigungsvorschriften, die sämtlich schon am Tage nach 
der Verkündung wirksam werden, am 1. Januar 1979 
in Kraft. Zu diesem Zeitpunkt werden vorbehaltlich 
der in § 27 getroffenen Übergangsregelungen aufge-
hoben: 

1. das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. November 1973 (BGBl. I 
S. 1681), zuletzt geändert durch 	 

2. Artikel 1 § 2 des Steueränderungsgesetzes 1977 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§ 29 

Umstellung langfristiger Verträge 

Beruht die Leistung auf einem Vertrag, der nicht 
später als vier Kalendermonate vor dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes abgeschlossen worden ist, so 
kann, falls nach diesem Gesetz ein anderer Steu-
ersatz anzuwenden ist, der Umsatz steuerpflich-
tig, steuerfrei oder nicht steuerbar wird, der eine 
Vertragsteil von dem anderen einen angemessenen 
Ausgleich der umsatzsteuerlichen Mehr- oder Min-
derbelastung verlangen. Satz 1 gilt nicht, soweit die 
Parteien etwas anderes vereinbart haben. Ist die 
Höhe der Mehr- oder Minderbelastung streitig, so 
ist § 287 Abs. 1 der Zivilprozeßordnung entsprechend 
anzuwenden. 

§ 30 

unverändert 

§ 31 

entfällt 
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Anlage 
(zu § 12 Abs. 2 Nr. 1) 

Liste der dem Steuersatz von sechs vom Hun-
dert unterliegenden Gegenstände 

1. Lebende Tiere, und zwar 

a) Pferde, ausgenommen Wildpferde (aus Nr. 
01.01 A des Zolltarifs), 

b) Maultiere und Maulesel (Nr. 01.01 C des 
Zolltarifs), 

c) Hausrinder, Hausschweine, Hausschafe, 
Hausziegen, Hausgeflügel, Hauskaninchen, 
Haustauben, Bienen und ausgebildete Blin-
denführhunde (aus Nr. 01.02 bis 01.06 des 
Zolltarifs) 

2. Fleisch und genießbarer Schlachtabfall (Kapitel 2 
des Zolltarifs) 

3. Fische, ausgenommen Zierfische; Krebstiere und 
Weichtiere, ausgenommen Langusten, Hummer, 
Austern und Schnecken (aus Kapitel 3 des Zoll-
tarifs) 

4. Milch und Milcherzeugnisse; Vogeleier und Ei-
gelb (ausgenommen Eier ohne Schale und Eigelb, 
ungenießbar) ; natürlicher Honig (aus Kapitel 4 
des Zolltarifs) 

5. Magen von Hausrindern und Hausgeflügel (aus 
Nr. 05.04 des Zolltarifs); rohe Bettfedern und 
Daunen (aus Nr. 05.07 des Zolltarifs) ; rohe 
Knochen (aus Nr. 05.08 des Zolltarifs) 

6. Bulben, Zwiebeln, Knollen, Wurzelknollen und 
Wurzelstöcke, ruhend, im Wachstum oder in 
Blüte (Nr. 06.01 des Zolltarifs) 

7. Andere lebende Pflanzen und Wurzeln, ein-
schließlich Stecklinge und Edelreiser (Nr. 06.02 
des Zolltarifs) 

8. Blüten und Blütenknospen, geschnitten, zu Bin-
de- oder Zierzwecken, frisch (Nr. 06.03 A des 
Zolltarifs) 

9. Blattwerk, Blätter, Zweige und andere Pflanzen-
teile, Gräser, Moose und Flechten, zu Binde-
oder Zierzwecken, frisch (aus Nr. 06.04 des Zoll-
tarifs) 

10. Gemüse und Küchenkräuter, trockene ausge-
löste Hülsenfrüchte (Nr. 07.01 bis 07.05 des 
Zolltarifs) 

11. Topinambur (aus Nr. 07.06 des Zolltarifs) 

12. Genießbare Früchte (Nr. 08.01 bis 08.12 des 
Zolltarifs) 

13. Kaffee, Tee, Mate und Gewürze (Kapitel 9 des 
Zolltarifs) 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Anlage 
(zu § 12 Abs. 2 Nr. 1) 

Liste der dem Steuersatz von sechsundeinhalb 
vom Hundert unterliegenden Gegenstände 

Nummern 1 bis 47 unverändert 
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14. Getreide (Kapitel 10 des Zolltarifs) 

15. Müllereierzeugnisse, Mehl von Hülsenfrüchten, 
Mehl von Früchten (Nr. 11.01, 11.02, 11.04 A 
und 11.04 B des Zolltarifs) 

16. Mehl, Grieß und Flocken von Kartoffeln (Nr. 
11.05 des Zolltarifs) 

17. Stärke (Nr. 11.08 A des Zolltarifs) 

18. Waren des Kapitels 12 des Zolltarifs, und zwar 

Ölsaaten und ölhaltige Früchte sowie Mehl 
hiervon (Nr. 12.01 und 12.02 des Zolltarifs), 

b) verschiedene Samen und Früchte (Nr. 12.03, 
12.04 A, 12.06 und 12.08 des Zolltarifs), 

c) Dost, Minzen, Salbei, Kamilleblüten und 
Haustee (aus Nr. 12.07 des Zolltarifs), 

d) Stroh und Futter (Nr. 12.09 und 12.10 des 
Zolltarifs) 

19. Pektinstoffe, Pektinate und Pektate (Nr. 13.03 B 
des Zolltarifs) 

20. Korbweiden, ungeschält, weder gespalten noch 
sonst bearbeitet; Schilf und Binsen, roh, weder 
gespalten noch sonst bearbeitet (aus Nr. 14.01 
des Zolltarifs) 

21. Genießbare Fette und Öle tierischer und pflanz-
licher Herkunft, auch verarbeitet, und zwar 

a) Schweineschmalz, anderes Schweinefett und 
Geflügelfett (aus Nr. 15.01 des Zolltarifs), 

b) Talg (von Rindern, Schafen oder Ziegen), 
ausgeschmolzen oder mit Lösungsmitteln 
ausgezogen (aus Nr. 15.02 des Zolltarifs), 

c) Oleomargarin (aus Nr. 15.03 C des Zolltarifs), 

d) fette pflanzliche Öle (aus Nr. 15.07 des Zoll-
tarifs), 

e) gehärtete tierische und pflanzliche Fette und 
Öle (aus Nr. 15.12 des Zolltarifs), 

f) Margarine, Kunstspeisefett und andere ge-
nießbar verarbeitete Fette (Nr. 15.13 des 
Zolltarifs) 

22. Bienenwachs, roh (aus Nr. 15.15 des Zolltarifs) 

23. Zubereitungen von Fleisch, Fischen, Krebstieren 
und Weichtieren, ausgenommen Zubereitungen 
von Kaviar, Langusten, Hummern, Austern und 
Schnecken (aus Kapitel 16 des Zolltarifs) 

24. Zucker und Zuckerwaren (Kapitel 17 des Zoll-
tarifs) 

25. Kakaopulver, nicht gezuckert; Schokolade und 
andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitungen 
(Nr. 18.05 und 18.06 des Zolltarifs) 

26. Zubereitungen auf der Grundlage von Getreide, 
Mehl oder Stärke; Backwaren (Kapitel 19 des 
Zolltarifs) 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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27. Zubereitungen von Gemüse, Küchenkräutern, 
Früchten und anderen Pflanzen oder Pflanzen-
teilen, ausgenommen Frucht- und Gemüsesäfte 
(Nr. 20.01 bis 20.06 des Zolltarifs) 

28. Verschiedene Lebensmittelzubereitungen (Ka-
pitel 21 des Zolltarifs) 

29. Wasser (aus Nr. 22.01 B des Zolltarifs) 

30. Milchmischgetränke mit einem Anteil an Milch 
von mindestens fünfundsiebzig vom Hundert 
des Fertigerzeugnisses (aus Nr. 22.02 des Zoll-
tarifs) 

31. Speiseessig (Nr. 22.10 des Zolltarifs) 

32. Rückstände und Abfälle der Lebensmittelindu-
strie; zubereitetes Futter (Kapitel 23 des Zoll-
tarifs) 

33. Tabakpflanzen und Tabakblätter, grün oder 
luftgetrocknet, nicht weiterbearbeitet; Abfälle 
hiervon (aus Nr. 24.01 des Zolltarifs) 

34. Speisesalz, nicht in wäßriger Lösung (aus 
Nr. 25.01 A II b) des Zolltarifs) 

35. Ammoniumkarbonat und Natriumhydrogenkar-
bonat (aus Nr. 28.42 des Zolltarifs); D-Sorbit 
. (aus Nr. 29.04 des Zolltarifs) 

36. Essigsäure (Nr. 29.14 A II a) des Zolltarifs) 

37. Benzoesäuresulfimid-Natrium und Benzoesäure-
sulfimid-Kalium (aus Nr. 29.26 des Zolltarifs) 

38. Fütterungsarzneimittel, die den Vorschriften 
des § 56 Abs. 4 des Arzneimittelgesetzes ent-
sprechen (aus Nr. 30.03 des Zolltarifs) 

39. Natürliche tierische oder pflanzliche Dünge-
mittel (ausgenommen Guano), auch unterein-
ander gemischt, jedoch nicht chemisch bearbei-
tet (aus Nr. 31.01 des Zolltarifs) 

40. Aromengemische in Aufmachungen für den Kü-
chengebrauch (aus Nr. 33.04 des Zolltarifs) 

41. Gelatine (aus Nr. 35.03 B des Zolltarifs) 

42. Holz, und zwar 

a) Brennholz in Form von Rundlingen, Schei-
ten, Zweigen oder Reisigbündeln; Holz-
abfälle, einschließlich Sägespäne (Nr. 44.01 
des Zolltarifs), 

b) Rohholz, auch entrindet oder nur grob zu-
gerichtet (Nr. 44.03 des Zolltarifs), 

c) Holz, vierseitig oder zweiseitig grob zuge-
richtet, aber nicht weiterbearbeitet (Nr. 44.04 
des Zolltarifs), 

d) Pfähle gespalten; Pfähle und Pflöcke, ge-
spitzt, nicht in der Längsrichtung gesägt 
aus (Nr. 44.09 des Zolltarifs) 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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43. Waren des Buchhandels und Erzeugnisse des 
graphischen Gewerbes mit Ausnahme der Er-
zeugnisse, die auf Grund des Gesetzes über die 
Verbreitung jugendgefährdender Schriften in 
eine Liste aufgenommen sind, und zwar 

a) Bücher, Broschüren und ähnliche Drucke, auch 
in losen Bogen oder Blättern, auch antiqua-
risch (aus Nr. 49.01 und aus Nr. 99.06 des 
Zolltarifs), 

b) Zeitungen und andere periodische Druck-
schriften, auch mit Bildern (aus Nr. 49.02 
des Zolltarifs), 

c) Bilderalben, Bilderbücher und Zeichen- oder 
Malbücher, broschiert, kartoniert oder ge-
bunden, für Kinder (aus Nr. 49.03 des Zoll-
tarifs), 

d) Noten, handgeschrieben oder gedruckt, mit 
oder ohne Bilder, auch gebunden (aus Nr. 
49.04 des Zolltarifs), 

e) kartographische Erzeugnisse aller Art, ein-
schließlich Wandkarten und topographische 
Pläne, gedruckt; gedruckte Erd- und Him-
melsgloben (aus Nr. 49.05 des Zolltarifs), 

f) Briefmarken und dergleichen (z. B. Ganz-
sachen, vorphilatelistische Briefe, freige-
stempelte Briefumschläge) als Sammlungs-
stücke (aus Nr. 49.07 A und aus Nr. 99.04 
des Zolltarifs) 

44. Wolle, roh, nicht bearbeitet (aus Nr. 53.01 des 
Zolltarifs) 

45. Fahrstühle und ähnliche Fahrzeuge für Kranke 
oder Körperbehinderte, auch mit Motor oder 
anderer Vorrichtung zur me chanischen Fortbe-
wegung (Nr. 87.11 des Zolltarifs) 

46. Körperersatzstücke, orthopädische Apparate 
und andere orthopädische Vorrichtungen für 
Menschen, und zwar 

a) Prothesen (aus Nr. 90.19 A des Zolltarifs), 

b) Schwerhörigengeräte und andere Vorrich-
tungen zur Behebung von Funktionsschäden 
oder Gebrechen, zum Tragen in der Hand 
oder am Körper oder zum Einpflanzen in 
den Organismus bestimmt (aus Nr. 90.19 B 
des Zolltarifs), 

c) orthopädische Apparate und andere orthopä-
dische Vorrichtungen, einschließlich medizi-
nisch-chirurgische Gürtel. (aus Nr. 90.19 C 
des Zolltarifs) 

47. Kunstgegenstände und Sammlungsstücke (Nr. 
99.01 bis 99.03 und 99.05 des Zolltarifs) 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 
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ZWEITES KAPITEL 

Änderung anderer Gesetze 

Artikel 1 

Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 613; 1977 I S. 269), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 Nr. 7 des Gesetzes vom 1. Februar 1979 (BGBl. 
I S. 127), wird wie folgt geändert: 

1. § 53 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Das Wort „Dreifache" wird durch das Wort 
„Vierfache", das Wort „Dreifachen" durch das 
das Wort „Vierfachen" und das Wort „Vier-
fache" durch das Wort „Fünffache" ersetzt. 

b) Hinter Satz 4 wird folgender Satz eingefügt: 

„Zu den Bezügen zählen nicht Leistungen der 
Sozialhilfe und bis zur Höhe der Leistungen 
der Sozialhilfe Unterhaltsleistungen an Per-
sonen, die ohne die Unterhaltsleistungen so-
zialhilfeberechtigt wären." 

2. In § 68 werden am Ende der Nummer 7 der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende Nummer 8 
angefügt: 

„8. Volkshochschulen und andere Einrichtungen, 
soweit sie selbst Vorträge, Kurse und ande-
re Veranstaltungen wissenschaftlicher oder 
belehrender Art durchführen; dies gilt auch, 
soweit die Einrichtungen den Teilnehmern 
dieser Veranstaltungen selbst Beherbergung 
und Beköstigung gewähren." 

3. In § 141 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „die Um-
sätze nach § 4 Nr. 8 und 9 des Umsatzsteuerge-
setzes" durch die , Worte „die Umsätze nach § 4 
Nr. 8 bis 10 des Umsatzsteuergesetzes" ersetzt. 

4. § 149 erhält folgende Fassung: 

„§ 149 

Abgabe der Steuererklärungen 

(1) Die Steuergesetze bestimmen, wer zur Abgabe 
einer Steuererklärung verpflichtet ist. Zur Abgabe 
einer Steuererklärung ist auch verpflichtet, wer hier-
zu von der Finanzbehörde aufgefordert wird. Die 
Aufforderung kann durch öffentliche Bekanntma-
chung erfolgen. Die Verpflichtung zur Abgabe einer 
Steuererklärung bleibt auch dann bestehen, wenn 
die Finanzbehörde die Besteuerungsgrundlagen ge-
schätzt hat (§ 162). 

(2) Soweit die Steuergesetze nichts anderes be-
stimmen, sind Steuererklärungen, die sich auf ein 
Kalenderjahr oder einen gesetzlich bestimmten Zeit-
punkt beziehen, spätestens fünf Monate danach ab- 
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zugeben. Bei Steuerpflichtigen, die den Gewinn aus 
Land- und Forstwirtschaft nach einem vom Kalen-
derjahr abweichenden Wirtschaftsjahr ermitteln, 
endet die Frist nicht vor Ablauf des dritten Monats, 
der auf den Schluß des in dem Kalenderjahr begon-
nenen Wirtschaftsjahrs folgt." 

Artikel 2 

Einkommensteuergesetz 

§ 9 b des Einkommensteuergesetzes 1977 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 
1977 (BGBl. I S. 2365), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 30. November 1978 (BGBl. I 
S. 1849), wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 werden die Worte „vom 29. Mai 
1967 (BGBl. I S. 545)" gestrichen. 

2. In Absatz 2 werden die Worte „§ 15 Abs. 7 und 
Absatz 8 Nr. 3 oder Nummer 4 oder" gestrichen. 

3. In Absatz 3 werden hinter den Worten „§ 30 des 
Umsatzsteuergesetzes" die Worte „in der Fas

-

sung der Bekanntmachung vom 16. November 
1973 (BGBl. I S. 1681)" eingefügt. 

Artikel 3 

Gewerbesteuergesetz 

In § 3 Nr. 20 des Gewerbesteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. September 
1978 (BGBl. I S. 1557), geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 30. November 1978 (BGBl. I S. 1849), 
werden das Wort „Altenpflegeheime" durch das 
Wort „Pflegeheime" und das Wort „Altenpflegehei-
men" durch das Wort „Pflegeheimen" ersetzt; hin-
ter dem Wort „Leistungen" werden die Worte „den 
in § 68 Abs. 1 des Bundessozialhilfegesetzes oder" 
eingefügt. 

Artikel 4 

Aufwertungsausgleichgesetz 

Das Aufwertungsausgleichgesetz vom 23. Dezem-
ber 1969 (BGBl. I S. 2381), zuletzt geändert durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 30. November 1978 
(BGBl. I S. 1849), wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 4 Abs. 1 Satz 1 werden die Bezeich-
nung „§ 19" durch die Bezeichnung „§ 19 Abs. 1" 
und die Bezeichnung „Anlage 1" durch die Be-
zeichnung „Anlage" ersetzt. 

2. In Artikel 4 Abs. 1 und 3 wird jeweils der Klam-
merzusatz „(Mehrwertsteuer)" gestrichen. 

3. In Artikel 5 Satz 2 wird folgender Buchstabe d 
angefügt:  
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„d) in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S. ...) auf Umsätze, die 
nach dem 31. Dezember 1979 ausgeführt wer-
den." 

Artikel 5 

Gesetz über steuerliche Maßnahmen 
bei Änderung der Unternehmensform 

In § 23 Abs. 1 des Gesetzes über steuerliche Maß-
nahmen bei Änderung der Unternehmensform vom 
14. August 1969 (BGBl. I S. 1163) werden jeweils 
hinter den Worten „des Umsatzsteuergesetzes" die 
Worte „in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. November 1973 (BGBl. I S. 1681)" eingefügt. Der 
Klammerzusatz „(Mehrwertsteuer)" wird gestrichen. 

Artikel 6 

Truppenzollgesetz 1962 

Das Truppenzollgesetz vom .17. Januar 1963 
(BGBl. I S. 51), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 24. Juni 1975 (BGBl. I S. 1509), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte „oder unter 
Umsatzsteuervergütung" gestrichen. 

2. In § 4 Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort „Ausgleich-
steuerschuld" durch das Wort „Einfuhrumsatz-
steuer" ersetzt. 

Artikel 7 

Berlinförderungsgesetz 

Das Berlinförderungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Dezember 1978 (BGBl. 
1979 I S. 1), geändert durch das Gesetz vom 20. April 
1979 (BGBl. I S. 477), wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 2 Nr. 4 wird das Wort „Körperschaft" 
durch die Worte „juristische Person" ersetzt. 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Sätze 3 und 4 ge-
strichen; 

b) in Absatz 2 Satz 1 wird der Klammerzusatz 
gestrichen. 

3. In § 11 Abs. i wird Satz 2 gestrichen. 

4. § 13 erhält folgende Fassung: 

„§ 13 

Besonderer Kürzungsanspruch für Unternehmer 
in Berlin (West) 

(1) Unternehmer, für deren Umsatzsteuer ein 
Finanzamt in Berlin (West) zuständig ist (§ 21 
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der Abgabenordnung), sind unbeschadet der Kür-
zungen nach den §§ 1, 1 a und 2 berechtigt, die 
Umsatzsteuer, die sie für einen Besteuerungszeit-
raum schulden, um 4 vom Hundert der Bernes-
sungsgrundiage für ihre im gleichen Zeitraum be-
wirkten steuerpflichtigen Umsätze zu kürzen, 
wenn § 19 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes keine 
Anwendung findet und der Gesamtumsatz (§ 19 
Abs. 4 des Umsatzsteuergesetzes) im laufenden 
Kalenderjahr 200 000 Deutsche Mark nicht über-
steigt. Der Kürzungsbetrag darf 720 Deutsche 
Mark im Kalenderjahr nicht übersteigen. Sind im 
Gesamtumsatz lediglich Umsätze, die unter § 12 
Abs. 2 Nr. 5 des Umsatzsteuergesetzes fallen, 
oder Umsätze aus einer Tätigkeit als Handels-
vertreter oder Makler enthalten, so beträgt der 
Kürzungsbetrag höchstens 1 200 Deutsche Mark 
im Kalenderjahr. 

(2) Sind im Gesamtumsatz sowohl Umsätze 
nach Absatz 1 Satz 3 als auch andere Umsätze 
enthalten und ergibt sich bei den erstgenannten 
Umsätzen ein niedrigerer Kürzungsbetrag als 
1 200 Deutsche Mark, so kann auch von den an-
deren steuerpflichtigen Umsätzen ein Kürzungs-
betrag bis höchstens 720 Deutsche Mark berech-
net werden. Die Summe aus beiden Kürzungsbe-
trägen darf jedoch 1200 Deutsche Mark nicht 
übersteigen. 

(3) Übersteigt der Gesamtumsatz im laufenden 
Kalenderjahr 200 000 Deutsche Mark, so mindert 
sich der Betrag, der bei Nichtberücksichtigung der 
Umsatzgrenze von 200 000 Deutsche Mark höch-
stens absetzbar wäre, um 4 vom Hundert des 
Betrages, um den der Gesamtumsatz höher ist als 
200 000 Deutsche Mark." 

5. § 31 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die §§ 1 bis 13 sind erstmals auf Umsätze 
und Innenumsätze anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1979 ausgeführt werden." 

Artikel 8 

Finanzverwaltungsgesetz 

In § 5 Abs. 1 des Gesetzes über die Finanzverwal-
tung in der Fassung des Finanzanpassungsgesetzes 
vom 30. August 1971 (BGBl. I S. 1426), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. De-
zember 1976 (BGBl. I S. 3341), wird hinter Nummer 7 
folgende Nummer 8 angefügt: 

„8. die Vergütung der Vorsteuerbeträge in dem be-
sonderen Verfahren nach § 18 Abs. 9 des Um-
satzsteuergesetzes. Auf Antrag des Unterneh-
mers überträgt das Bundesamt für Finanzen die 
Vergütung der Vorsteuerbeträge auf eine an-
dere Finanzbehörde, wenn diese zustimmt." 
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Artikel 9 

Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 

Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 368-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
30. November 1978 (BGBl. I S. 1849), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 18 Abs. 2 wird Satz 2 gestrichen. 

2. § 25 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Rechtsanwalt hat Anspruch auf Ersatz 
der auf seine Vergütung entfallende Umsatz-
steuer, sofern diese nicht nach § 19 Abs. i des 
Umsatzsteuergesetzes unerhoben bleibt." 

Artikel 10 
Kostenordnung 

Das Gesetz über  die  Kosten in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 361 — 1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 30. Novem-
ber 1978 (BGBl. I S. 1849), wird wie folgt geändert: 

1. § 151 a erhält folgende Fassung: 

„§ 151 a 
Umsatzsteuer 

Der Notar erhält Ersatz der auf seine Kosten 
entfallenden Umsatzsteuer, sofern diese nicht 
nach § 19 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes un

-

erhoben bleibt." 

2. In § 154 Abs. 2 wird Satz 2 gestrichen. 

Artikel 11 

Gesetz über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen 

§ 8 des Gesetzes über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (BGBl. I 
S. 1756), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 22. November 1976 (BGBl. I S. 3221), 
wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die auf seine Entschädigung entfallende Um-
satzsteuer, sofern diese nicht nach § 19 
Abs. i des Umsatzsteuergesetzes unerhoben 
bleibt." 

2. Absatz 3 wird gestrichen. 
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Artikel 12 

Schornsteinfegergesetz 

Das Schornsteinfegergesetz vom 15. September 
1969 (BGBl. I S. 1634, 2432), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 § 11 des Gesetzes vom 27. Juni 1977 
(BGBl. I S. 1040), wird wie folgt geändert: 

1. In § 24 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „vom 
29. Mai 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 545) in der je-
weils geltenden Fassung" gestrichen. 

2. In § 25 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Den Gebühren ist die Umsatzsteuer hin-
zuzurechnen, die nach § 12 des Umsatzsteuer-
gesetzes auf die Tätigkeit entfällt. Das gilt nicht, 
wenn die Umsatzsteuer nach § 19 Abs. 1 des 
Umsatzsteuergesetzes unerhoben bleibt." 

Artikel 13 

Güterkraftverkehrsgesetz 

In § 23 Abs. 1 des Güterkraftverkehrsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. August 
1975 (BGBl. I S. 2132) wird hinter den Worten „des 
Umsatzsteuergesetzes" die Jahreszahl „1973" ge-
strichen. 

DRITTES KAPITEL 

Schlußvorschriften 

Artikel 14 

Außerkrafttreten von Vorschriften 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten vor-
behaltlich der in § 27 des Ersten Kapitels getrof-
fenen Übergangsregelungen außer Kraft: 

1. das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. November 1973 (BGBl. I 
S. 1681), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 1 
des Gesetzes vom 30. November 1978 (BGBl. I 
S. 1849); 

2. Artikel 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 30. Novem-
ber 1978 (BGBl. I S. 1849); 

3. Artikel 6 des Zwölften Gesetzes zur Änderung 
des Zollgesetzes vom 22. Juli 1969 (BGBl. I 
S. 879); 

4. das Gesetz über Maßnahmen zur außenwirt-
schaftlichen Absicherung gemäß § 4 des Ge-
setzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft, zuletzt geändert 
durch Artikel 67 des Gesetzes vom 14. Dezem-
ber 1976 (BGBl. I S. 3341); 
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5. die Erste Verordnung zur Durchführung des Um-
satzsteuergesetzes vom 26. Juli 1967 (BGBl. I 
S. 801), zuletzt geändert durch die Verordnung 
vom 9. April 1979 (BGBl. I S. 481) ; 

6. die Zweite Verordnung zur Durchführung des 
Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) vom 
11. Oktober 1967 (BGBl. I S. 980), zuletzt ge-
ändert durch die Verordnung vom 17. April 1972 
(BGBl. I S. 611) ; 

7. die  Dritte Verordnung zur Durchführung des 
Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) vom 
28. Dezember 1967 (BGBl. I S. 1377), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 6 § 3 des Gesetzes vom 
23. Juni 1973 (BGBl. I S. 676); 

8. die Vierte Verordnung zur Durchführung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 3. Januar 1968 
(BGBl. I S. 45), zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung vom 9. April 1979 (BGBl. I S. 481) ; 

9. die Fünfte Verordnung zur Durchführung des 
Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) vom 
11. März 1968 (BGBl. I S. 221); 

10. die Sechste Verordnung zur Durchführung des 
Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) vom 
25. April 1968 (BGBl. I S. 327), geändert durch 
die Verordnung vom 20. Dezember 1974 (BGBl. I 
S. 3740); 

11. die Siebente Verordnung zur Durchführung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 24. Juli 1969 (BGBl. I 
S. 939), zuletzt geändert durch die Verordnung 
vom 5. November 1976 (BGBl. I S. 3116); 

12. die Achte Verordnung zur Durchführung des 
Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) vom 
19. Oktober 1970 (BGBl. I S. 1453); 

13. die Neunte Verordnung zur Durchführung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 20. Dezember 1973 
(BGBl. I S. 1961); 

14. die Zehnte Verordnung zur Durchführung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 11. Dezember 1974 
(BGBl. I S. 3460); 

15. die Verordnung zur Durchführung der umsatz-
steuerrechtlichen Bestimmungen des am 15. Ok-
tober 1954 abgeschlossenen Offshore-Steuerab-
kommens vom 30. September 1955 (BGBl. I 
S. 649), zuletzt geändert durch die Verordnung 
vom 20. Dezember 1967 (BGBl. I S. 1297); 

16. die Verordnung zur Durchführung der umsatz-
steuerlichen Vorschriften des Zusatzabkom-
mens vom 3. August 1959 zu dem Abkommen 
zwischen den Parteien des Nordatlantik-Vertra-
ges vom 19. Juni 1951 über die Rechtsstellung 
ihrer Truppen - NATO-Truppenstatut - vom 
30. September 1963 (BGBl. I S. 769), zuletzt ge-
ändert durch die Verordnung vom 20. Dezem-
ber 1967 (BGBl. I S. 1296) ; 

17. die Verordnung zur Durchführung der umsatz-
steuerrechtlichen Bestimmungen des Abkom- 
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mens zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Obersten Hauptquartier der Alliierten 
Mächte, Europa, über die besonderen Bedingun-
gen für die Einrichtung und den Betrieb inter-
nationaler militärischer Hauptquartiere in der 
Bundesrepublik Deutschland (Ergänzungsabkom-
men) vom 28. April 1970 (BGBl. I S. 442). 

Artikel 15 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset-
zes auch im Land Berlin. 

Artikel 16 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1980 in Kraft. 
Abweichend von Satz 1 treten die im Ersten Kapitel 
enthaltenen Ermächtigungsvorschriften am Tage 
nach der Verkündung in Kraft. 
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Allgemeines 

Die Gesetzesvorlage — Drucksache 8/1779 — wurde 
in der 90. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
11. Mai 1978 an den Finanzausschuß federführend, an 
den Ausschuß für Wirtschaft mitberatend und an den 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 der 
Geschäftsordnung überwiesen. Der Ausschuß für 
Wirtschaft hat seine Stellungnahme am 7. März 1979 
abgegeben. Außerdem haben sich der Ausschuß 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau am 
14. Juni 1978 und am 25. April 1979, der Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten am 3. Ok-
tober 1978, der Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung am 14. Februar 1979 und der Ausschuß für Ju-
gend, Familie und Gesundheit am 7. März 1979 gut-
achtlich geäußert. Der Finanzausschuß hat am 31. Mai 
1978 eine öffentliche Anhörung durchgeführt und in 
Sitzungen vom 2. Juni 1978 bis 27. April 1979 über 
die Vorlage beraten. Der Haushaltsausschuß wird 
erst anschließend beraten; über eine von der Be-
schlußempfehlung des Finanzausschusses abweichen-
de mitberatende Stellungnahme würde ergänzend 
berichtet. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf kommt die 
Bundesregierung der Verpflichtung nach, das na-
tionale Umsatzsteuergesetz an die unverzüglich zu 
verwirklichenden Teile der 6. Richtlinie zur Harmo-
nisierung der Umsatzsteuern (ABl. EG Nr. L 145 vom 
13. Juni 1977, S. 1) anzupassen. Diese Richtlinie 
selbst sah eine Anpassung bereits bis zum 1. Januar 
1978 vor, doch wurde die Frist durch die 9. Richtlinie 
zur Harmonisierung der Umsatzsteuern (ABl. EG 
Nr. L 194 vom 19. Juli 1978) bis 1. Januar 1979 ver-
längert. Seitdem befindet sich die Bundesrepublik 
im Verzuge. Das gleichwohl erst zum 1. Januar 1980 
vorgeschlagene Inkrafttreten des neuen Gesetzes 
soll rückwirkende Belastungen vermeiden und es der 
deutschen Wirtschaft ermöglichen, sich innerhalb 
eines halben Jahres auf das neue Recht umzustellen. 
Die lange Ausschußberatung von etwa einem Jahr 
hatte mehrere Gründe. Der Deutsche Bundestag 
hatte in seiner Entschließung vom 26. April 1974 
zum damaligen Entwurf einer 6. Richtlinie zur Har-
monisierung der Umsatzsteuern — Drucksache 7/913 
— bereits die Gefahr gesehen, daß die Überlagerung 
der ursprünglich im Interesse der Herstellung bin-
nenmarktartiger Verhältnisse konzipierten Harmo-
nisierung der Umsatzsteuern durch haushaltspoli-
tische Interessen der Europäischen Gemeinschaften 
die Gefahr eines Perfektionismus mit sich bringe. 
Auf Empfehlung des Finanzausschusses hatte der 
Bundestag seinerzeit in der Entschließung unter an-
derem erklärt, steuertechnische Einzelheiten sollten 
in dieser Richtlinie nur insoweit geregelt werden, 

als es für die Erfüllung ihrer Ziele unbedingt erfor-
derlich sei. Grundsätzlich sei zu vermeiden, daß die 
Entscheidungsfreiheit des nationalen Steuergesetz-
gebers über das erforderliche Maß eingeschränkt 
werde. Die nach dieser Mitwirkung des Deutschen 
Bundestages beschlossene 6. Richtlinie geht gleich-
wohl vielfach noch sehr in die Einzelheiten und hat 
durch den gefundenen Kompromiß, für eine Reihe 
noch nicht konsensfähiger Differenzen eine Über-
gangszeit vorzusehen, zusätzliche Komplizierungen 
erfahren. Wir wissen, daß auch im französischen 
Parlament ernsthaft die Frage diskutiert worden ist, 
ob hier nicht die Grenzen einer Harmonisierung 
überschritten worden sind. Für die Bundesrepublik 
Deutschland kommt hinzu, daß ihre Verfassung die 
Grenzen, innerhalb der die Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung selbst Recht setzen kann, beson-
ders eng gezogen hat. So kam es, daß das ursprüng-
liche Vorhaben, den umfangreichen Gesetzentwurf 
noch in der ersten Jahreshälfte 1978 abschließend im 
Parlament zu behandeln, mißlang. Danach schuf das 
im Rahmen des Bonner Weltwirtschaftsgipfels ge-
gebene Versprechen, zur Verstärkung der Nachfrage 
und zur Verbesserung des Wirtschaftswachstums 
quantitativ substantielle Maßnahmen um bis zu 
1 Prozent des Bruttosozialprodukts zu verwirklichen, 
eine neue Priorität; deshalb hat der Finanzausschuß 
die Beratung des Steueränderungsgesetzes 1979 vor-
gezogen. 

II. 

Der Inhalt der Regierungsvorlage beschränkt sich im 
wesentlichen darauf, das Umsatzsteuerrecht entspre-
chend dem Harmonisierungsauftrag der 6. Richtlinie 
anzupassen, die Wettbewerbsneutralität der Um-
satzbesteuerung zu verbessern und bisherige Ver-
waltungsregelungen bei der Durchführung der Be-
steuerung gesetzlich abzusichern. 

Von den Anpassungen des Umsatzsteuerrechts an 
die 6. Richtlinie sind besonders hervorzuheben:  

1. Eine sonstige Leistung wird nach § 3 a des Ent

-

wurfs an dem Ort ausgeführt, von dem aus der 
Unternehmer sein Unternehmen betreibt. Dieser 
Grundsatz wird durch eine Reihe von Sonderbe-
stimmungen ergänzt. Nach geltendem Recht ist 
dagegen der Ort der sonstigen Leistung dort, wo 
der Unternehmer ausschließlich oder zum wesent-
lichen Teil tätig wird bzw. eine Handlung duldet 
oder unterläßt. 

2. Die 6. Richtlinie legt in einem abschließenden 
Katalog fest, welche Leistungen die Mitgliedstaa

-

ten von der Umsatzsteuer befreien müssen. Die 
Anpassung der im Umsatzsteuergesetz 1973 ent- 
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haltenen Befreiungen an das Gemeinschaftsrecht 
führt zur Änderung zahlreicher Befreiungsvor-
schriften. 

3. Eine weitere Änderung enthält die Vorlage hin-
sichtlich der Freihäfen. Umsatzsteuerrechtlich 
werden diese wie bisher als Ausland behandelt. 
Soweit allerdings in den Freihäfen ein privater 
Verbrauch oder ein Verbrauch der öffentlichen 
Hand stattfindet, muß dieser nunmehr mit Um-
satzsteuer belastet werden. 

4. Sachzuwendungen und sonstige Leistungen an 
Arbeitnehmer unterliegen bereits nach der gel-
tenden Rechtspraxis der Umsatzsteuer. In An-
passung an die 6. Richtlinie ist eine ausdrück-
liche Regelung aufgenommen worden, aus der 
sich indessen materielle Änderungen von Bedeu-
tung nicht ergeben. 

5. Nach geltendem Recht entsteht die Umsatzsteuer 
im Falle der Besteuerung nach vereinbarten Ent-
gelten (Soliversteuerung) mit Ablauf des Voran-
meldungszeitraumes, in dem der Unternehmer 
die Leistung ausgeführt hat. Anzahlungen sind 
mithin vor diesem Zeitpunkt nicht der Steuer zu 
unterwerfen. Nach der 6. Richtlinie kann diese 
Regelung nicht beibehalten werden. Die Vorlage 
bestimmt, daß Zahlungen für noch nicht ausge-
führte Leistungen bereits im Zeitpunkt ihrer 
Vereinnahmung zu versteuern sind. Zur Vermei-
dung eines unangemessenen technischen Auf-
wands der Unternehmer gilt dies nicht für Zah-
lungen unter 10 000 DM. Die Regelung findet 
außerdem keine Anwendung, wenn der Vertrag, 
auf dem die Zahlung oder Anzahlung beruht, vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geschlossen 
worden ist, vgl. § 27 Abs. 2 des Entwurfs. 

6. Zu den wichtigsten Änderungen zählt die Neure-
gelung der Besteuerung der Unternehmer mit 
niedrigem Gesamtumsatz. Die geltende Sonder-
regelung für Kleinunternehmer in § 19 UStG 
1973 kann nicht fortgeführt werden. Die 6. Richt-
linie schreibt die Einbeziehung der Kleinunter-
nehmer in das Mehrwertsteuersystem zwingend 
vor. Der besonderen Situation dieser Unterneh-
mer trägt die Vorlage dadurch Rechnung, daß die 
bisherige Freigrenze erhöht wird. Außerdem 
wird durch Einräumung einer degressiven Steu-
erermäßigung bei Überschreiten der Freigrenze 
der Übergang zur vollen Besteuerung gemildert. 

7. Die Besteuerung von Reiseleistungen der Veran-
stalter hat mit der sogenannten Margenbesteue-
rung eine vom Umsatzsteuersystem abweichende 
Sonderregelung gefunden (§ 25). 

Hinzu kommt eine Reihe weniger bedeutsamer Än-
derungen des Umsatzsteuerrechts, mit denen die 
Vorlage weitere Anpassungen überwiegend steuer-
technischer Art an die 6. Richtlinie vornimmt. 

Darüber hinaus enthält die Vorlage weitere Ände-
rungen des geltenden Umsatzsteuergesetzes, die 
nicht durch den Harmonisierungsauftrag der 6. Richt-
linie bedingt sind. Diese Änderungen betreffen — 

abgesehen von redaktionellen Verbesserungen — 
zum einen die Beseitigung von Wettbewerbsstö-
rungen bei der Umsatzbesteuerung — eine Rechts-
änderung, die auf Grund der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zur Wettbewerbsneutra-
lität der Umsatzsteuer geboten ist — zum anderen 
gesetzlich abgesicherte Erleichterungen bei der 
Durchführung des Umsatzsteuergesetzes, die bislang 
nur im Verwaltungswege auf Grund der Entschlie-
ßung des Deutschen Bundestages bei Einführung der 
Mehrwertsteuer zugelassen worden sind. 

Maßnahmen der Vorlage zur besseren Wettbewerbs-
neutralität des Umsatzsteuerrechts sind vor allem 
die Gleichstellung gewerblicher Analyseunterneh-
men mit den ärztlichen Laborgemeinschaften für die 
Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 16, nachdem das Bun-
desverfassungsgericht die Differenzierung zwischen 
ärztlichen Laborgemeinschaften und gewerblichen 
Analyseunternehmen unter dem Gesichtspunkt gleich-
mäßiger Besteuerung (Artikel 3 Abs. 1 Grundge-
setz) beanstandet hat. Außerdem gehört die Neufas-
sung des § 12 Abs. 2 Nr. 6 hierher. Nach Nummer 6 
Buchstabe a unterliegen künftig alle ihrer Art nach 
freiberuflichen Leistungen von Nichtfreiberuflern 
dem ermäßigten Steuersatz, sofern diese Leistungen 
den Gegenstand des betreffenden Unternehmens 
oder wenigstens eines abgegrenzten Teilbereichs 
dieses Unternehmens bilden. Damit wird die Be-
schränkung geltenden Rechts aufgegeben, die die 
den freiberuflichen Leistungen entsprechenden ge-
werblichen Leistungen nur ganz bestimmter, ab-
schließend aufgezählter Unternehmen aus dem Re-
gelsteuersatz herausfallen läßt. — Aus demselben 
Bestreben der Wettbewerbsneutralität unterwirft 
Nummer 6 Buchstabe b die Umsätze aus der Tätig-
keit als Zahntechniker dem auch für zahnärztliche 
Leistungen geltenden ermäßigten Steuersatz. Damit 
werden zahntechnische Leistungen, gleichgültig ob 
sie von Zahnärzten mit praxiseigenem Labor oder 
von einem Zahntechniker erbracht werden, einheit-
lich behandelt. 

III. 

Mit einer Steuerharmonisierung, die sich auf die 
Grundlagen der Umsatzbesteuerung bezieht, sind 
ein Überdenken auch der Grundprinzipien des natio-
nalen Rechts und eine Fülle von Einzelproblemen 
verbunden. Der Ausschuß hat sich dem Bedürfnis 
der betroffenen Kreise gestellt und eine öffentliche 
Anhörung durchgeführt. Trotz des Bestrebens, den 
Teilnehmerkreis auf diejenigen Verbände zu be-
schränken, die durch die 6. Richtlinie und ihre 
Transformation sowie andere Inhalte der Regie-
rungsvorlage unmittelbar betroffen sind, hatten fol-
gende 48 Verbände Gelegenheit zur Abgabe von Er-
klärungen vor dem Ausschuß: 

Deutscher Industrie- und Handelstag, 

Bundesverband der Deutschen Industrie, 

Arbeitsgemeinschaft Selbständiger Unternehmer 
e. V., 
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Deutscher Gewerkschaftsbund, 

Deutsche Angestellten-Gewerkschaft, 

Christlicher Gewerkschaftsbund CGB, 

Deutsche Steuergewerkschaft, 

Bund der Deutschen Zollbeamten, 

Bundessteuerberaterkammer, 

Zentraler Kreditausschuß 
p. A. Bundesverband der Deutschen Volks- und 
Raiffeisenbanken e. V., 

Zentralverband des Deutschen Handwerks, 

Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels, 

Bundesverband des Deutschen Groß- und 
Außenhandels e. V., 

Bundesverband der freien Berufe, 

Deutscher Hotel- und Gaststättenverband e. V., 

Bundesverband der Selbständigen, 

Zentralverband des Deutschen Baugewerbes e. V., 

Zentralverband der Deutschen Haus-, Wohnungs- 
und Grundeigentümer e. V., 

Bundesverband Privater Wohnungsunternehmen 
e. V., 

Gesamtverband gemeinnütziger Wohnungs-
unternehmen e. V., 

Deutscher Mieterbund e. V., 

Bundesverband Bildender Künstler e. V., 

Freier Deutscher Autorenverband, 

Deutscher Komponisten-Verband, 

Deutscher Künstlerbund e. V., 

Bundesverband der deutschen Binnenschiffahrt e. V. 

Verband Deutscher Reeder e. V., 

Verband Deutscher Rheinreeder, 

Arbeitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe 
des Einzelhandels, 

Deutscher Reisebüro-Verband e. V., 

Interessengemeinschaft der Campingplatzhalter 
in der Bundesrepublik Deutschland, 

Verband der Park- und Garagenhäuser e. V., 

Arbeitskreis Werbemittel e. V., 

3w Wirtschaftsverband Werbeagenturen 
Werbemittler e. V., 

Zentralausschuß der Werbewirtschaft e. V., 

Centralvereinigung Deutscher Handelsvertreter- 
und Handelsmakler-Verbände, 

Bundesverband des Deutschen Güterfernverkehrs 
e. V., 

Bundesverband des Deutschen Personenverkehrs-
gewerbes e. V., 

Bundesverband Spedition und Lagerei, 

Bundesverband der deutschen Zahnärzte e. V., 

Freier Verband Deutscher Zahnärzte e. V., 

Deutsche Krankenhausgesellschaft, 

Bundesverband privater Alten- und Pflegeheime 
e. V., 

Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrts-
pflege e. V., 

Deutscher Schaustellerbund e. V., 

Hauptvereinigung des Ambulanten Gewerbes 
und der Schausteller e. V., 

Verband der deutschen Münzvereine e. V., 

Deutscher Sportbund e. V., 

Verband Deutscher Zahntechniker-Innungen, 

Verband Freier Wohnungsunternehmen e. V., 

Zentralverband des Kraftfahrzeuggewerbes, 

Deutscher Bauernverband e. V., 

Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger e. V., 

Deutscher Bäderverband, 

Freie Wohlfahrtspflege. 

Den Spitzenorganisationen der Wirtschaft ging es in 
erster Linie darum, die Veränderungen des gelten-
den Umsatzsteuerrechts auf das unumgängliche 
Maß zu beschränken und auf eine Anpassung der 
Begriffsinhalte innerhalb der Europäischen Gemein-
schaften hinzuwirken. Unterstützt von den Organisa-
tionen der steuerberatenden Berufe und des Steuer-
verwaltungsdienstes setzen sie sich auch für mehr 
Praktikabilität und weitestmögliche Vereinfachung 
mit vielfach übernommenen Vorschlägen ein. Ein be-
sonderes Anliegen der Wirtschaft war die Einräu-
mung eines Halbjahreszeitraums zwischen Gesetzes-
verkündung und -inkrafttreten, um eine Umstellung 
auf das neue Recht ausreichend vorbereiten zu kön-
nen. Weitere allgemeine Anliegen der Wi rtschaft 
waren die Vermeidung von Perfektionismus bei der 
Abgrenzung der Steuerbarkeit, hinsichtlich der Sach-
leistungen im Rahmen von Arbeitsverhältnissen 
auch von gewerkschaftlicher Seite unterstützt sowie 
eine Bereinigung ungleicher steuerlicher Bedingun-
gen zwischen der freien Wirtschaft und der gewerb-
lichen Betätigung der öffentlichen Hand in bisher 
nicht erfaßten Bereichen. Eine Reihe von Branchen, 
für die die Richtlinie Steuerpflichten neu begründet, 
trugen Vorschläge vor, wie die Auswirkungen mini-
miert werden könnten oder suchten wenigstens in 
den Katalog des ermäßigten Steuersatzes Aufnahme 
zu finden und forderten eine Vorsteuerentlastung für 
Altinvestitionen. Andererseits nahmen insbesondere 
Organisationen aus den Bereichen Gesundheitswe-
sen, Bildung und Sport die Gelegenheit wahr, er-
neut Grenzfälle der Besteuerung und durch die Ent-
wicklung fragwürdig gewordene Abgrenzungskrite-
rien zur Prüfung zu stellen. Von besonderem finan-
ziellem Gewicht war dabei das Anliegen der Zahn-
ärzte, nicht übergangsweise zu aufwendigen Erhe-
bungen herangezogen zu werden, und insbesondere 
die Anregung, auf die Besteuerung von Prothetikum-
sätzen überhaupt zu verzichten. 
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Auch andere weitgehend steuerbefreite oder steuer-
begünstigte Berufe blieben um eine einheitliche 
Behandlung ihrer berufstypischen Umsätze bemüht. 
Die Einschränkung des Optionsrechts im Bereich des 
Wohnungsbaues bereitete der Bauwirtschaft Sorgen 
wegen der Kontinuität ihrer Entwicklung. Obwohl 
als bekannt vorauszusetzen war, daß eine Harmoni-
sierung zu den ermäßigt besteuerten Umsätzen erst 
einer späteren Richtlinie vorbehalten sein wird, gab 
es vielfältige Petiten in dieser Richtung; ein Zuwar-
ten auf unabsehbare Zeit erschien insbesondere dem 
Gaststättengewerbe, der pharmazeutischen Industrie 
und den Bergbahnunternehmen nicht tragbar, wäh-
rend das Eintreten des Handwerks für eine ermä-
ßigte Besteuerung einzelner Branchen (Friseure, Tex-
tilreiniger) auch mit Nachteilen aus der Umstellung 
der Kleinunternehmerregelung begründet wurde; da-
neben wurde der ermäßigte Satz vielfach hilfsweise 
gefordert, wo grundsätzliche Steuerfreiheit oder 
grundsätzliche Steuerpflicht der Konkurrenz durch 
die öffentliche Hand im Vordergrund standen. Die 
großzügigen Vorschläge des Bundesrates zur Ratio-
nalisierung des Voranmeldungsverfahrens und zur 
neuen Kleinunternehmerregelung fanden weitgehen-
de Zustimmung. Für das Handwerk wurde darin je-
doch nur eine Teilmaßnahme gesehen, die durch 
großzügige Vorsteuerpauschalierungen und eine 
Vorsteuerentlastung der Altinvestitionen ergänzt 
werden sollte. Vom Einzelhandel gab es den Ein-
wand, daß die Regelung der ungeliebten Konkurrenz 
der nicht vollerwerbstätigen Gewerbescheininhaber 
mehr Nutzen bringe als den eigentlichen Unterneh-
men. Einzelne Branchen sind von der Richtlinie be-
sonders betroffen, weil für sie die grenzüberschrei-
tende Tätigkeit besonders typisch ist. Solche Betrie-
be, wie Reiseveranstalter und -vermittler, Beförde-
rungsunternehmer zu Lande, zu Wasser und in der 
Luft, Spediteure und Lagerhalter sind durch die 
Richtlinie vor ganz besonders komplexe Probleme 
gestellt; für sie gab die Anhörung einen erneuten 
Anstoß, im Zusammenwirken mit dem Bundesmini-
sterium der Finanzen nach gerechteren und prakti-
kableren Lösungsmöglichkeiten zu suchen. 

IV. 

Der mitberatende Wirtschaftsausschuß hat mehr-
heitlich vorgeschlagen, die Vorlage unter Einbezie-
hung der Änderungsvorschläge des Bundesrates zu 
§§ 18, 19 anzunehmen. 

Die gutachtlichen Stellungnahmen betreffen na-
mentlich die Steuerbefreiungen und den Verzicht 
auf Steuerbefreiung bei wohnungswirtschaftlicher 
Verwendung von Gebäuden sowie den Geltungs-
umfang des ermäßigten Steuersatzes. 

Im einzelnen betreffen die Stellungnahmen folgen-
des:  

§ 4 Nr. nach Nr. 7 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten wünscht Steuerbefreiung für die Zuwei

-

sung von Mitteln durch den Absatzförderungsfonds 
der deutschen Land-, Forst- und Ernährungswirt-
schaft an die in § 2 Abs. 4 des Absatzfondsgesetzes 
genannten zentralen Einrichtungen der Wirtschaft, 
um diese zu entlasten. 

§ 4 Nr. 14 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
wünscht Festhalten an der Steuerbefreiung für das 
Herstellen (Wiederherstellen) von Zahnprothesen 
und kieferorthopädischen Apparaten durch Zahn-
ärzte, soweit kein praxiseigenes Labor betrieben 
und auch kein Zahntechniker beschäftigt wird. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
wünscht, daß die für nichtärztliche Psychothera-
peuten im Einführungserlaß gewährte Steuerbefrei-
ung rückwirkend auf den 1. Januar 1978 im Ver-
waltungswege wiederhergestellt wird, bis das — 
bereits in Vorbereitung befindliche — Psychothera-
peutengesetz die genannten Berufsangehörigen aus-
legungszweifelfrei unter die Steuerbefreiung für 
ähnliche Heilberufe fallen lassen wird. 

§ 4 Nr. 16 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
wünscht Befreiung der Gemeinschaftseinrichtungen 
von Krankenanstalten auch für ihre Umsätze unter-
einander (Gemeinschaftswäschereien, -küchen, -arz-
neimittelabgabestellen usw.). 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
wünscht Steuerbefreiung auch für Pflegeheime und 
für Behindertenheime und möchte sichergestellt 
wissen, daß Heimbewohner, für die Sozialhilfe ge-
leistet wird, nach § 53 Nr. 2 AO zum Kreis hilfsbe-
dürftiger Personen rechnen. Die Einkommensgrenze 
des § 53 Nr. 2 AO soll entsprechend dem Vorschlag 
des Bundesrates auf das Vierfache bzw. das Fünf-
fache des Regelsatzes der Sozialhilfe angehoben 
werden. Ferner sollen als hilfs- bzw. pflegebedürf-
tig alle Personen gelten, für die Pflegesätze minde-
stens nach der zweiten oder einer höheren Pflege-
stufe berechnet werden bzw. für die die Vorausset-
zungen des § 68 Abs. 1 BSHG vorliegen. Heime pri-
vater und freigemeinnütziger Träger sollen steuer-
befreit sein, wenn mindestens zwei Drittel der Be-
wohner nach vorstehenden Grundsätzen wirtschaft-
lich hilfsbedürftig bzw. pflegebedürftig sind. Sofern 
die Zweidrittel-Belegung mit Hilfs- bzw. Pflegebe-
dürftigen nicht erreicht wird, sollen die Sozialhilfe-
empfänger bei der Besteuerung des Heims unberück-
sichtigt bleiben. 

§ 9  

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau spricht sich für ein Festhalten an der 
geltenden Möglichkeit, auch bei wohnungswirt-
schaftlicher Verwendung von Gebäuden auf die 
Steuerfreiheit zu verzichten, wegen der Vorsteu-
erentlastungswirkung dieser Option aus. 
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§ 12 Abs. 2 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung geht 
davon aus, daß aus Haushaltsrücksichten Arznei-
mittel gegenwärtig nicht in den Kreis ermäßigt be-
steuerter Lieferungen aufgenommen werden kön-
nen, bittet aber langfristig eine Harmonisierung 
der Steuersätze für Arzneimittel in der Gemein-
schaft anzustreben. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten unterstützt die Stellungnahme des Bundes-
rates, Leistungen von land- und forstwirtschaftli-
chen Zusammenschlüssen an ihre Mitglieder ermä-
ßigt zu besteuern. 

V. 

Auch der Finanzausschuß hat sich in seiner Ziel-
setzung im wesentlichen die Selbstbeschränkungen 
auferlegt, die bereits für die Regierungsvorlage 
galten. Er war insbesondere bemüht, die von den 
beteiligten Kreisen vorgebrachten Vorschläge, um 
die Anpassung an die 6. Richtlinie im unvermeid-
lichen Rahmen zu halten und zugleich realitätsnah 
zu gestalten, auf ihre Verwertbarkeit zu prüfen. 
Damit verbunden war eine Überprüfung auch der 
Grundlagen unseres Umsatzsteuersystems. Der 
Ausschuß hat sich auch zum Ziel gesetzt, im vor-
gegebenen Rahmen gleichwohl einen Beitrag zur 
Vereinfachung dieses Besteuerungsverfahrens zu 
leisten. Der Ausschuß hat sich dagegen nicht vor-
genommen, künftigen Harmonisierungsmaßnahmen 
vorzugreifen. Dies gilt sowohl hinsichtlich der im 
Ausschuß noch zu beratenden 7. Umsatzsteuer-
richtlinie betr. die Besteuerung von Gebrauchtwaren 
— Drucksache 8/1492 — und 8. Umsatzsteuerricht-
linie betr. das Verfahren zur Erstattung der Mehr-
wertsteuer an nicht im Inland ansässige Steuer-
pflichtige — Drucksache 8/1737 — als auch erst 
recht hinsichtlich künftiger Harmonisierungsschrit-
te zur Vereinheitlichung der für eine ermäßigte Be-
steuerung maßgeblichen Tatbestände, doch bringt 
der .  Ausschuß mit der vorgeschlagenen Entschlie-
ßungsempfehlung zum Ausdruck, daß er durchaus 
einer Beschleunigung dieser weiteren Schritte das 
Wort redet. 

Die vorliegenden Beschlußempfehlungen des Aus-
schusses umfassen insbesondere folgende Vorschlä-
ge: 

1. Der Katalog der als wettbewerbsrelevant ein-
zustufenden Betätigungen der öffentlichen 
Hand soll um die Notare im Landesdienst, die 
Vermessungs- und Katasterbehörden und die 
Brillenselbstabgabestellen der Sozialversiche-
rungsträger erweitert werden. Der Ausschuß 
hat die Möglichkeit einer Generalklausel, nach 
der hoheitliche Tätigkeiten von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts immer dann 
in die Umsatzbesteuerung einbezogen werden 
sollen, wenn die Nichtbesteuerung dieser Tä-
tigkeiten größere Wettbewerbsverzerrungen 
auslösen würde, geprüft, kam dabei jedoch 
nicht zu einem positiven Ergebnis. Eine Gene

-

ralklausel dieses unbestimmten Inhalts würde 
nach Meinung des Ausschusses zu Ausle-
gungsschwierigkeiten und Rechtsunsicherhei-
ten führen und Anlaß zu Meinungsverschie-
denheiten zwischen der Steuerverwaltung und 
den betroffenen Institutionen der öffentlichen 
Hand führen. Umgekehrt hat der Ausschuß mit 
Rücksicht auf mögliche Wettbewerbsverzer-
rungen zwischen gewerblichen Mitwettbe-
werbern und Gemeinschaftseinrichtungen 
der Krankenanstalten (Wäschereien, Küchen, 
Apotheken usw.) sich nicht entschließen kön-
nen, solche Gemeinschaftseinrichtungen in die 
Steuerbefreiung des § 4 Nr. 16 aufzunehmen. 

2. Einem Antrag der CDU/CSU-Fraktion entspre-
chend hat der Ausschuß die klinischen Chemi-
ker in die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 14 ein-
bezogen. Die Formulierung unterstreicht, daß 
der klinische Chemiker keinen Heilberuf aus-
übt. Mit demselben Antrag wurde ausdrücklich 
auch die Wiederaufnahme der Psychotherapeu-
ten in die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 14 er-
strebt; um dem in Vorbereitung befindlichen 
Psychotherapeutengesetz nicht vorzugreifen, 
hat der Ausschuß zwar davon abgesehen, die 
berufsgesetzlich bislang unbestimmte Bezeich-
nung Psychotherapeut in den umsatzsteuerge-
setzlichen Katalog der Heilberufe des § 4 
Nr. 14 aufzunehmen; der Ausschuß hat jedoch 
die Erwartung ausgesprochen, daß bis zum In-
krafttreten des Psychotherapeutengesetzes, mit 
dem die qualifizierten Berufsangehörigen auto-
matisch umsatzsteuerbefreit werden, eine 
Übergangsregelung im Verwaltungswege wie-
derhergestellt wird. Dabei soll die Befreiung 
enger als im Einführungserlaß vom 14. Februar 
1968 (BStBl. I S. 401) gewährt werden; der 
nichtärztliche Psychotherapeut wird steuerbe-
freit, soweit er im Auftrag eines Arztes bei 
Kassenpatienten oder Selbstzahlern tätig wird. 

3. Entsprechend einem Begehren des Bundesrates 
soil die Steuerbefreiung in § 4 Nr. 16 für Alten-
pflegeheime auf alle Pflegeheime, also nament-
lich auch auf solche für Behinderte ausgedehnt 
werden. Die Änderung findet ihre Ergänzung 
im Artikel 1 des Zweiten Abschnitts, der im 
Rahmen einer Änderung des § 53 die Berech-
nungsgrundlage für die Beurteilung des Min-
derbemittelten-Anteils großzügiger gestaltet; 
diese Regelung geht noch über das Begehren 
des Bundesrates hinaus, insoweit sie die Nicht-
anrechnung von Sozialhilfeleistungen oder So-
zialhilfe ersetzenden Unterhaltsleistungen vor-
sieht und darüber hinaus die Pflegebedürftigen 
in den Zweidrittel-Anteil einbezieht. 

4. Der Bedeutung des Sports soll im Rahmen des 
Katalogs der Steuerbefreiungen teils klarstel-
lend und teils erweiternd Rechnung getragen 
werden. Nenngelder, Startgelder und Teilneh-
mergebühren werden nicht mehr umsatzbesteu-
ert. 

5. Entsprechend der Stellungnahme des Aus-
schusses für Raumordnung, Bauwesen und 
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Städtebau soll die Möglichkeit eines Verzichts 
auf die Steuerbefreiung bei wohnungswirt-
schaftlicher Verwendung von Bauten beibehal-
ten werden. Der Ausschuß konnte sich nicht 
davon überzeugen, daß das mit § 9 der Vorlage 
vorgesehene Optionsrecht erforderlich sei, um 
mißbräuchlichen Inanspruchnahmen der Vor-
steuerentlastung auf Baumaßnahmen entgegen-
zutreten und, weil Optionsverbot für kleinere 
Wohnungsvermieter sich nicht eingebürgert ha-
ben, um eine gleichmäßige Besteuerung aller 
Wohnungsvermietungen zu gewährleisten. 

6. In den ermäßigten Steuersatz nach § 12 Abs. 2 
sollen Betriebshelfer- und Haushaltshilfenge-
stellung an die gesetzlichen Träger der Sozial-
versicherung sowie in Verbindung mit einer 
Änderung des § 68 AO im Artikel 1 des Zwei-
ten Abschnitts die Beherbergungs- und Bekö-
stigungsleistungen von Heimvolkshochschulen 
und ähnlichen Einrichtungen einbezogen wer-
den. 

7. Die Anregung des Bundesrates, den Kreis der 
Vierteljahreszahler durch Anhebung des maß-
geblichen Umsatzbetrages von 2 400 DM auf 
6 000 DM zu erweitern, soll trotz des einmali-
gen Steuerausfalls von etwa 300 Millionen DM 
aufgenommen werden. Dadurch werden jähr-
ilch 3,2 Millionen Voranmeldungen erspart. 

8. Die großzügigere Kleinunternehmerregelung 
des Bundesratsvorschlags soll ebenfalls über-
nommen werden. Zugleich stellt die Umsatz-
freigrenze von 20 000 DM auf den Vorjahres-
umsatz ab. 

9. Die Besteuerung einzelner besonders betroffe-
ner Branchen, wie der Reisebüros, soll im all-
seitigen Einvernehmen optimal an die neuen 
Bedingungen angepaßt werden. 

10. Gegenüber der jüngsten Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs (BStBl. 1978 II S. 167) wird in 
§ 149 AO klargestellt, daß die Steuererklä-
rungsfrist für Jahreserklärungen unbeschadet 
einer Verlängerungsmöglichkeit im Einzelfall 
gemäß § 109 AO regelmäßig fünf Monate be-
trägt. 

Eine Reihe von Änderungs- und Klarstellungswün-
schen haben sich durch die von der Bundesregie-
rung während der Ausschußberatungen vertretene 
Auslegung von Vorschriften, die im Verwaltungs-
wege ausgeführt wird, oder in anderer Weise erle-
digt. 

— Unter die beispielhaft aufgeführten Berufe in 
§ 3 a Abs. 4 Nr. 3 fallen neben den ausdrücklich 
genannten Steuerberatern auch die Steuerbe-
vollmächtigten als auslaufender Berufsstand. 

— Es wird Aufgabe des in Abschnitt XVII der 
6. Umsatzsteuer-Richtlinie . vorgesehenen euro-
päischen Ausschusses für die Mehrwertsteuer 
sein, auf eine Vereinheitlichung der Begriffe, 
wie den der Betriebstätte, hinzuwirken. 

— In § 4 Nr. 5 Satz 2 ist die Vermittlung von Um-
sätzen durch Reisebüros nur dann nicht befreit, 

wenn die Umsätze namentlich der ausländi-
schen Hotels, der Luftverkehrs- oder sonstigen 
Beförderungsunternehmer im grenzüberschrei-
tenden oder ausländischen Verkehr ausnahms-
weise für den Reisenden selbst statt — wie re-
gelmäßig — für den Anbieter der genannten 
Leistungen vermittelt werden; 

in Nummer 12 soll dem für die steuerfreie Ver-
mietung insbesondere von Parkplätzen maßgeb-
lichen Begriff der Nicht-Kurzfristigkeit der Zeit-
raum von sechs Monaten zugrunde gelegt wer-
den; 

in Nummer 14 werden bis zum Inkrafttreten des 
Psychotherapeutengesetzes nichtärztliche Psy-
chotherapeuten als Angehörige eines ähnlichen 
Heilberufs steuerbefreit, soweit sie im Auftrage 
eines Arztes (Delegationsverfahren) selbständig 
psychoanalytische Therapie, Gesprächs- oder 
Verhaltenstherapie anwenden, gleichgültig, ob 
dies im Rahmen der kassenärztlichen Versor-
gung oder gegenüber Selbstzahlern erfolgt. 

— Bei der Mindestistbesteuerung in § 13 sollen für 
auf Vorrat zum Abfliegen ausgegebene, zurück-
gebbare Flugscheine, die der Reisende nach Be-
darf selbst ausfüllt, Erleichterungen erwogen 
werden. 

- Gemäß § 18 vom Unternehmer eigenhändig zu 
unterschreiben ist nur die Umsatzsteuer-Jahres-
erklärung, nicht aber auch die einzelne Voran-
meldung. 

VI. 

Die folgenden Änderungsanträge der CDU/CSU

-

Fraktion fanden im Ausschuß keine Mehrheit: 

1. Beibehaltung des bisherigen Inlandsbegriffs in 
§ 1 Abs. 2 aus den vom Bundesrat in seiner 
Stellungnahme zur Vorlage angeführten Grün-
den. Der Ausschuß hat an der Vorlage aus den 
in der Gegenäußerung der Bundesregierung ge-
nannten Gründen festgehalten (siehe aber auch 
Einzelbegründung zu § 26 Abs. 4). 

2. Aufnahme der nichtärztlichen Psychotherapeu-
ten in den Katalog befreiter Heilberufe des § 4 
Nr. 14. Dem Antrag wird, wie von der Bundesre-
gierung zugesagt, vorübergehend im Verwal-
tungswege abgeholfen. 

3. Befreiung der Betriebshelfer- und Haushalts-
hilfengestellung an die gesetzlichen Träger der 
Sozialversicherung in § 4 Nr. 27. Statt dessen 
entsprach der Ausschuß dem Hilfsantrag und 
hat diese Leistungen in den Katalog ermäßigt 
besteuerter Umsätze in § 12 Abs. 2 Nr. 11 aufge-
nommen. 

4. Streichung der Ausnahme vom ermäßigten 
Steuersatz in § 12 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 für den 
Verzehr an Ort und Stelle, um die ungleiche 
Besteuerung von Speiseumsätzen in Gaststätten 
und „über den Ladentisch" durch einheitliche 
Geltung des ermäßigten Steuersatzes auch für 
das Gastgewerbe zu beseitigen. Die Ausschuß-
mehrheit hat teils aus steuersystematischen Er- 
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wägungen — der überwiegende Dienstleistungs-
anteil läßt den Nahrungsmittel-Lieferungsanteil 
zurücktreten und die einheitliche Gesamtlei-
stung als gewerbliche Speise- und Getränkever-
abfolgung erscheinen, die voll besteuert werden 
muß — und teils wegen der Steuerausfälle von 
1,5 Mrd. DM an der mit Einführung der Mehr-
wertsteuer geschaffenen Rechtslage festgehal-
ten. — Den grenzüberschreitenden Wettbe-
werbsverzerrungen für das Gastgewerbe will 
die auf Antrag der CDU/CSU-Fraktion ange-
nommene Entschließungsempfehlung des Aus-
schusses teilweise entgegenwirken, wonach im 
Interesse wettbewerbsneutraler Besteuerung 
u. a. des Verzehrs an Ort und Stelle „diejenigen 
Lieferungen, für die ein vom Regelsteuersatz 
abweichender Steuersatz festgesetzt werden 
kann", innerhalb der Gemeinschaften einheitlich 
bestimmt werden. — Bei dieser Entschließungs-
empfehlung geht der Ausschuß davon aus, daß 
eine solche Vereinheitlichungsmaßnahme ihre 
Auswirkung auf den Haushalt, auf die soziale 
Lage, auf das Verhältnis zwischen direkten und 
indirekten Steuern zu berücksichtigen und darauf 
zu achten hat, einen Beitrag zur Verwaltungsver-
einfachung zu leisten. 

5. Einführung des ermäßigten Steuersatzes für be-
stimmte sonstige Leistungen landwirtschaftli-
cher Kooperationen an land- und forstwirt-
schaftliche Betriebe gemäß der Stellungnahme 
des Bundesrates und des Vorschlags des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (§ 12 Abs. 2 Nr. 4 a). Die Ausschußmehr-
heit war der Auffassung, daß es gleichartige 
Einrichtungen auch in anderen Bereichen gebe 
und hier eine Sonderbehandlung der Landwirt-
schaft nicht gerechtfertigt sei. Im übrigen war 
sie der Meinung, daß die Durchschnittsatzbe-
steuerung (§ 24) diese Entlastung von Vorleistun-
gen zum Anlaß einer Korrektur nehmen müßte 
und daher die Wirkung der Steuerermäßigung 
wieder aufgehoben würde. 

6. Einbeziehung der schienengebundenen Bergbah-
nen, Drahtseilbahnen und sonstigen mechani-
schen Aufstiegshilfen aller Art (z. B. Sessel- und 
Schlepplifte) in den für Personennahverkehr 
geltenden ermäßigten Steuersatz nach § 12 
Abs. 2 Nr. 10. Der Ausschuß vertrat demgegen-
über die Meinung, daß den Bergbahnen grund-
sätzlich keine soziale Bedeutung zukomme und 
den Entgelten deutscher Berg- und Seilbahnen 
im Wettbewerb zu ausländischen Anbietern 
keine ausschlaggebende Bedeutung bei der 
Wahl des Urlaubsortes beizumessen sei und da-
her die Steuerermäßigung nicht zur Beseitigung 
von Nachteilen der inländischen Fremdenver-
kehrswirtschaft geboten sei. 

7. Aus den Reihen der Mitglieder der CDU/CSU-
Fraktion wurde im übrigen beantragt, die mit 
dem Steueränderungsgesetz 1979 beschlossene 
Erhöhung der Umsatzsteuersätze von 12 v. H. 
auf 13 v. H. bzw. von 6 v .H. auf 6,5 v. H. ab 
Wirksamwerden zum 1. Juli 1979 rückgängig zu 

machen. Begründet wurde dieser Antrag im we-
sentlichen wie folgt: Erstens sei die Geschäfts-
grundlage für das Vermittlungsergebnis zum 
Steueränderungsgesetz 1979 insoweit weggefal-
len, als die Einnahmeerwartungen, die die Bun-
desregierung im November 1978 gehabt und ge-
nannt habe, durch die neueste Steuerschätzung 
um 5,3 Mrd. DM übertroffen worden seien. Da-
mit entfalle die Notwendigkeit der Steuererhö-
hung. Zweitens habe die CDU/CSU-Fraktion 
aufgrund ihrer Erfahrungen mit der Verschul-
dungsbereitschaft der Bundesregierung die Ver-
mutung, daß zusätzliche Steuereinnahmen von 
der Bundesregierung nicht zur notwendigen 
Haushaltskonsolidierung, sondern für andere 
Zwecke verwendet werden. Wenn dem Staat 
mehr Geld als notwendig bewilligt werde, führe 
dies zu dem nicht erstrebenswerten Ergebnis 
„Mehr Staat als notwendig". Drittens wirke die 
nicht erforderliche Steuererhöhung in einer 
Phase der Preissteigerungen zusätzlich preis-
treibend. Umsatzsteuererhöhungen seien, wie 
das 1967/68 gelungen sei, in Rezessionsphasen 
vorzunehmen, weil nur dann der Markt überzo-
gene Preisschübe von sich aus unterbinde. Die-
se Vorbedingungen herrschten gegenwärtig 
nicht. Viertens treffe jede Umsatzsteuererhö-
hung gerade die sozial schwachen Bevölke-
rungskreise besonders hart, weshalb indirekte 
Steuern nur behutsam erhöht werden dürften. 
— Der Ausschuß hielt mehrheitlich an der be-
reits beschlossenen Steuererhöhung fest, weil 
die Haushaltskonsolidierung keine andere Ent-
scheidung zulasse und die behutsame Erhöhung 
um 1 bzw. 0,5 v. H. Geschäftsgrundlage für die 
Steuerausfälle im Einkommensteuer- und Ge-
werbesteuerbereich war. 

VII.  

Namens des Ausschusses bitten die Berichterstat-
ter, dem Gesetzentwurf in der vorgeschlagenen 
neuen Fassung, die zugleich die üblicherweise in 
einem zusätzlichen Einführungsgesetz enthaltenen 
Folgeregelungen in anderen Gesetzen aus Gründen 
der Minderung der Gesetzesflut mitumfaßt, anzu-
nehmen. Der Referentenentwurf des Einführungsge-
setzes enthält keine zwischen dem Bund und den 
Ländern streitigen Regelungen und war mit diesen 
bereits abgestimmt. Aus der Zusammenfassung zu 
einem Gesetz folgt die Notwendigkeit, das Gesetz 
wie vorgeschlagen „Gesetz zur Neufassung des 
Umsatzsteuergesetzes und zur Änderung anderer 
Gesetze" umzubenennen. Das Erste Kapitel erhält 
dabei die Bezeichnung Umsatzsteuergesetz 1980; 
auf Wunsch der Wirtschaft wird die alte Paragra-
phenfolge weitestmöglich beibehalten. 

VIII.  

Die finanziellen Auswirkungen der Vorlage und 
der Beschlußempfehlungen ergeben sich aus der 
nachfolgenden Übersicht: 
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Finanzielle Auswirkungen des Umsatzsteuergesetzes 1979 

Steuermehreinnahmen (+)/ 

Ent- Rechnungsjahr 1980 
Lfd. Nr.' Maßnahme stehungs

- jahr 

 

1980 1) insgesamt 
davon 

insgesamt Bund 2) Länder 

1 	 2 	 3 	4 5 6 

1 Besteuerung der sonstigen Leistungen, die ein Unternehmer 
für seine privaten Zwecke ausführt, als Eigenverbrauch 
(§ 1 Abs. 1 Nr. 2) 	  + 5 + 4 + 3 + 1 

2  Besteuerung der Lieferungen und sonstigen Leistungen, die 
Körperschaften und Personenvereinigungen im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 KStG, nicht rechtsfähige Personen- 
vereinigungen und Gemeinschaften im Inland im Rahmen 
ihres Unternehmens an ihre Anteilseigner, Gesellschafter, 
Mitglieder, Teilhaber oder diesen nahestehenden Personen 
ausführen, für die die Leistungsempfänger kein Entgelt 
aufwenden (§ 1 Abs. 1 Nr. 3) 	  + 10 + 9 + 6 + 3 

3 Besteuerung des privaten Gebrauchs und Verbrauchs in 
Freihäfen (§ 1 Abs. 3) 3 ) 	  + 10 + 9 + 6 + 3 

4 Besteuerung der Leistungen der Vermessungs- und Kata- 
sterbehörden für private Auftraggeber bei der Wahrneh- 
mung von Aufgaben der Landesvermessung und des Lie- 
genschaftskatasters, soweit diese Leistungen nach den lan- 
desgesetzlichen Berufsordnungen von öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieuren wahrgenommen werden können 
(§ 2 Abs. 3 Nr. 3) 	  + 40 + 34 + 23 +11 

5 Besteuerung der Personenbeförderung in der Binnenschiff- 
fahrt (bisher steuerfrei nach § 4 Nr. 6) 	  — — — — 

6 Besteuerung der Umsätze und der Vermittlung der Umsätze 
von Zahlungsmitteln, die üblicherweise wegen ihres Metall- 
gehaltes oder ihres Sammlerwertes umgesetzt werden 
(§ 4 Nr. 8) 	  +100 + 85 + 57 +28 

7 Steuerfreiheit für die Verwaltung von Sondervermögen 
nach dem Gesetz über Kapitalgesellschaften (§ 4 Nr. 8) ... , — 10 — 9 — 6 — 3 

8 Besteuerung der kurzfristigen Vermietung von Plätzen für 
das Abstellen von Fahrzeugen (bisher steuerfrei nach § 4 
Nr. 12) 	  + 30 + 26 + 18 + 8 

9 Besteuerung der kurzfristigen Vermietung auf Campingplät- 
zen (bisher steuerfrei nach § 4 Nr. 12) 	  + 15 + 13 + 9 + 4 

10 Besteuerung der Lieferungen und der Wiederherstellung 
von Zahnprothesen und kieferorthopädischen Apparaten 
nach dem ermäßigten Steuersatz (§ 4 Nr. 14, § 12 Abs. 2 
Nr. 1, 5 und 6 b, Anlage 1 Nr. 46) 	  —350 —300 —203 —97 

11 Besteuerung aller ihrer Art nach freiberuflichen Leistungen 
anderer Unternehmer, vorausgesetzt, diese Leistungen 
bilden den Gegenstand des Unternehmens oder eines ab- 
gegrenzten Teilbereichs des Unternehmens, nach dem er- 
mäßigten Steuersatz (§ 12 Abs. 2 Nr. 6) 	  — 50 — 45 — 30 — 15 

12 Neuregelung der Besteuerung der Kleinunternehmer (§ 19) — 55 — 50 — 34 —16 
13 Einführung der Mindest-Istbesteuerung (§ 13) 	 . 4) • . . 
14 Anhebung der Grenze für Vierteljahreszahler von 2 400 DM 

auf 6 000 DM (§ 18 Abs. 2) 	  . 5) . . . 

15  insgesamt 	 —255 —224 —151 —73 

1) In den ersten zwölf Monaten voller Wirksamkeit der Rechtsänderung entstehende Steuermehr- bzw. Steuerminder-
einnahmen. 

2) Es wurde das z. Z. gültige Verteilungsverhältnis für die USt bis 1983 unterstellt, d. h. Bund = 67,5 v. H., 
Länder = 32,5 v. H. 
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unter Berücksichtigung der Beschlüsse des Finanzausschusses 	 Stand: 2. Mai 1979 

Steuermindereinnahmen (—) in Millionen DM 

Rechnungsjahr 1981 Rechnungsjahr 1982 Rechnungsjahr 1983 

insgesamt 
davon 

insgesamt 
davon 

insgesamt 
davon 

Bund 2) Länder Bund 2) Länder Bund 2) 	Länder 

7 8 9 10 11  12 13 14 15 

+ 6 + 4 + 2 + 6 + 4 + 2 + 6 + 4 + 2 

+ 10 + 7 + 3 + 12 + 8 + 4 + 13 + 9 + 4 

+ 10 + 7 + 3 + 12 + 8 + 4 + 13 + 9 + 4 

+ 43 + 29 + 14 + 45 + 30 + 15 + 49 + 33 + 16 

— — — + 9 + 6 + 3 + 10 + 7 + 3 

+105 +71 +34 +110 +74 +36 +120 +81 +39 

— 10 — 7 — 3 — 12 — 8 — 4 — 13 — 9 — 4 

+ 31 + 21 + 10 + 34 + 23 + 11 + 36 + 24 + 12 

+ 16 + 11 + 5 + 16 + 11 + 5 + 18 + 12 + 6 

— 370 — 250 — 120 — 390 —263 —127 —420 —284 —136 

— 50 — 34 — 16 — 55 — 37 — 18 — 60 — 41 — 19 

— 55 — 37 — 18 — 60 — 41 — 19 — 65 — 44 — 21 

—264 —178 — 86 —273 —185 — 88 —293 —199 — 94 

3) Nur grobe Schätzung. 
4) Hierbei handelt es sich nur um vorgezogene einmalige Steuereinnahmen, die nach sehr grober Schätzung auf etwa 

2,0 Mrd. DM zu veranschlagen sind. 
5) Hierbei handelt es sich um einen einmaligen Steuerausfall, der auf ca. 300 Millionen DM zu veranschlagen ist. 
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Einzelbegründung 

Erstes Kapitel 

Zu § 1 Abs. 1 Nr. 1 b 

Der Finanzausschuß ist der Meinung, im Gesetz 
solle ausdrücklich bestimmt werden, daß die sog. 
Aufmerksamkeiten keine steuerbaren Sachleistun-
gen an Arbeitnehmer darstellen. Damit soll eine 
Gleichbehandlung im Einkommensteuer- und Um-
satzsteuerrecht erzielt werden. 

Zu § 2 Abs. 3 Nr. 2 

Die Vorschrift bezweckt, im Land Baden-Württem-
berg gleiche Wettbewerbsverhältnisse zwischen 
freiberuflichen Notaren und den Notaren im Landes

-

dienst und den Ratschreibern herbeizuführen. Die 
Neufassung der Vorschrift wird diesem Zweck bes-
ser gerecht als die Bestimmung des Regierungsent-
wurfs. 

Zu § 2 Abs. 3 Nr. 3 

Die neue Nummer 3 bewirkt, daß die gesetzlichen 
Träger der Sozialversicherung insoweit als Unter-
nehmer behandelt werden, als sie sog. Selbstabga-
bestellen für Brillen und Brillenteile unterhalten. 
Mit der Abgabe der Brillen usw. einschließlich der 
Reparaturarbeiten führen diese Stellen gleiche Lei-
stungen wie die Optiker aus und treten damit zu 
diesen in einen örtlich erheblichen Wettbewerb. 
Der Ausschuß hielt es daher für gerechtfertigt, die 
Umsätze der Selbstabgabestellen entsprechend Ar-
tikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der 6. USt-Richtlinie der 
EG in die Umsatzsteuer einzubeziehen. 

Zu § 2 Abs. 3 Nr. 4 

Durch die neue Nummer 4 werden die Leistungen 
der Vermessungs- und Katasterbehörden bei der 
Wahrnehmung von Aufgaben der Landesvermes-
sung und des Liegenschaftskatasters in die Umsatz-
steuer einbezogen. Die Vorschrift bezweckt eine 
Besteuerung solcher, insbesondere vermessungs-
technischer Leistungen, die in fast allen Bundeslän-
dern auch von öffentlich bestellten Vermessungsin-
genieuren ausgeführt werden. Nach Auffassung des 
Ausschusses beseitigt die Vorschrift erhebliche 
Wettbewerbsstörungen zwischen der Vermessungs-
verwaltung und den öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieuren, die nach der Richtlinie nicht 
steuerbefreit werden können und entspricht damit 
Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der 6. USt-Richtlinie 
der EG. 

Zu § 3 a Abs. 2 Nr. 2 

Die eingefügte Ermächtigung in Buchstabe b dient 
der Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens. 
Auf ihrer Grundlage sollen Beförderungen über 
kurze Strecken in den. Zollfreigebieten — abwei

-

chend von § 1 Abs. 3 des Gesetzes — nicht wie 
Umsätze im Inland behandelt werden. 

Die übrigen Änderungen sind redaktioneller Art. 

Zu § 3 a Abs. 2 Nr. 4 

Die in Artikel 9 Abs. 2 Buchstabe d der 6. USt-
Richtlinie der EG bei der. Vermietung beweglicher 
körperlicher Gegenstände getroffene Regelung hat 
sich als unbefriedigend herausgestellt. Die Kom-
mission der EG beabsichtigt daher in einer 
10. Richtlinie eine andere Regelung zu treffen. Da 
die endgültige Fassung dieser Richtlinie noch nicht 
abzusehen ist, ist der Finanzausschuß der Meinung, 
in diesen Fällen sollte entsprechend dem bisheri-
gen Recht auf den Ort der Nutzung abgestellt wer-
den. 

Zu § 3 a Abs. 4 Nr. 3 

Durch diese Fassung wird der Formulierung des 
Artikels 9 Abs. 2 Buchstabe e der 6. USt-Richtlinie 
der EG Rechnung getragen. Damit fallen Ingenieur-
leistungen insgesamt unter diese Vorschrift, auch 
wenn es sich nicht nur um eine beratende Tätig-
keit handelt. Steuerbevollmächtigte sind unter dem 
Begriff „Steuerberater" miterfaßt. 

Zu § 3 a Abs. 4 Nr. 6 

Der Ausschuß ist der Meinung, daß zu den in Arti-
kel 9 Abs. 2 Buchstabe e der 6. USt-Richtlinie der 
EG genannten Bank- und Finanzumsätzen auch die 
sonstigen Leistungen im Geschäft mit Gold, Silber 
und Platin mit Ausnahme von Münzen und Medail-
len aus diesen Edelmetallen gehören. Mit dieser 
Maßnahme sowie mit der Änderung des § 18 Abs. 7 
Nr. 1 wird die Anregung des Bundesrates zur Bele-
bung des Edelmetallhandels an der Börse aufgegrif-
fen und die Nichtsteuerbarkeit für Münzen und Me-
daillen ausgeschlossen. 

Zu § 3 a Abs. 5 

Die Neufassung des § 3 a Abs. 5 bietet die Möglich-
keit, entsprechend dem Zweck der Ermächtigung 
eine von den Absätzen 1 und 3 abweichende Be-
stimmung über den Ort der sonstigen Leistung 
nicht nur für die Vermietung beweglicher körperli-
cher Gegenstände und die sonstigen Leistungen der 
in Absatz 4 bezeichneten Art, sondern für alle son-
stigen Leistungen danach zu treffen, wo die sonsti-
ge Leistung genutzt oder ausgewertet wird, sofern 
die Regelung nicht der 6. USt-Richtlinie der EG wi-
derspricht. 

Zu § 4 Nr. 3 

Durch die Neufassung der Vorschrift wird — ent-
sprechend dem bisherigen Recht — die besondere 
Regelung des Nachweises auf die Steuerbefreiung 
nach Buchstabe b beschränkt. Nach Auffassung des 
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Ausschusses soll ferner im Gesetz bestimmt wer-
den, daß der Unternehmer die Voraussetzungen der 
Steuerbefreiung nachzuweisen hat. Die Art und 
Weise des Nachweises (belegmäßig und/oder buch-
mäßig) soll auf Grund der Ermächtigung im letzten 
Satz der Vorschrift im Verordnungswege bestimmt 
werden. 

Zu § 4 Nr. 4 

Die Steuerbefreiung wird auf die Lieferungen von 
Gold an alle Zentralbanken ausgedehnt. Durch die 
Änderung wird erreicht, daß nicht nur die Liefe-
rungen von Gold an die Deutsche Bundesbank, 
sondern auch die Lieferungen von Gold an auslän-
dische Zentralbanken von der Umsatzsteuer befreit 
sind. 

Zu § 4 Nr. 5 

In Buchstabe b der Vorschrift wird aus Gründen 
der Gesetzesklarheit die Vermittlung von grenz-
überschreitenden Personenbeförderungen mit See-
schiffen ausdrücklich in die Steuerbefreiung einbe-
zogen. 

Durch den neu eingefügten Buchstaben d wird die 
Vermittlung von Lieferungen, die nach § 3 Abs. 8 
des Gesetzes als im Inland ausgeführt zu behan-
deln sind, befreit und so der Vermittlung von Lie-
ferungen im Ausland gleichgestellt. Dadurch wird 
dem Umstand Rechnung getragen, daß es bei der 
Vermittlung von Einfuhrlieferungen für den ver-
mittelnden Unternehmer in der Regel nicht möglich 
ist festzustellen, ob die vermittelte Lieferung im 
Ausland bewirkt worden ist oder ob sie nach § 3 
Abs. 8 des Gesetzes als im Inland ausgeführt zu be-
handeln ist. 

Zum Nachweis der Voraussetzung der Steuerbefrei-
ung gelten die Ausführungen zu § 4 Nr. 3 des Ge-
setzes entsprechend. 

Zu § 4 Nr. 14 

Zur Vermeidung einer ungleichmäßigen Besteue-
rung (insbesondere im Verhältnis zu den Laborärz-
ten) wird die Steuerbefreiung auf die klinischen 
Chemiker ausgedehnt. 

Zu § 4 Nr. 15 

Die am Ende der Vorschrift eingefügte Ausnahme-
regelung entspricht der Änderung des § 2 Abs. 3 
Nr. 3. Danach gilt die Abgabe von Brillen usw. 
durch die Selbstabgabestellen der gesetzlichen So-
zialversicherungsträger als gewerbliche oder beruf-
liche Tätigkeit. Aus Gründen der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung soll sie nicht von der Umsatzsteu-
er befreit werden. 

Die Einschränkung der Steuerbefreiung entspricht 
Artikel 13 Teil A Abs. 2 Buchstabe b der 6. USt

-

Richtlinie der EG. 

Zu § 4 Nr. 16 

Die Steuerbefreiung für private Altenpflegeheime 
wird auf alle Pflegeheime ausgedehnt. Durch diese 
Maßnahme sollen auch die Heime begünstigt wer-
den, die pflegebedürftige Personen jeglichen Alters 
aufnehmen. Damit wird auch einem Petitum des 
Bundesrates entsprochen. 

Hinsichtlich der weiteren Ausdehnung der Steuer-
befreiung für Altenheime, Altenwohnheime und 
Pflegeheime wird auf die Änderung des § 53 Nr. 2 
AO im Zweiten Kapitel Artikel 1 Nr. 1 des Gesetz-
entwurfs hingewiesen. Nunmehr fallen unter die 
Zweidrittelgrenze sowohl nicht minderbemittelte 
Pflegebedürftige als auch wirtschaftlich unterstüt

-

zungsbedürftige Personen. 

Zu § 4 Nr. 22 

Durch den neu eingefügten Buchstaben b wird die 
Steuerbefreiung auf kulturelle und sportliche Ver-
anstaltungen ausgedehnt, soweit das Entgelt in 
Teilnehmergebühren besteht. Die Maßnahme soll 
verhindern, daß aktive Teilnehmer an kulturellen 
und sportlichen Veranstaltungen mit Umsatzsteuer 
belastet werden. . 

Zu § 4 Nr. 25 

Die Änderung in Buchstabe a der Vorschrift 
(„Sport" statt „Leibeserziehung") ist redaktioneller 
Art und dient der Anpassung an die neue Abgaben-
ordnung. Die Ausdehnung der Steuerbefreiung in 
Buchstabe c der Vorschrift (Durchführung von 
sportlichen Veranstaltungen) soll zur weiteren För-
derung des Jugendsports beitragen. Unter die Steu-
erbefreiung fallen insbesondere die sportlichen 
Veranstaltungen der als förderungswürdig aner-
kannten Jugendabteilungen der Sportvereine. 

Zu § 4 Nr. 28 

Die Vorschrift wird aus Vereinfachungsgründen 
neu gefaßt. Die Befreiung umfaßt nunmehr Liefe

-

rungen, Entnahmen und Verwendungen für außer-
betriebliche Zwecke, wenn für die Gegenstände der 
Vorsteuerabzug nach § 15 Abs. 2 des Gesetzes aus-
geschlossen war oder wenn die Gegenstände der 
Besteuerung als Eigenverbrauch nach § 1 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe c des Gesetzes unterlegen haben. 

Zu § 4a 

Nach Absatz 1 Nr. 7 in der vom Ausschuß ange-
nommenen Fassung müssen die in Absatz 1 Nr. 1 
bis 6 aufgeführten Voraussetzungen für die Vergü-
tung nachgewiesen werden. Die in der Regierungs-
vorlage enthaltenen Worte „buchmäßig und durch 
Belege" sind gestrichen worden. Damit beschränkt 
sich das Gesetz auf die Bestimmung der Nach-
weispflicht. Dem Bundesminister der Finanzen 
bleibt es überlassen, im Verordnungswege mit Zu-
stimmung des Bundesrates zu bestimmen, wie die 
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Voraussetzungen für die Vergütung nachzuweisen 
sind (vgl. Absatz 2 der Vorschrift). 

Der vom Ausschuß dem letzten Satz des Absatzes 1 
angefügte Teilsatz schreibt vor, daß der Antrag-
steller die zu gewährende Vergütung in dem An-
trag selbst zu berechnen hat. Diese Ergänzung 
dient der Vereinfachung des Vergütungsverfahrens. 
Durch die vorgeschriebene Selbstberechnung wird 
der Vergütungsantrag zu einer Steueranmeldung 
(vgl. § 155 Abs. 3 i. V. m. § 150 Abs. 1 Satz 1 AO 
1977). Eine besondere Festsetzung der Vergütung 
durch einen Bescheid ist nur dann erforderlich, 
wenn von der im Antrag berechneten Vergütung 
abgewichen werden muß (vgl. § 167 AO 1977). 

Zu § 5 Abs. 2 

Der Änderungsvorschlag zu Nummer 2 weicht in-
sofern von der Regierungsvorlage ab, als er für die 
Ermächtigung des BMF eine bisher ausdrücklich 
erwähnte Wertgrenze durch den allgemeinen Hin-
weis auf EG-rechtlich festgelegte Steuerfreiheits-
oder -ermäßigungsgrenzen ersetzt. 

Zu § 6 

Absatz 1 

In Nummer 3 der Vorschrift wird die Steuerfreiheit 
für Ausfuhrlieferungen auf Lieferungen in die Zoll-
freigebiete (insbesondere Freihäfen) an inländische 
Unternehmer ausgedehnt. Durch diese Maßnahme, 
die der Stellungnahme des Bundesrates entspricht, 
werden , die Lieferungen in die Zollfreigebiete 
grundsätzlich den entsprechenden Lieferungen in 
das staatsrechtliche Ausland gleichgestellt. Ledig-
lich der Letztverbrauch in den Zollfreigebieten 
bleibt belastet. 

Die übrigen Vorschriften des Absatzes 1 sind auf 
Grund der Änderung der Nummer 3 redaktionell 
neu gefaßt worden. 

Absatz 2 

Absatz 2 des Regierungsentwurfs dient lediglich 
der Klarstellung für die Fälle des Reihengeschäfts. 
Nach Auffassung des Ausschusses genügt jedoch 
eine entsprechende Klarstellung im Verwaltungs-
wege. Absatz 2 des Regierungsentwurfs wurde des-
halb gestrichen. 

Absatz 3 des Regierungsentwurfs wird Absatz 2. 
Da eine Organgesellschaft nach dem Handelsrecht 
keine Zweigniederlassung sein kann, wird — wie 
im bisherigen Recht — ausdrücklich bestimmt, daß 
neben einer ausländischen Zweigniederlassung 
auch eine ausländische Organgesellschaft eines in-
ländischen Unternehmers ausländischer Abnehmer 
ist, wenn sie das Umsatzgeschäft im eigenen Na-
men abgeschlossen hat. 

Absatz 3 

Absatz 4 des Regierungsentwurfs wird Absatz 3. 
Infolge der Ausdehnung der Steuerbefreiung auf 
Lieferungen in die Zollfreigebiete an inländische 
Unternehmer (vgl. Absatz 1) wird zur Vermeidung 

eines unbelasteten Letztverbrauchs auch in diesen 
Fällen die Steuerbefreiung ausgeschlossen, wenn 
die Liefergegenstände für die Ausrüstung oder 
Versorgung privater Beförderungsmittel bestimmt 
sind. 

Absatz 4 

Absatz 5 des Regierungsentwurfs wird Absatz 4. 
Die Nachweisvorschrift in Absatz 1 Nr. 3 des Re-
gierungsentwurfs wird zusätzlich in diesen Absatz 
übernommen. 

Zu § 7 

Absatz 1 

Wie bei den Ausfuhrlieferungen (vgl. § 6 Abs. 1 
des Gesetzes) und aus den dort genannten Gründen 
wird die Steuerbefreiung für Lohnveredelungen an 
einem Gegenstand der Ausfuhr auf Bearbeitungen 
und Verarbeitungen für einen inländischen Unter-
nehmer ausgedehnt, wenn der leistende Unterneh-
mer die bearbeiteten oder verarbeiteten Gegenstän-
de in die Zollfreigebiete befördert oder versendet. 
Ferner wird Absatz 1 der Vorschrift — in Anglei-
chung an § 6 Abs. 1 des Gesetzes — neu gefaßt. 

Absätze 2 bis 4 

Die Definition des Begriffs „ausländischer Auftrag-
geber" wird in einen besonderen Absatz 2 und die 
Nachweisregelung in einen besonderen Absatz 4 
übernommen. Absatz 2 des Regierungsentwurfs 
wird Absatz 3. 

Zu § 8 

Absatz 2 

Aus Vereinfachungsgründen wird die Steuerbefrei-
ung nicht nur für Umsätze gewährt, die unmittel-
bar an Luftverkehrsunternehmer bewirkt werden, 
sondern auf Vorumsätze ausgedehnt. Es handelt 
sich insbesondere um Vorumsätze in den Fällen 
des Reihengeschäftes. 

Absatz 3 

Die Nachweisvorschrift wird aus den zu § 4 Nr. 3 
des Gesetzes angegebenen Gründen geändert. 

Zu § 9 

Die im Regierungsentwurf vorgeschlagene Beseiti-
gung der Optionsmöglichkeit bei Wohnungsvermie-
tungen wird nicht übernommen. In Übereinstim-
mung mit dem Ausschuß für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau ist der Finanzausschuß der Auf-
fassung, daß die vorgeschlagene Maßnahme wegen 
der zehnjährigen Möglichkeit, den Vorsteuerabzug 
zu berichtigen (§ 15 a des Gesetzes), und wegen der 
Vorschrift über den Mißbrauch von rechtlichen Ge-
staltungsmöglichkeiten (§ 42 AO) nicht erforderlich 
ist. Zudem würde sie die Rahmenbedingungen des 
Mietwohnungsbaus verschlechtern, ohne daß dies 
durch die 6. USt-Richtlinie der EG gefordert wird. 
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Zu § 11 Abs. 3 

In die Bemessungsgrundlage für die Einfuhr sollen 
auch die Kosten für die Vermittlung von Einfuhr-
lieferungen einbezogen werden (Nummer 3) oder 
auf Antrag einbezogen werden können (Nummer 
4). Die Einbeziehung dieser Kosten in die Einfuhr-
besteuerung wird für erforderlich gehalten, um 
Schwierigkeiten bei der Besteuerung der Vermitt-
lung von Einfuhrlieferungen zu vermeiden. Die 
Vermittlung soll dementsprechend immer dann 
nach § 4 Nr. 3 oder 5 des Gesetzes steuerfrei sein, 
wenn die Kosten für diese Vermittlungen von der 
Einfuhrumsatzsteuer erfaßt worden sind. 

Die Nummern 3 und 4 entsprechen im übrigen der 
bisherigen Nummer 3. 

Zu § 12 

Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 

Die Änderungen des Absatzes 1 und des Absatzes 2 
Satz 1 berücksichtigen die durch Artikel 3 Abs. 1 
Nr. 1 des Steueränderungsgesetzes 1979 (BGBl. 1978 
I S. 1849, 1856) mit Wirkung vom 1. Juli 1979 an vor-
genommene Anhebung des allgemeinen und des er-
mäßigten Steuersatzes auf 13 v. H. bzw. 6,5 v. H. 

Absatz 2 Nr. 8 

Vergleiche Einzelbegründung zum Zweiten Kapitel, 
Artikel 1, § 68 AO. 

Absatz 2 Nr. 11 

Die Gestellung von Betriebshelfern und Haushalts-
hilfen an die gesetzlichen Träger der Sozialversi-
cherung soll künftig ermäßigt besteuert werden. 
Die neue Regelung trägt dem Vorschlag des Bun-
desrates und der Empfehlung des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten weitgehend 
Rechnung. Ihr Zweck ist es, die gesetzlichen Sozi-
alversicherungsträger umsatzsteuerlich zu entla-
sten. 

Zu § 13 

In Absatz i Nr. i Buchstabe a ist vor den Worten 
„vereinnahmte Entgelt" das Wort „jeweils" einge-
fügt worden, um klarzustellen, daß sich der Betrag 
von 10 000 DM auf jeden einzelnen Zahlungsvor-
gang bezieht. Damit wurde einer Anregung des 
Bundesrates entsprochen. 

Zu § 14 Abs. 1 

Der Ausschuß ist dem Vorschlag des Bundesrates 
gefolgt und hat in Absatz 1 Satz 4 vor den Worten 
„vereinnahmte Entgelt oder Teilentgelt" das Wort 
„jeweils" eingefügt. Die Ergänzung dient der Klar-
stellung. Im Falle der Zahlung des Entgelts oder 
Teilentgelts vor der Ausführung der Leistung 
braucht eine Rechnung mit gesondertem Steueraus-
weis nicht erteilt zu werden, wenn die einzelne 
Entgelts- oder Teilentgeltszahlung weniger als 
10 000 Deutsche Mark beträgt. 

Zu § 15 

Absatz 1 Nr. 2 

Die vom Ausschuß zu dieser Vorschrift beschlosse-
ne Ergänzung betrifft den Abzug der Einfuhrum-
satzsteuer für die Gegenstände, die der Unterneh-
mer zur Ausführung der in § 1 Abs. 3 des Gesetzes 
bezeichneten Umsätze verwendet. Diese Umsätze, 
die vornehmlich in den Freihäfen anfallen, werden 
bei der Besteuerung wie Umsätze im Inland behan-
delt. Es erscheint folgerichtig, sie auch für den 
Vorsteuerabzug den Inlandsumsätzen gleichzustel-
len und dementsprechend demjenigen Unternehmer 
den Abzug der Einfuhrumsatzsteuer als Vorsteuer 
zu gestatten, der diese Umsätze bewirkt. In diesen 
Fällen ist somit der Abzug der Einfuhrumsatzsteuer 
anders als bei den sonstigen Einfuhren nicht mehr 
davon abhängig, daß der eingeführte Gegenstand 
tatsächlich in das umsatzsteuerrechtliche Inland 
gelangt sein muß. 

Absatz 2 Nr. 2 

Die Änderung ist durch den neuen Inlandsbegriff 
des § 1 Abs. 2 des Gesetzes bedingt. Sie stellt si-
cher, daß nicht nur die Umsätze im Ausland, son-
dern auch die im Gebiet der DDR und in . Berlin 
(Ost) bewirkten Umsätze vom Vorsteuerabzug aus-
geschlossen sind. 

Absatz 3 Nr. 3 

Die Einfügung der Nummer 3 steht in Zusammen-
hang mit der für eine Übergangszeit weitergelten-
den Steuerbefreiung des § 4 Nr. 7 Buchstabe b des 
Gesetzes für Beförderungen von Personen mit 
Schiffen (§ 28 Abs. 1 und 2 des Gesetzes). Die Vor-
schrift gewährleistet, daß der Vorsteuerabzug für 
Personenbeförderungen mit Schiffen auf ausländi-
schen Beförderungsstrecken auch für diese Über-
gangszeit wie bisher uneingeschränkt in Anspruch 
genommen werden kann. 

Absätze 5 und 6 

Der Regierungsentwurf sieht für die Aufteilung der 
Vorsteuern in einen abziehbaren und einen nicht 
abziehbaren Teil wie schon bisher neben den Me-
thoden einer sachlichen Zuordnung der Vorsteuern 
zu den einzelnen Umsätzen u. a. auch die rein 
schematische Aufteilungsmethode nach dem Ver-
hältnis der Umsätze vor. Wie sich bereits aus der 
Stellungnahme des Bundesrates zum Regierungsent-
wurf ergibt, hat sich diese Aufteilungsmethode we-
gen ihrer großen Ungenauigkeit und der erhebli-
chen Gefahr von Steuerausfällen in der Praxis 
nicht bewährt. Der Ausschuß teilt deshalb die Auf-
fassung des Bundesrates, daß diese Regelung — die 
bei der Einführung des Mehrwertsteuersystems als 
Überleitungserleichterung gedacht war — künf-
tig entfallen sollte. Durch die Neufassung der 
Absätze 5 und 6 ist diesem Anliegen des Bun-
desrates Rechnung getragen. Der Wegfall dieser 
Aufteilungsmethode kann den betroffenen Unter-
nehmern nach Auffassung des Ausschusses schon 
deswegen zugemutet werden, weil künftig bei der 
sachlichen Zuordnung der Vorsteuern gegebenen-
falls auch von einer sachgerechten Schätzung aus- 
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gegangen werden kann. Außerdem kann nach die-
ser Änderung auf die in Absatz 6 des Regierungs-
entwurfs enthaltene Anzeigepflicht verzichtet wer-
den. 

Absatz 8 Nr. 2 

Die Ergänzung stellt entsprechend einem Wunsch 
der betroffenen Wirtschaftskreise sicher, daß in 
den in der Ermächtigungsvorschrift bezeichneten 
Fällen der Vorsteuerabzug nicht nur auf einen an-
deren Unternehmer übertragen, sondern daß die-
sem Unternehmer auch gestattet werden kann, den 
Vorsteuerabzug aus Gründen der leichteren Prakti-
kabilität zu einem anderen Zeitpunkt vorzuneh-
men. 

Absatz 8 Nr. 4 

Die Ermächtigungsvorschrift schafft eine ausrei-
chende Rechtsgrundlage für den Bundesminister der 
Finanzen, um den Vorsteuerabzug bei Reisekosten 
des Unternehmers und seiner Arbeitnehmer sowie 
bei dienstlich veranlaßten Umzugskosten der Ar-
beitnehmer durch Rechtsverordnung in Anpassung 
an die Bedürfnisse der Praxis abweichend von den 
Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes 
regeln zu können. Insbesondere soll danach der 
Vorsteuerabzug bei den Kosten für Geschäfts- und 
Dienstreisen einschließlich der Stadtreisen, Dienst-
gänge und Vorstellungsbesuche von Stellenbewer-
bern auf der Grundlage der für die Zwecke der 
Einkommen- und Lohnsteuer geltenden Pauschbe-
träge festgesetzt und zum anderen sowohl bei die-
sen Reisekosten als auch bei den Umzugskosten 
der Arbeitnehmer auch dann gewährt werden kön-
nen, wenn die entsprechenden Rechnungen zwar 
auf den Namen der betreffenden Arbeitnehmer lau-
ten, die Kosten aber auch in diesen Fällen vom 
Unternehmer im Rahmen der einkommen- und 
lohnsteuerrechtlich zulässigen Grenzen erstattet 
werden. 

Zu § 18 

Absatz 2 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum 
Regierungsentwurf vorgeschlagen, zur Arbeitsent-
lastung für die Finanzämter und die Wirtschaft die 
Zahl der sog. Vierteljahreszahler zu erhöhen und 
die Zahl der sog. Monatszahler entsprechend zu 
senken. Diesem Anliegen wird durch die Erhöhung 
der Zahl 2 400 DM auf 6 000 DM entsprochen. Die 
Zahl der Voranmeldungen wird dadurch um jähr-
lich rd. 3,2 Millionen vermindert. 

Absatz 3 

In § 149 AO wird eine allgemeine Regelung über 
die Abgabefrist der Jahressteuererklärungen getrof-
fen (vgl. Zweites Kapitel Artikel 1 Nr. 4). Wegen 
dieser Maßnahme ist in § 18 Abs. 3 der zweite Satz 
gestrichen worden. 

Absatz 6 

Das Wort „Abschlagszahlung" wird durch die 
Worte „Sondervorauszahlung auf die Steuer für das 

Kalenderjahr" ersetzt. Hierdurch wird klargestellt, 
daß es sich bei dieser Zahlung um eine Steuer han

-

delt. 

Absatz 7 

Absatz 7 des Regierungsentwurfs wird Absatz 9 
und durch einen neuen Absatz 7 ersetzt. 

Nummer 1 der Vorschrift enthält eine Ermächti-
gung, nach der im Verwaltungswege bei bestimm-
ten Umsätzen von Edelmetallen zwischen Unter-
nehmern, die zum Handel an der Börse zugelassen 
sind, auf die Erhebung der Umsatzsteuer verzichtet 
werden kann. Die Regelung dient der Vereinfa-
chung des Besteuerungsverfahrens und soll da-
durch den Edelmetallhandel an den inländischen 
Börsen beleben (vgl. auch die Stellungnahme des 
Bundesrates zum Regierungsentwurf) . Ein Steueraus-
fall tritt nicht ein, da bei der Lieferung der be-
zeichneten Edelmetalle an Abnehmer außerhalb des 
Kreises der genannten Unternehmer die Steuer-
pflicht wieder eintritt (Nachholwirkung). Steuer-
mehreinnahmen sind aus der künftigen Besteuerung 
von Münzen und Medaillen (soweit nicht gesetzliche 
Zahlungsmittel) zu erwarten. 

Nummer 2 der Vorschrift wird aus § 26 Abs. 6 des 
Regierungsentwurfs übernommen und redaktionell 
angepaßt. 

Absatz 8 

In Satz 1 der Vorschrift wird die Abgrenzung des 
Kreises der betroffenen Unternehmer allgemeiner 
gefaßt und der Regelung im neuen Absatz 9  ange-
paßt. 

Absatz 9 

Die Vorschrift wird aus Absatz 7 des Regierungs-
entwurfs übernommen. Hierbei wird zur Klarstel-
lung bestimmt, daß eine Selbstberechnung der Ver-
gütung angeordnet werden kann. Die Zuständig-
keitsregelung wurde gestrichen, da die Zuständig-
keit durch Ergänzung des § 5 Abs. 1 des Finanzver-
waltungsgesetzes geregelt wird (vgl. Zweites Kapi-
tel, Artikel 8) . 

Zu § 19 

Absatz 1 

Der Ausschuß hält in Übereinstimmung mit dem 
Bundesrat die Anhebung der Umsatzfreigrenze von 
18 000 DM auf 20 000 DM und der Umsatzobergren-
ze für die degressive Steuerermäßigung von 
50 000 DM auf 60 000 DM für erforderlich, um den 
Belangen der Kleinunternehmer besser Rechnung 
zu tragen. 

Der Ausschuß hält es auch für zweckmäßig, bei der 
Umsatzfreigrenze des Absatzes 1 nicht auf den Ge-
samtumsatz des laufenden Kalenderjahres, sondern 
auf den des vorangegangenen Kalenderjahres abzu-
stellen. Durch diese Regelung wird erreicht, daß der 
Unternehmer bereits zu Beginn des laufenden Kalen-
derjahres darüber Kenntnis hat, ob von ihm auf 
Grund der Umsatzfreigrenze von 20 000 DM Umsatz-
steuer erhoben wird oder nicht und ob er Umsatz-
steuer in Rechnung stellen darf und Umsatzsteuer- 
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Vorauszahlungen zu leisten hat. Die zusätzlich ein-
gefügte 100 000 DM-Grenze (voraussichtlicher Um-
satz des laufenden Kalenderjahres) soll verhindern, 
daß die vorgesehene Regelung zu einer nicht mehr 
vertretbaren ungleichmäßigen Besteuerung führt. 

Absatz 3 

In der Ausnahmeregelung für die Kürzungsbeträge, 
die bei der Berechnung des Steuerabzugsbetrages 
nach Absatz 3 abzuziehen sind, wird der Kürzungs-
betrag nach § 13 des Berlinförderungsgesetzes (Ber-
linFG) ausgenommen. Statt dessen werden die Kür-
zungsbeträge nach den §§ 1, 1 a und 2 BerlinFG 
aufgenommen. Der Ausschuß hält diese Änderun-
gen für geboten, weil die Regelung des Regie-
rungsentwurfs Berliner Kleinunternehmer mit Um-
sätzen bis zu 20 000 DM dazu veranlassen könn-
te, auf die Umsatzfreigrenze des § 19 Absatz 1 zu 
verzichten, um im Wege der Kombination der de-
gressiven Steuerermäßigung mit dem Kürzungsan-
spruch nach § 13 BerlinFG in den Genuß regelmä-
ßiger Steuererstattungen zu kommen. Hierdurch 
würde jedoch der Vereinfachungszweck des § 19 
Abs. 1 nicht erreicht. 
Durch die Aufnahme der Kürzungsbeträge nach den 
§§ 1 bis 2 BerlinFG in die Ausnahmeregelung in 
§ 19 Abs. 3 Satz 3 soll vermieden werden, daß die 
degressive Steuerermäßigung bei Berliner Kleinun-
ternehmern im Ergebnis eingeschränkt wird. 

Absatz 4 

Durch die Änderung in Absatz 4 wird sicherge-
stellt, daß der Unternehmer, der seine Steuer ganz 
oder zum Teil nach vereinnahmten Entgelten be-
rechnet, insoweit auch seinen Gesamtumsatz nach 
diesen Entgelten zu ermitteln hat. 

Zu § 20 Abs. 2 

Diese Regelung hat zur Folge, daß für Geschäfts-
veräußerungen stets die Sollversteuerung gilt, auch 
wenn dem Unternehmer die  Besteuerung nach ver-
einnahmten Entgelten gestattet wurde. Der Aus-
schuß greift diese Anregung des Bundesrates auf, 
da sie in den Fällen der Geschäftsveräußerung z. B. 
auf Rentenbasis zu einer wesentlichen Vereinfa-
chung für den veräußernden Unternehmer und die 
Finanzverwaltung führt. 

Zu § 22 

Einem Antrag des Bundesrates folgend, wird in Ab-
satz 2 Nr. 1 ein neuer Satz 3 eingefügt, durch den 
Unternehmer, die bestimmte steuerfreie Umsätze 
nach § 9 als steuerpflichtig behandeln, verpflichtet 
werden, diese Umsätze gesondert aufzuzeichnen. 
Außerdem wird in Absatz 2 Nr. 2 angefügten Satz 3 
bestimmt, daß die Verpflichtung zur gesonderten 
Aufzeichnung auch für die entsprechenden Entgelte 
oder Teilentgelte gilt, die vor Ausführung der Lei-
stung vereinnahmt werden. 
Die Erweiterung der Aufzeichnungspflichten dient 
der Verwaltungsvereinfachung. Sie soll vor allem 
eine Überprüfung des Vorsteuerabzugs in den Op-
tionsfällen des § 9 gewährleisten. 

Zu § 24 Abs. 1 Sätze 1 bis 4 

Die Änderung berücksichtigt die Anhebung der 
Steuersätze ab 1. Juli 1979 (siehe auch Begründung 
zu § 12 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes). 

Zu § 25 

Durch die Änderung der Überschrift wird zum 
Ausdruck gebracht, daß die Vorschrift entspre-
chend dem Willen der 6. USt-Richtlinie der EG 
nicht nur für Reiseveranstalter, sondern für alle 
Unternehmer gelten soll, die Reiseleistungen er-
bringen. 

Absatz 1 

Reiseleistungen, die für das Unternehmen des Lei-
stungsempfängers bestimmt sind, werden von der 
Anwendung des § 25 ausgeschlossen; sie sind nach 
den allgemeinen Vorschriften des Gesetzes zu be-
handeln. Dies erleichtert die Geschäftsabwicklung 
im Verkehr zwischen Unternehmern und vermei-
det, daß der leistende Unternehmer zur Offenle-
gung seiner Marge gegenüber dem Leistungsemp-
fänger gezwungen wird. 

Absatz 2 
Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
und aus Vereinfachungsgründen wird die Steuerbe-
freiung für die Reiseleistung auf die Fälle aus-
gedehnt, in denen die Reisevorleistungen Beförde-
rungen mit Luftfahrzeugen oder Seeschiffen dar-
stellen, die ganz oder teilweise im Ausland ausge-
führt werden. Die Nachweisvorschrift wird aus den 
zu § 4 Nr. 3 des Gesetzes angegebenen Gründen ge-
ändert. 

Absatz 3 

Zur Vermeidung praktischer Schwierigkeiten wer-
den den Unternehmern Erleichterungen für das 
Verfahren zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage 
eingeräumt, weil ihnen im Zeitpunkt der Entste-
hung der Steuerschuld die Höhe der Reisevorlei-
stungen in der Regel noch nicht bekannt ist. 

Absatz 4 

Der im Regierungsentwurf vorgesehene Absatz 4, 
der die Erteilung von Rechnungen mit gesondertem 
Steuerausweis regelt, ist entbehrlich, da § 25 infol-
ge der Einschränkung in Absatz 1 nicht für Lei-
stungen zwischen Unternehmern gilt. 

Absätze 5 und 6 werden Absätze 4 und 5. 

Absatz 5 

Die Änderung ist redaktioneller Art. 

Zu § 26 

Absatz 1 

Die Ergänzung des Absatzes i soll klarstellen, daß 
die Ermächtigung bei der näheren Bestimmung des 
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Umfangs der Steuerermäßigung nach § 12 Abs. 2 
Nr. 1 des Gesetzes auch Abweichungen von der 
zolltarifrechtlichen Abgrenzung der in der An-
lage des Gesetzes aufgeführten Gegenstände er-
möglicht. 

Absatz 4 

Durch die Ergänzung der Ermächtigung erhält die 
Bundesregierung die Möglichkeit, in einer allge-
meinen Verwaltungsvorschrift über die Umsatz-
steuer im innerdeutschen Handel den Vorsteuerab-
zug des Leistungsempfängers auszuschließen. Da-
mit kann verhindert werden, daß die bei Umsätzen 
im innerdeutschen Handel erhobene Steuer (z. Z. 
im Regelfalle 6 v. H.) von Unternehmern der DDR 
als Vorsteuer geltend gemacht wird. Diese Rege-
lung steht im Zusammenhang mit dem neuen In-
landsbegriff in § i Abs. 2 des Gesetzes. Ste räumt 
die Befürchtung des Bundesrates aus, die Änderung 
des Inlandsbegriffs könne zu Steuerausfällen füh-
ren. 

Absatz 6 

Absatz 6 entfällt, da die darin enthaltene Vor-
schrift in § 18 Abs. 7 Nr. 2 des Gesetzes übernom-
men wird. 

Zu § 27 

Absatz 1 

In Satz 1 der Vorschrift wird das Datum an den 
vorgesehenen Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge-
setzes angepaßt. Durch eine redaktionelle Ände-
rung' wird klargestellt, daß in den Fällen, in denen 
eine weitere Anwendung des bisherigen Umsatz-
steuerrechts in Betracht kommt, die im Zeitpunkt 
des betreffenden Ereignisses geltende Fassung der 
Vorschriften maßgebend ist. Der vom Ausschuß an-
gefügte Satz 2 stellt sicher, daß ein Ausgleichsan-
spruch nach § 29 Abs. 3 oder 4 des bisherigen Um-
satzsteuergesetzes auch für Leistungen nach dem 
31. Dezember 1979 geltend gemacht werden kann. 

Absatz 3 

Die Jahreszahlen werden an das spätere Inkrafttre-
ten des Gesetzes angepaßt. 

Zu § 28 

Überschrift, Absätze 1 und 2 

Da das Gesetz nicht zum 1. Januar 1979, sondern 
erst zum 1. Januar 1980 in Kraft tritt, hält es der 
Ausschuß für notwendig, auch die Termine in den 
Absätzen 1 und 2 um jeweils ein Jahr hinauszu-
schieben. 

Die Aufnahme der Nummer 2 in den Absatz 1 steht 
in Zusammenhang mit der vom Ausschuß beschlos-
senen Ergänzung des § 15 Abs. 3 um die Nummer 3. 
Durch diese Vorschrift wird sichergestellt, daß der 
Vorsteuerabzug für Personenbeförderungen mit 
Schiffen auf ausländischen Beförderungsstrecken 
auch für die Zeit in Anspruch genommen werden 

kann, in der die entsprechenden Beförderungslei-
stungen im Inland nach § 4 Nr. 7 Buchstabe b des 
Gesetzes steuerbefreit sind (vgl. die Begründung zu 
§ 15). Die Regelung des § 15 Abs. 3 ist nach dem 
Wegfall der Steuerbefreiung nicht mehr erforder-
lich und kann daher ab diesem Zeitpunkt entfallen. 

Absatz 3 

Die Änderung des § 24 in der ab 1. Januar 1981 
geltenden Fassung berücksichtigt die Anhebung 
der Steuersätze ab 1. Juli 1979 (siehe auch Begrün-
dung zu § 12 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes). 

Zu § 29 

Die Vorlage sieht einen Ausgleichsanspruch nur 
für die Fälle einer Änderung der Steuersätze vor. 
Nach Auffassung des Ausschusses ist ein Aus-
gleichsanspruch aber auch dann geboten, wenn ein 
Umsatz auf Grund der Vorschriften des Umsatz-
steuergesetzes 1980 steuerpflichtig, steuerfrei oder 
nicht steuerbar wird. Dem trägt die geänderte Fas-
sung des Satzes 1 Rechnung. Ferner ist als Satz 3 
eine Regelung aufgenommen worden, die den 
Nachweis der eingetretenen umsatzsteuerlichen 
Mehr- oder Minderbelastung durch entsprechende 
Anwendung des § 287 Abs. 1 der Zivilprozeßord-
nung erleichtert. Zu den Preisauszeichnungsmög-
lichkeiten wird auf die Tagesnachrichten des Bun-
desministeriums für Wirtschaft vom 22. Februar 
1979 verwiesen. 

Zu Anlage (zu § 12 Abs. 2 Nr. 1) 

Die Änderung der Überschrift berücksichtigt die 
Anhebung des ermäßigten Steuersatzes von 6 v. H. 
auf 6,5 v. H. durch das Steueränderungsgesetz 1979 
vom 30. November 1978 (vgl. auch die Begründung 
zu § 12 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes). 

Zweites Kapitel 

Die im Ersten Kapitel enthaltene Neufassung des 
Umsatzsteuergesetzes erfordert Änderungen in ver-
schiedenen anderen Gesetzen. Diese Folgeänderun-
gen sind im Zweiten Kapitel zusammengefaßt. 

Die Mehrzahl der vorgesehenen Änderungen hat 
lediglich redaktionelle Bedeutung. Über eine for-
male Anpassung hinaus gehen jedoch insbesondere 
die Änderungen der Abgabenordnung und des Ge-
werbesteuergesetzes (Artikel 1 und 3). Durch sie 
werden die steuerlichen Vergünstigungen vor al-
lem für die Alten-, Altenwohn- und Pflegeheime 
sowie für die Einrichtungen der Erwachsenenbil-
dung erweitert. Die Änderungen der Gesetze aus 
dem Bereich des Kostenrechts (Artikel 9 bis 12) be-
rücksichtigen, daß der bisher bestehende Aus-
gleichsanspruch für Kleinunternehmer wegen der 
künftig gegebenen Möglichkeit des Vorsteuerab-
zugs bei der Umsatzsteuer in Zukunft nicht mehr 
erforderlich ist und daher wegfallen kann. 
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Zu Artikel 1 

§ 53 AO  

Die steuerliche Begünstigung von Wohlfahrtsein-
richtungen, darunter Alten-, Altenwohn- und Pfle-
geheimen gemeinnnütziger Träger, kann u. a. davon 
abhängen, daß die Leistungen dieser Einrichtungen 
zu einem bestimmten Teil wirtschaftlich unterstüt-
zungsbedürftigen Personen im Sinne des § 53 Nr. 2 
zugute kommen. Mittelbar kann die wirtschaftliche 
Unterstützungsbedürftigkeit der betreuten Personen 
auch Voraussetzung für Steuerbegünstigungen bei 
privaten Alten-, Altenwohn- und Pflegeheimen sein 
(vgl. z. B. § 4 Nr. 16 Buchstabe d UStG 1980). 

Auf Grund der Kostenentwicklung im Bereich der 
Wohlfahrtspflege, insbesondere bei den Alten-, Al-
tenwohn- und Pflegeheimen, hält der Ausschuß die 
in § 53 Nr. 2 bestimmten Grenzen der wirtschaftli-
chen Hilfsbedürfigkeit für nicht mehr ausreichend 
bemessen. Die Vervielfältiger, mit denen die Regel-
sätze der Sozialhilfe im Sinne des § 22 Bundessozi-
alhilfegesetz multipliziert werden, sollen um je-
weils einen Punkt von drei auf vier und von vier 
auf fünf angehoben werden. Leistungen der Sozial-
hilfe rechnen nicht zu den nach § 53 Nr. 2 anzu-
rechnenden Bezügen. Unterhaltsleistungen, die an-
stelle von Leistungen der Sozialhilfe erbracht wer-
den, rechnen ebenfalls nicht dazu. 

§ 68 Nr. 8 AO 

Die Vorschrift enthält in ihrem ersten Teil die 
Aussage, daß Volkshochschulen und andere Ein-
richtungen, die entweder selbst als gemeinnützig an-
erkannt oder deren Träger gemeinnützige Körper-
schaften sind, als sog. Zweckbetriebe zu behandeln 
sind, soweit sie Veranstaltungen wissenschaftlicher 
oder belehrender Art durchführen. Diese Rechtsfol-
ge läßt sich unmittelbar aus § 65 herleiten, so daß 
die Vorschrift insoweit klarstellenden Charakter 
hat. 

Abweichend vom geltenden Rechtszustand be-
stimmt die Vorschrift in ihrem zweiten Teil, daß 
auch die entgeltliche Beherbergung und Bekösti-
gung der Veranstaltungsteilnehmer als Zweckbe-
trieb gelten. Dies hat steuerlich zur Folge, daß diese 
Leistungen künftig der Umsatzsteuer nur mit dem 
ermäßigten Steuersatz unterliegen (§ 12 Abs. 2 Nr. 8 
UStG 1980) und die genannten Einrichtungen bzw. 
ihre Träger insoweit von der Körperschaftsteuer, 
Gewerbesteuer und Vermögensteuer befreit sind. 
Zuschüsse und Spenden dürfen künftig ohne Ge-
fahr für die Gemeinnützigkeit zur Deckung von 
Kosten im Bereich der Beherbergung und Bekösti-
gung von Veranstaltungsteilnehmern verwendet 
werden.  

§ 149 AO 

Die Steuererklärungsfristen für die Einkommen-, 
Körperschaft-, Umsatzsteuer usw. werden bisher 
durch Bleichlautende Erlasse der obersten Finanz-
behörden der Länder mit Zustimmung des Bundes

-

ministers der Finanzen allgemein auf den 31. Mai 
festgelegt, wobei Fristverlängerungen zugelassen 
worden sind. Nach der Rechtsprechung des Bun-
desfinanzhofs (BStBl. 1979 II S. 167) ist es ernstlich 
zweifelhaft, ob diese Fristenerlasse und die darauf 
gestützten Einzelverfügungen der Finanzämter aus-
reichende Rechtsgrundlagen haben. Im Interesse 
der Rechtssicherheit müssen die Fristen für die Ab-
gabe der jährlichen Steuererklärungen jedoch ein-
deutig geregelt sein, weil die Versäumung der 
Steuererklärungsfrist zur Festsetzung von Verspä-
tungszuschlägen oder zur Schätzung der Besteu-
erungsgrundlagen führen kann. 

Die Ergänzung des § 149 AO (Absatz 2) schafft eine 
zweifelsfreie Rechtsgrundlage für das in der Praxis 
bewährte Verfahren der Fristbestimmung. Satz 1 
enthält die gesetzliche Fristbestimmung zur Abga-
be von Steuererklärungen, die sich auf ein Kalen-
derjahr oder einen gesetzlich bestimmten Zeitpunkt 
beziehen, während Satz 2 die Fälle regelt, in denen 
Land- und Forstwirte ein vom Kalenderjahr abwei-
chendes Wirtschaftsjahr haben. Sonderregelungen 
in Einzelsteuergesetzen bleiben unberührt. 

Der Ausschuß geht davon aus, daß sich aus der ge-
setzlichen Regelung keine verschärften steuerli-
chen Pflichten für den Steuerzahler ergeben und 
daß die Finanzbehörden von der auf § 109 AO ge-
stützten Praxis der Fristverlängerung in der bishe-
rigen Weise Gebrauch machen. 

Die Vorschrift tritt am 1. Januar 1980 in Kraft und 
gilt erstmals für die Steuererklärungen des Jahres 
1979. 

Zu Artikel 2 

Durch die Änderungen werden die im Einkommen-
steuergesetz enthaltenen Verweisungen auf das Um-
satzsteuergesetz an dessen Neufassung angepaßt. 

Zu Artikel 3 

Die Steuerbefreiung für private Altenheime, Alten-
wohnheime und Altenpflegeheime wird entspre-
chend der Regelung im Umsatzsteuerrecht (§ 4 
Nr. 16 Buchstabe d UStG 1980) erweitert. 

Zu Artikel 4 

Nummern 1 und 2 

Durch die Änderungen wird Artikel 4 des Aufwer-
tungsausgleichgesetzes redaktionell an die Neu-
fassung des Umsatzsteuergesetzes angepaßt. 

Nummer 3 

Die Vorschrift bestimmt den Zeitpunkt, von dem 
an die neue Fassung des Artikels 4 Abs. 1 und 3 
AufwAG anzuwenden ist. 



Drucksache 8/2827 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Zu Artikel 5 

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung. 
Sie ist erforderlich, weil § 30 UStG 1973 in das UStG 
1980 nicht übernommen wurde, aber nach § 27 
Abs. 1 dieses Gesetzes auf Sachverhalte aus der Zeit 
vor dem 1. Januar 1980 weiterhin anzuwenden ist. 

Zu Artikel 6 

Es handelt sich um Anpassungen an die Systematik 
und Terminologie des Umsatzsteuerrechts ohne 
materiell-rechtliche Bedeutung. 

Zu Artikel 7 

Nummern 1 bis 3 

Die Änderungen sind redaktioneller Art. Sie ent-
halten eine Anpassung an die geänderten Vor

-

schriften des Umsatzsteuergesetzes. 

Nummer 4 

Die Neufassung des § 13 Abs. 1 BerlinFG berück-
sichtigt die Neuregelung der Kleinunternehmerbe-
steuerung in § 19 UStG 1980. Dabei wird an dem 
bisherigen Rechtszustand im wesentlichen festge-
halten. Die Vergünstigung wird allerdings solchen 
Unternehmern nicht gewährt, die unter § 19 Abs. 1 
UStG fallen. Es erscheint nicht gerechtfertigt, sol-
che Unternehmer durch eine umsatzsteuerliche 
Präferenz im Rahmen des § 13 BerlinFG zu fördern, 
die bereits nach dem UStG keine Umsatzsteuer zu 
entrichten haben. Die Regelung dient zugleich der 
Verwaltungsvereinfachung, da die genannten Un-
ternehmer von den Berliner Finanzämtern umsatz-
steuerlich nicht erfaßt zu werden brauchen. Die 
Neufassungen der Absätze 2 und 3 des § 13 haben 
nur redaktionelle Bedeutung. 

Nummer 5 

Die Neufassung der Anwendungsvorschrift für die 
Umsatzsteuervergünstigungen des Berlinförde-
rungsgesetzes stellt sicher, daß die Änderungen 
von dem Zeitpunkt an anzuwenden sind, an dem 
auch das UStG 1980 in Kraft tritt. 

Zu Artikel 8 

Durch die Vorschrift wird dem Bundesamt für Fi-
nanzen als weitere Aufgabe die Vergütung der 
Vorsteuerbeträge in dem vereinfachten Verfahren 
nach § 18 Abs. 9 UStG 1980 übertragen. Das verein-
fachte Verfahren kommt für nicht im Inland ansäs-
sige Unternehmer in Betracht. Durch die Bestim-
mung einer zentralen Behörde sollen Schwierigkei-
ten bei der Ermittlung der zuständigen Finanzbe-
hörde vermieden und Mißbräuche (Doppelvergü-
tungen) verhindert werden. Auf Antrag des nicht 
im Inland ansässigen Unternehmers ist jedoch die 

Vergütung auf eine andere Finanzbehörde zu über-
tragen, wenn diese zustimmt. Hierdurch soll den 
Wünschen der nicht im Inland ansässigen Unter-
nehmer Rechnung getragen werden, wenn sie z. B. 
das Vergütungsverfahren bei einem grenznahen Fi-
nanzamt durchführen lassen wollen. 

Zu Artikel 9 bis 12 

Bei den in den Artikeln 9 bis 12 bezeichneten Un-
ternehmern wird der Ausgleichsanspruch gestri-
chen, der ihnen bei einem Umsatz von höchstens 
60 000 Deutsche Mark jährlich zustand, wenn sie 
die Bruttobesteuerung des § 19 Abs. 1 bis 3 UStG 
1967 und des UStG 1973 anwendeten. Der Aus-
gleichsanspruch führte zu einer Gleichstellung mit 
den Unternehmern, die die geschuldete Umsatz-
steuer in der Gebührenrechnung zusätzlich auswei-
sen dürfen. Die Regelung ist nicht mehr erforder-
lich, weil künftig schon bei einem Jahresumsatz 
von mehr als 20 000 Deutsche Mark die Besteue-
rung nach den allgemeinen Vorschriften des Um-
satzsteuergesetzes vorzunehmen ist. Bei einem Jah-
resumsatz bis zu 20 000 Deutsche Mark ist dies 
dann der Fall, wenn der Unternehmer von sich aus 
die Besteuerung nach den allgemeinen Vorschriften 
des Umsatzsteuergesetzes wählt (§ 19 Abs. 2 UStG 
1980). Für die verbleibende Gruppe von Unterneh-
mern liegt ein. Nachteil praktisch nicht vor, da sie 
wegen der Umsatzfreigrenze von 20 000 Deutsche 
Mark selbst keine Umsatzsteuer zu entrichten 
hat. 

Im § 151 a der Kostenordnung (vgl. Artikel 10) soll 
außerdem die Beschränkung auf Notare, denen die 
Gebühren selbst zufließen, beseitigt werden. Damit 
wird der neuen Regelung des § 2 Abs. 3 Nr. 2 UStG 
1980 Rechnung getragen. 

Zu Artikel 13 

Bei der Streichung handelt es sich um eine redak-
tionelle Anpassung an die Neufassung des Umsatz-
steuergesetzes. 

Drittes Kapitel 

Zu Artikel 14 

Zu Nummer 1 

Mit dieser Vorschrift wird das gegenwärtig gelten-
de Umsatzsteuergesetz aufgehoben. Durch § 27 
Abs. 1 des neuen Gesetzes wird sichergestellt, daß 
die umsatzsteuerlichen Tatbestände aus der Zeit 
vor dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes auch 
nach dem 31. Dezember 1979 noch nach dem alten 
Recht abgewickelt werden können. 
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Zu Nummer 2 

Hierdurch wird Artikel .3 Abs. 2 des Steuerände-
rungsgesetzes 1979 aufgehoben. Diese Vorschrift 
enthält die ab 1. Januar 1981 geltende Neufassung 
des § 24 UStG (Pauschalierung der Umsatzsteuer 
für die Land- und Forstwirtschaft nach dem Aus-
laufen des Aufwertungsausgleichs). Die Aufhebung 
ist erforderlich, weil die ab 1. Januar 1981 geltende 
Fassung des § 24 UStG in § 28 Abs. 3 des neue n 
Gesetzes aufgenommen wurde. 

Zu Nummer 3 

Artikel 6 des Zwölften Gesetzes zur Änderung des 
Zollgesetzes enthält die Ermächtigung, durch 
Rechtsverordnung die nach § 4 Nr. 1 und 2 UStG 
bestehenden Ausfuhrbefreiungen im innergemein-
schaftlichen Reiseverkehr unter bestimmten Vor-
aussetzungen auszuschließen. Die Vorschrift ist ge-
genstandslos, da die Ermächtigung in der Vor-
schrift des § 4 Nr. 1 UStG 1980 enthalten ist. 

Zu Nummer 4 

Das Absicherungsgesetz, das im November 1968 
aus konjunkturpolitischen Gründen eingeführt 
wurde (BGBl. 1968 I S. 1255), gewährte für die Ein-
fuhren eine USt-Vergütung und belastete die Aus-
fuhren mit einer Sonderumsatzsteuer. Es war nur 
für die bis zum 29. Oktober 1969 verwirklichten 
Ein- und Ausfuhrtatbestände von Bedeutung. Da 
inzwischen die in diese Zeit fallenden Vorgänge 
abgewickelt sind, kann das Gesetz nunmehr aufge-
hoben werden. 

Zu Nummern 5 bis 14 

Die Nummern 5 bis 14 betreffen die Aufhebung der 
zum jetzigen Umsatzsteuergesetz erlassenen 10 

USt-Durchführungsverordnungen. Sie werden aus 
Vereinfachungsgründen durch eine gemeiname 
USt-Durchführungsverordnung ersetzt werden, die 
mit dem neuen Gesetz zum 1. Januar 1980 in Kraft 
treten soll. 

Der Ausschuß hält die gemeinsame Aufhebung al-
ler bisherigen USt-Durchführungsverordnungen 
durch Gesetz deshalb für zweckmäßig, weil einzel-
ne Vorschriften bereits durch ein formelles Gesetz 
geändert wurden und daher auch nur durch Gesetz 
aufgehoben werden können. Bei der 9. UStDV ist 
eine Aufhebung durch Rechtsverordnung nicht 
möglich, weil die im bisherigen Umsatzsteuergesetz 
enthaltene Ermächtigungsgrundlage nicht in das 
neue Gesetz übernommen wird. 

Zu Nummern 15 bis 17 

Hierdurch werden die drei Verordnungen zur 
Durchführung der im Offshore-Steuerabkommen, 
im Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut und 
im Ergänzungsabkommen für  die NATO-Haupt-
quartiere enthaltenen Umsatzsteuervergünstigun-
gen aufgehoben. Soweit in diesen Verordnungen 
materiell-rechtliche Vergünstigungen geregelt sind, 
werden sie in § 15 UStG 1980 übernommen. Die in 
den Verordnungen enthaltenen Nachweisvorschrif-
ten werden in der neuen USt-Durchführungsverord-
nung zusammengefaßt werden. 

Zu Artikel 15 und 16 

Die Vorschriften regeln die Geltung für Berlin und 
 das Inkrafttreten. 

Bonn, den 8. Mai 1979 

Kühbacher 

Berichterstatter 

Dr. Meyer zu Bentrup 




